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Sonntags trägt sie schwarze Dienstktel­
dung, doch den taubenblauen Dienstanzug 
der neumünsteraner Regieeinheiten ZIeht 
sie ebenso gerne an "Der wirft immer wie­
der Fragen auf." Eine gute Öffentlichkeitsar­
beit fur die Sache, die Malke Westphal­
Gelck macht. Die 321ähnge Pastorin Ist mit 
großem Engagement Sei t 1983 im Katastro­
phenschutz aktiv. In Neumünster ISt sie 
Leitenn der 2. Technischen Emsatzleltung. 
Geht das, eme Führungsaulgabe 10 einer 
Männerdomäne wahrzunehmen? "Es ISt Teil 
memer Persönlichkeit, daß Ich Im allgemei­
nen mit Männern besser arbeiten kann als 
mit Frauen " Auch beruflich ISt die gebürti­
ge Neumunsteranenn mit Mannern zusam­
men Derzeit arbeitet sie als Anstaltsplarre­
rin 10 der Jusllzvollzugsanstalt Neumünster, 
wo lugendliche und erwachsene Männer in­
haftiert sind 

"Auch die seelische Pflege 
ist wichtig" 

Uber Ihren Ehemann, mit dem sie seit 
mehr als sechs Jahren verheiratet ist, kam 
Malke Westphal-Geick mit dem Katastro­
phenschutz In Berührung: "Mem Mann 1St. 
obwohl er erst 35 Jahre alt ISt, seit 19 
Jahren ,m Katastrophenschutz aktiv. Ich ha­
be begonnen, mich lür seine Arbeit zu mter­
essleren und ließ mich von semer Begeiste­
rung anstecken." Ihre Erste-Hllfe-Ausbil­
dung und ihr Schwesternhelfennnenexamen 
hatte sie schon absolViert, als man Ih r an­
trug , doch als Seelsorgerin im Katastro­
phenschutz der Stadt Neumünster mitzuwir­
ken Da in der StAN kein Seelsorger vorge­
sehen ist, gliederte man sie in den Betreu­
ungsdIenst ein. "Für mich geht die Betreu­
ung uber das Essen kochen und die körper-

"Menschen im Katastrophenschutz" will das "Zivilschutz­
Magazin " fortan auf dieser Seite in lockerer Form porträtieren , 
Menschen , die Berührungspunkte zum Katastrophenschutz 
haben , sollen vorgestellt werden und zu Wort kommen : vom 
Politiker bis zum Helfer, 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Maike Westphal-Geiek aus Neumünster 

liche Fürsorge hmaus. Auch oder gerade die 
seelische Pflege ist wichtig." Frau West­
phal-Geick durchilei "Wie in den Regieein­
heiten üblich, die ganz normale und voll­
ständige Katastrophenschutz-Ausbi Id u ng 
am Standort und an der Landesschule" . 

Unterrichtse inheit 
ausgearbeitet 

Schließlich wurde sie Leiterin der 1. Be­
treuungsstelle. Uber diese Arbeit hinaus 
wirkt sie bei der Grundausbildung aller Hel­
fer in den Regieeinheiten mit. Rund 200 
Helfer gibt es 10 den Regieeinheiten der 
Stadt Neumünster, und jährlich durchlaufen 
15 bis 20 Helfer die Grundausbildung. "Sie 
erhalten eine Erste-Hilfe-Ausbildung , Ein­
weisung ins Helferrecht. Kartenkunde und 
so weiter. Eine Unterrichtseinheit heißt 
,Seelsorge im Katastrophenschutz'. Diese 
Unterrichtseinheit wurde von Maike West­
phal-Gelck ausgearbeitet. "Der Unterricht 
befaßt sich mit zwei Schwerpunkten. Zum 
einen mit Solidantat und Verantwortung in 
Staat, Gesellschaft und Katastrophen­
schutz, zum anderen mit der Seelsorge im 
Ernstfall. Da werden anhand von Fallbei­
spIelen Möglichkeiten mitmenschlichen 
Handeins erörtert." 

"Ich möchte immer mehr 
über den Katastrophenschutz 
wissen " 

Seit Dezember 1987 ISt die Pastorin Lei­
terin der 2. TEL . "Der bisherige Leiter 
schied aus, ich hatte inzwischen alle erfor­
derlichen Lehrgänge an der Katastrophen-

schule des Bundes (KSB) besucht - warum 
soll te ich das dann nicht machen?" Als 
regelmäßige Besuchenn von Lehrgängen an 
der KSB hat sie manchem Kollegen gegen­
über einen Wissensvorsprung. "Ich möchte 
aber immer mehr über den Bereich Kata­
strophenschutz wissen." Daraus zieht sie 
auch ihre Erfolgserlebnisse: "Ich weiß, daß 
ich für den Fall emer Katastrophe bestmög­
lich ausgebildet bIO." 

Anhebung des Ansehens der 
Regieeinheiten 

Neben dem Katastrophenschutz , über 
den sie und ihr Mann viele Freundschaften 
geknüpft haben, mteressiert sich die 32jäh­
rig für "Städterelsen und Iür geSChichtliche 
und kunsthistonsche Literatur". 

Besonders am Herzen liegt Ihr die Anhe­
bung des Ansehens der Regieeinheiten : 
"Nicht alle Helfer sind in der Arbeitsgemein­
schaft der Helfer in den Regleeinheiten des 
Katastrophenschutzes (ARKAT) organisiert. 
Das ist schade, weil die ARKAT für uns 
Regiehelfer die emzlge MögliChkeit ISt, uns 
eine Lobby auf Bundesebene zu verschaf­
fen . Wir in Neumünster haben das GlÜCk , 
daß das Ansehen der Regieeinheiten sehr 
hoch ist. Das sollte woanders auch so 
sein." Auch den Katastrophenschutz mehr 
in das Bewußtsem der Bevölkerung zu brin­
gen , das wäre ein Ziel von Frau Westphal­
Geick , boe 
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"Informationstag 
Dritte Welt" 

am 10. Juni 1988: 
Industriestaaten und 
Entwicklungsländer 
sitzen in einem Boot 

von Hans Klein 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Gegründet auf mitmenschliche Solidarität mit den Bedürftigen, den 
Hungernden, den Armen in Afrika, Asien und Lateinamerika hat 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit das Ziel, die Länder der Drit­
ten Welt am wirtschaftlichen und sozialen Fortschrill teilhaben zu 
lassen. Im Interesse der Menschen dort- aber auch hierzulande. 

Denn: Nur wenn es allen in der Welt besser geht, wird es auch uns 
dauerhaft gut gehen. Nur wenn die Drille Welt weltmarktfahige 
Erzeugnisse produzieren und verkaufen kann, gewinnt sie auch die 
nolige Kaufkraft, um bei uns einzukaufen. Schon heute ist der 
Handelsaustausch rege: Die Entwicklungsländer haben im Jahre 1986 
für fast 65 Milliarden Mark Waren an uns vekauft und im Gegenzug 
deutsche Güter für 73 Milliarden Mark eingeführt. Im gleichen Jahr 
betrug unser Beitrag für die Dritte Welt etwas mehr als 8 Milliarden 
Mark. 

Die bisher mehr als 130 Milliarden Mark Entwicklungshilfe aus der 
Bundesrepublik Deutschland, aufgebracht in rund 30 Jahren, dienten 
dem menschlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Brückenbau mit 
rund 140 Völkern und Nationen. Vertrauensvolle und gleichberechtigte 
Partnerschaft trägt diese Kooperation. Wichtiger Leitgedanke dabei ist, 
daß unsere Unterstützung die Selbsthilfekräfte fördert und so zum 
Motor einer eigendynamischen Entwicklung wird. 

!teute, da immer mehr Entwicklungsländer, vor allem in Afrika, zu 
mutigen und oft schmerzhaften Strukturanpassungen gezwungen sind, 
wo zahlreiche Staaten in Lateinamerika den Weg der Demokratie neu 
begehen und wo wachstumsstarke Schwellenländer in Asien Hilfe 
durch Handel brauchen, ist internationale Entwicklungshilfe besonders 
geboten. 

Daran mitzuwirken, ist eine der großen Aufgaben, denen wir 
Deutsche uns nicht verschließen wollen und nicht verschließen dür­
fen. Denn als wir selbst in Not waren, nach dem Zweiten Weltkrieg, 
wurde uns in ähnlicher Weise geholfen - mit dem Marshall-Plan, der 
unseren wirtschaftlichen Aufbau begründete. Das haben wir nicht 
vergessen. 

Am "Informationstag Drille Welt", der am 10. Jum 1988 stall findet, 
wollen wir uns deshalb solidarisch zeigen mJl denen, die jetzt unserer 
Hilfe bedürfen, indem wir uns zum deutschen Beitrag von Staat, 
Kirchen und privaten Organisationen für die Entwicklungsarbeit beken­
nen. In zahlreichen Veranstaltungen und in einer bundesweiten Tele­
fonaklion mit dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit soll die Bevölkerung Gelegenheit erhalten, sich umfassend über 
Entwicklungshilfe und Entwicklungspolitik zu informieren. 

Die große Mehrheit, nämlich 74 Prozent der Menschen in der 
Bundesrepublik, befürwortet deutsche Hilfe für die Drille Welt. Dies 
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ergaben jüngste Meinungsumfragen. Damit ist die allgemeine Einstel­
lung gegenüber der Entwicklungshilfe zwar stabil. Aber es besteht nach 
wie vor ein großer Informationsbedarf. So wünschen sich die Bundes­
bürgerinnen und Bundesbürger mehr Informationen über das, was 
"mit ihrem Geld" geschieht, WIe Projekte für die Menschen in den 
Entwicklungsländern verwirklicht werden und welche Erfolge damit 
bereits erreicht worden sind und noch erreicht werden sollen. - Auch 
zu diesen Fragen wird das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit am "Informationstag Drille Welt" Stellung nehmen. 

Eine Bilanz nach rund drei Jahrzehnten deutscher Entwicklungshilfe 
zeigt, daß viele tausend Projekte in Afrika, Asien, Lateinamerika und 
Ozeamen ganz erheblich dazu beigetragen haben, die Lebensbedingun­
gen von Millionen Menschen entscheidend zu verbessern. Vielen 
Ärmsten der Armen hat unsere Hilfe das Überleben überhaupt erst 
ermöglicht. Sie zeigt aber auch, daß bei uns mehr und mehr die 
Einsicht reift, daß in einer kleiner gewordenen Welt Industriestaaten 
und Entwicklungsländer heute in einem Boot sitzen und deshalb 
dauerhaft zusammenarbeiten müssen. 

I J. ___ ~ 
.. - ........ 

Hans Klein 
-

Wo immer 8unde.mi· 
nlsler Hans Klein Ln 
der Dritten Welt Sla· 
lIon macht, sucht er 
den Kontakt zur Be· 
ttölkerung - wie hier 
im Gespräch mit KJn· 
dem in einer Gesund· 
heltlStation Im Hoch­
land der Jemenit!· 
schen Arabischen Re· 
publik. Folo: BMZ 
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Grußwort 
des Bundesministers des Innern 

Den bevorstehenden Informationstag Dritte Welt am .10. Juni 1988 
möchte ich zum Anlaß nehmen, allen Helferinnen und Helfern der im 
Katastrophen- und Zivilschutz mitwirkenden Organisationen wie auch 
den Angehörigen des Bundesgrenzschutzes für die in den vergangenen 
Jahren geleistete vielf<iltige Hilfe im Ausland zu danken. 

Zugleich rufe ich dazu auf, in unseren gemeinsamen Bemühungen 
um Hilfeleistungen für unverschuldet in Notlagen geratene Menschen 
der Dritten Welt verstärkt fortzufahren. Hilfe und Solidarität von 
staatlicher wie auch von privater Seite sind erforderlich, um die Folgen 
von Katastrophen und von äußeren und inneren Konflikten in diesen 
Regionen zu lindern. 

In der Vergangenheit hat es im Rahmen der humanitären Hilfe der 
Bundesregierung zahlreiche deutsche Hilfseinsätze im Ausland gege­
ben. Wir haben dabei stets deutlich gemacht, daß der notleidende 
Mensch im Mittelpunkt solcher Soforthilfe in akuten Notlagen steht. 
Ich erinnere an die Einsätze in den Jahren 1985 bis Frühjahr 1988 in 
Äthiopien, dem Sudan, Somalia, Mexiko, Griechenland und in Südame­
rika. Zur Verbesserung der Hilfsmöglichkeiten ist im Jahre 1986 eine 
Schnelleinsatzeinheit des Technischen Hilfswerks für Bergungsein­
sätze im Ausland aufgestellt worden. Sie ist in Katastrophenfällen 
innerhalb von sechs Stunden nach Alarmierung abOugbereit. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist gleichfalls bereit, künftig auf 
Anforderung ausländischer Staaten oder internationaler Stellen auch 
Experten zum Katastrophenschutz in Länder der Dritten Welt zu 
entsenden. Ihre Aufgabe wird es sein, den Regierungen Beratungs­
und Planungshilfen in diesem Bereich zu geben. 

Das Engagement aller an den Hilfsaktionen im Ausland Beteiligten 
ist ein vorbildliches Beispiel für Opferbereitschaft und Solidarität. 
Hierfür möchte ich im Namen der Bundesregi.",n~ danken. 

Dr. Friedrich Zimmermann 

Neue 
LandesausstaHung 
für Fernmeldezüge 

Nach 1986 konnten zum zwei­
ten Male die acht Fernmeldezüge 
in Rbeinland-Pfalz zusätzliche 
Fachdienstausrüstungen, die vom 
Land Rheinland-Pfalz beschafft 
wurden, auf der Landeskatastro­
phenschutzschule Burg/Mosel in 
Empfang nehmen. 

Die Ausrüstung besteht aus 
einem 2-m-Funkgerät für die 
BOS-Datenfunkkanäle 101 bis 125, 
einem Funkfernschreiber sowie 
dem notwendigen Zubehör. Zur 
Verbindung wurden drei entspre­
chende Relaisstellen aufgebaut. 

Die Funkübertragung von 
Nachrichten mit dem Funkfern­
schreiber ist eine sehr sichere 
Übermittlung, da eigene Daten­
funkkanäle benutzt werden, auf 
welchen kein Sprechfunkverkehr 
geführt wird. So wird ein Zusam­
menbrechen des Funkkanals ver­
hindert. Zur Verbindungsaufnah­
me bei Einsatzbeginn kann über 
das Funkgerät ein kuner Sprech­
funk zwecks Verständigung ge­
führt werden. 

Der zu übermittelnde Text 
wird auf dem Fernschreiber über 
eine normale Schreibmaschinen­
tastatur eingegeben und abge­
speichert. Die eigentliche Über­
tragungszeit der Signale ist sehr 
kun. Alle Meldungen, ob eigene 
oder empfangene, können, da sie 
abgespeichert werden, nachträg­
lich nochmals abgerufen und aus­
gedruckt werden. Das Gerät ist 
beweglich, um im Einsatzfall eine 
Technische Einsatzleitung in 
einem Gebäude, Einsatzleitcon­
tainer oder -fahneug aufzubauen. 
Die entsprechenden Antennen 
und Netzgeräte sind vorhanden. 

Mit der neuen Ausstattung und 
den vor zwei Jahren übergebenen 
Funkgeräten mit Überleiteinrich­
tung stellen die Fernmeldezüge 
ein gewichtiges Gefahrenabwehr-

potential dar, um im Einsatzfall 
sehr schnell Verbindungen auf 
der Führungsebene schalten zu 
können. 

Unser Foto zeigt die neue Aus­
stattung, links das Funkgerät, 
rechts der Funkfernschreiber. 

ABC-Zug erhielt 
"LichtgiraHe" 

Eine fahrbare Flutlichtanlage 
(Bild) wurde dem I. ABC-Zug 
München-Land von Landrat Dr. 
Gillessen übergeben. Diese 
"Lichtgiraffe" ist in der Halle des 
ABC-Zuges im Katastrophen-
schutzzentrum Haar unterge-
bracht und steht bei Bedarf allen 
im Landkreis München tätigen 
Hilfsorganisationen zur Verfü­
gung. 

Bei der Anlage handelt es sich 
um einen speziell für den Feuer­
wehr- und Katastrophenschutz­
einsatz entwickelten Anhänger, 
bestehend aus Stromeneuger, 
Schaltanlage, Teleskopmast und 
Scheinwerfer. Der Lichtmast mit 
sechs fest montierten Halogen­
strahlern ist elektrisch-hydrau­
lisch stufenlos bis zu einer Licht­
punkthöhe von neun Metern aus­
fahrbar. Für den Anhänger stehen 
beim I. ABC-Zug München-Land 
insgesamt drei Zugfahneuge zur 
Verfügung. (Foto: Waas) 
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Informationen 
gesucht 

Seit etlic~en Jahren wird im 
Rahmen der Forschungsarbeiten 
des Rererates II (Brandschutzge· 
schichte) der Vereinigung zur 
Förderung des Deutschen Brand· 
schutzes e. V. (VFDB) an einer 
Bibliographie der Feuerwehrlite· 
ratur bis 1945 gearbeitet. Hunder· 
te Titel konnten zwischenzeitlich 
aurgenommen werden, oft sogar 
mit den heutigen Standorten der 
Originale übrigens. 

Zwei Wochen 
Hochwasser' 

Als Quelle dienten nicht nur 
rruhere Bibliograpltien und Feu· 
erwehrzeitschriften, sondern 
auch Bestandslisten vieler Biblio· 
theken. 

Zur Abrundung und Ergänzung 
der Arbeit werden derzeit noch 
dnngend Ablichtungen oder der 
heutige Standort rolgender Quel· 
lenwerke gesucht: 

Es gab zwar schon schlimmere 
Hochwasserkatastrophen, doch 
selten übernutete der Neckar die 
Stadt Eberbach so tange andau· 
ernd: Rund zwei Wochen lang 
hielt der Fluß die Bewohner der 
Neckarstadt in Atem. Wasserge· 
füllte Keller, eingeschlossene 
Campingplätze und eine tagelang 
gesperrte Bundesstraße 37 waren 
die Folgen der NaturgewalteQ. 
Mit 7,65 Meter erreichte der Nek· 
kar in Eberbach Ende März sei· 
nen Höchststand und führte da· 
mit einen gut fünr Meter über 
dem Normalpegel liegenden Was· 
serstand. 

Die Helrer des THW·Ortsver· 
bandes Eberbach waren Tag und 
Nacht im Einsatz, um den vom 
Hochwasser geplagten Wohnungs· 
inhabern und Geschäftsleuten zu 
helren. Sandsäcke wurden aurge· 
füllt, Abschirmbleche montiert 
und Keller gleich dutzendweise 
ausgepumpt. Einen ganz Wagemu· 
tigen, der mit seinem Getändewa· 
gen leichtsinnigerweise in die 
Fluten hineingerahren war, muß· 
ten die Männer des Technischen 
Hilrswerkes mittels Gerätekrart· 
wagen und Winde wieder ans ret· 
tende Urer zurückbringen. In 
buchstäblich letzter Minute konn· 
te man auch einige Wohnanhän· 
ger aus den Wassermassen 
bergen. 

Nachdem sich der Neckar dann 
endlich wieder in sein ange· 
stammtes Bett zurückbewegt hat· 
te, konnten die THW·Helrer auch 
die Tage vorher aurgestellten Ver· 
kehrs·Umleitungsscltilder wieder 
einsammeln. Die Keller waren 
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trockengelegt und die Bundes· 
straße 37 wieder rreigegeben. 
Dann aber begann für die Haus· 
besitzer der Neckarstadt das gro· 
ße Aurräumen und Sauberma· 
chen. (Foto: Deschner) 

I. Adreßbuch der Fabrikanten 
und Handlungen von Feuerwehr· 
artikeln nebst einem Verzeichnis 

Frontalzusammenstoß 
fordert 

ein Menschenleben 
Tödlich verletzt wurde ein jllnger Mann bei einem 

Verkehrsunfall allf der B 51 in Osnabriick. Der junge 
Mann hatte das Fahrzeug gekauft und war auf dem Weg 
zur Zulassungsstelle, als er aus noch ungeklärter Ursa­
che im Schleudern geriet und gegen einen Lkw prallte. 
Das Fahrzellg zerbrach in mehrere Teile. Der Fahrer 
wurde fast eine Stunde lang VOll mehreren Arzten und 
Helfern wiederbelebt, jedoch verstarb er noch an der 
Unfallsrelle. Im Einsatz war die Bemfsfeuerwehr Osna· 
briick, der Rettungshubschrallber aus Rheine und das 
DRK. 

(Foto: A. Rahe) 

der Feuerwehrliteratur von 1665 
bis \884, Verrasser: R. Scheibe, 
Verlag: "Feue(\\ehrmann" (Leip· 
zig), 76 Seiten, Erscheinungsjahr: 
1884. 
2. Verzeichnis amtlicher Werke 
über das Feuerlösch· und Ret· 
tungswesen vom \6. Jahrhundert 
ab bis zum heutigen Tag, VerL: R. 
Scheibe, vor 1893 erschienen. 
3. Fachcat~loge für's Publikum: 
NI. 2. Die Literatur des Feuer· 
lösch· und Turnwesens, der Heil· 
gymnastik, Pahr·, Fecht·, Reit·, 
Ring·, Schwimm· und Tanzkunst 
von \860-1877, VerL: H. Schmidt, 
Verl.: C. Bellmann (Prag), Er· 
scheinungsjahr: 1877. 
4. Schriftliche Arbeiten des 
bayerischen Feuerwehrverban· 
des, VerL: M. Link, Erschei· 
nungsjahr: zwischen 1907 und 
1910. 
Position I und 2 werden unabhän· 
gig voneinander mit den ange· 
führten Titeln in verschiedenen 
Quellen ,genannt, es könnte sich 
aber durchaus um das gleiche 
Werk handeln . Hinweise aur die 
heutigen Standorte der vorge· 
nannten Werke werden an Helmut 
Raab, Friedensstr. 21, 0·6057 
Dietzenbach (Tel. 060 Wl 64 82) 
erbeten. 

Strahlenschutz wird 
erheblich verbessert 

Im Bereich Strahlenschutz 
wird die Ausrüstung der Katastr0-
phenschutzeinheiten und der 
Feuerwehren in Baden·Württem· 
berg erheblich verbessert. Wie 
Innenminister Dietmar Schlee in 
Stuttgart mitgeteilt hat, haben die 
ABC-Dienste im Katastrophen· 
schutz weitere Meßgeräte und 
Schutzausrüstung erhalten; bei 
den Feuerwehren werden die 
Strahlenschutzausstattung er· 
gänzt und Stahlenschutzstütz· 
punkte in allen Stadt· und Land· 
kreisen eingerichtet. "Neben 
dem stationären Meßnetz zur 
Messung von Radioaktivität kön· 
nen die Katastrophenschutzein· 
heiten und Feuerwehren künftig 
zusätzliche Messungen durchfüh· 
ren und so zu einem engmaschi· 
gen, nächendeckenden Meßnetz 
beitragen", erklärte der Minister. 

332 Kontaminationsnachweis· 
geräte und SChutzausrüstung für 
die Helfer haben die ABC·Dienste 
im Katastrophenschutz zusätzlich 
zur bereits vorhandenen Ausstat· 



tung erhalten. Außerdem wurde 
und wird noch die Strahlenschutz­
ausstattung der R!uerwehren 
entscheidend verbessert. Dazu 
werden neben einer Ergänzung 
der Grundausstattung der Feuer­
wehren sogenannte Strahlen­
schutzstützpunkte eingerichtet, 
die über umfangreiche Schutz­
kleidung und Meßgeräte verfü­
gen. Außerdem wird zusätzlich an 
der Landesfeuerwehrschule eine 
Zusatzausbildung "Strahlen­
schutz" angeboten. Die Strahlen­
schutzstützpunkte der Feuerweh­
ren werden in allen Stadt- und 
Landkreisen aufgebaut, so daß 
ein flächendeckendes Netz er­
reicht wird. Die Ausstattung der 
Stützpunkte wird vom Land mit 
60 % erhöht gefördert. Neben den 
Strahlenschutzstützpunkten sol­
len noch weitere besondere 
Strahlenmeßtrupps der Feuer­
wehren aufgestellt werden, um 
bei besonderen Schadenslagen 
zusätzliche Messungen durchfüh­
ren zu können. 

Das Land Baden-Württemberg 
hat für die ergänzende Ausstat­
tung der Katastrophenschutzein­
heiten ca. 1 Million DM aufgewen­
det, für die Strahlenschutzaus­
stattung der Feuerwehren wer­
den insgesamt ca. 8 Millionen DM 
bereitgestellt. Die Ausstattung 
der Feuerwehren soll voraus­
sichtlich bis 1990 abgeschlossen 
sein. 

"Warten darauf, daß 
nichts passiert" 

Die Bayer-Werkfeuerwehr EI­
berfeld feierte im April ihr 
100jähriges Bestehen. Damit zählt 

sie zu den ältesten unterneh­
mensgebundenen Feuerwehren 
in der Bundesrepublik. 

Der Grundstein für die heute 
73 Mann starke Werkfeuerwehr 

Personelle 
Veränderungen in 
Bremen 

wurde im April 1888 gelegt, als Die Delegiertenversammlung 
ein Brandmeister, ein Oberfeuer-. des Landesfeuerwehrverbandes 
wehrmann und 15 Feuerwehrleu- . Bremen hat Wilfried Schleef, bis­
te ihre Arbeit aufnahmen. Damals her Schriftführer, zum neuen 
waren zwei Pumpen und zwei Vorsitzenden des Vorstandes ge­
handgezogene Hydranten- wählt. Wilfried Schleef löst den 
Schlauchwagen der große Stolz 

langjährigen Vorsitzenden Rolf 
Tiemann ab, der Mitte letzten 
Jahres sein Amt aus persönlichen 
Gründen zur Verfügung gestellt 
hatte, Zwischenzeitlich führte der 
als 2. Vorsitzender wiedergewähl­
te Wi lhelm Hilke die Geschäfte 
des LFV Bremen. Nachfolger des 
aus Altersgründen ausgeschiede­
nen Rechnungsführers Rudi Sey­
ferth wurde Michael Stemm er. 

der kleinen Gruppe, heute hinge­
gen kann das "Geburtstagskind" 
auf 16 moderne Einsatzwagen ver­
weisen. 

Bis zum heutigen Tag hat der 
technische Fortschritt bei Bayer 
im Bereich der Feuerwehr zur 
Optimierung der Sicherheit ge­
führt. 

Die Wehren in den fünf bun­
desdeutschen Bayerwerken kön­
nen sich mit rund 500 Mitarbei­
tern auf die elektronische Daten-
verarbeitung stützen. "Kollege 
Computer" liefert im Ernstfall In­
formationen in Sekundenschnel­
le. Dazu gehören Angaben über 
den Einsatzort und Einzelheiten 
über die dort eingelagerten Roh­
stoffe sowie Zwischen- und End­
produkte. 

"Eine unserer wichtigsten Tä­
tigkeiten ist das Warten darauf, 
daß nichts passiert", sagt Klaus 
Nosbüsch, der Leiter der Elber­
fe lder Werkfeuerwehr. Dieses 
"Geduldsspiel" ließ sich Bayer 
1987 in Wuppertal rund 8,5 Millio­
nen Mark kosten. "Eine Investi­
tion, die sich schon allein durch 
den Schutz der Menschen und 
der Umwelt innerhalb des Unter­
nehmens und außerhalb der 
\Verktore bezahlt macht", betont 
Professor Dr. Gert L. Haberland, 
der Leiter des Werkes, 

Ternt/ne 

Der . Internationale Notfall-Kongreß 1988" findet vom 11 . 
bis 13. November 1988 in der Stadthalle Hanau/Main statt. Das 
Hauptthema lautet: "Der Internistische Notfall". Wissenschaft­
liche Leitung: Prof. Dr. med, H,-J. Becker, Direktor der Medizin_ 
Klinik I Stadtkrankenhaus Hanau. . 

Auskünfte erteilt der Verband Deutscher Reltungssanitäter 
e. V., Postfach 102211, 6072 Dreieich, Tel.: 06103/3 22 03. 

Mit dem Thema . Feuerwehr' 99 - Entwicklungstenden­
zen bei Feuerwehrfahrzeugen" befaßt sich ein EUROFEU­
CTIF-Symposium, das am I. 6. 1988 auf dem "Interschutz"­
Ausstellungsgelände in Hannover stattfindet. 
Weitere Einzelheiten teilt das EUROFEU-Generalsekretariat, 
Postfach 71 0864,6000 Frankfurt 71, mit. 

In diesem Jahr wird die Feuerwehr Bonn 125 Jahre alt. Aus Anlaß 
dieses Jubiläums steht die Stadt Bonn in der Zeit vom 3. bis 
26. Juni 1988 ganz im Zeichen der Feuerwehr. Ausstellungen, 
Übungen und Vorführungen begleiten die Festwochen, die am 
26_ Juni in einem Familienfest in der Rheinaue gipfeln. 
Auskunft über die einzelnen Veranstaltungen erte ilt die Feuer­
wehr Bonn, Lievelingsweg 112, 5300 Bonn 1. 

Zu den traditionellen Aufgaben der VDI-Kommission Reinhaltung 
der Luft zählt die Durchführung von Tagungen zu aktueUen Fragen 
auf den Gebieten des Umweltschutzes und Jler Sicherheitstech­
nik. Vom 19. bis 21. Oktober 1988 veranstallet die Kommis­
sion im Messezentrum Nürnberg das Kolloquium . Sichere 
Handhabung brennbarer Stäube." 

Das ausführliche Programl)l kann bei der VDI-Kommission 
Reinhaltung der Luft, Postfach 11 39, 4000 Düsseldorf I, Tel. 
(021 1) 62 14-0, bezogen werden. 

Bei ' der "ama 88", der Auto- und Motorrad-Ausstellung vom 
29. Oktober bis 6. November 1988 in allen Messehallen auf 
dem Stuttgarter Killesberg, findet in der Halle 14 eine Sonder­
schau unter dem Motto . Feuerwehren einst und Jetzt" statt. 

Am 30. Oktober findet ein "Tag der Feuerwehr" statt, bei 
dem Einsatzübungen gezeigt werden. Als Höhepunkt wird eine 
historische Übung mit einer originalgetreuen Steigergruppe zu 
sehen sein. Daneben werden historische Helme und Uniformen 
ausgestellt. 

Wer noch ein interessantes Feuerwehrfahrzeug zur Verfügung 
stellen kann, sollte sich mit dem Organisationsbüro ama 88, 
Postfach 327, 7000 Stuttgart 1, in Verbindung setzen_ 
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Köln: Gasexplosion zerstörte 
Mehrfamilienhaus 

Durch eine schwere Gasexplosion wurde 
am Freitag , dem 15. April 1988, gegen 8.00 
Uhr morgens in Köln-Ehrenfeld ein fünfge­
schossiges Mehrfamlienhaus völlig zer: 
stört. Die Druckwelle fegte die Innenwände 
des Gebäudes weg , brachte Zimmerdecken 
zum Einsturz, drückte die Fenster und einen 
Teil der Fassade nach außen und riß ein 
riesiges Loch in das Dach. Noch in über 100 
Metern Entfernung barsten Fensterscheiben 
in Geschäfts- und Wohnhäusern . 

17 Menschen wurden bei dem Unglück 
verletzt , darunter drei Schwerverletzte. 
Über 40 Bewohner wurden obdachlos . 

Bauarbeiten waren vermullich die Explo­
sionsursache. Ein Bagger habe bei U-Bahn-

" 

Arbeiten so kräftig an der ZUleitung ge­
hoben , daß ein Gasrohr im Keller des Un­
glückshauses riß , erklärte ein Sprecher der 
Gas- , Elektrizitäts- und Wasserwerke (GEW) 
Köln . 

Viele Bewohner des Hauses überraschte 
die Explosion im Schlaf . Decken und Wände 
stürzten auf sie, zwei Mieler wurden unter 
den herabgestürzten Zimmerdecken einge­
klemmt. 

Kurze Zeit nach dem Unglück waren Be­
rufsfeuerwehr und Notärzte am ExplosIons­
ort . Die meisten Hausbewohner hatten sich 
inzwischen ins Freie retten können. Die be­
freiten Eingeklemmten und drei weitere Mie­
ter wurden über eine Drehleiter von den 

Es sieht aus, als hätte eine Bombe eingeschlagen . Nach der Explosion droht das Haus einzustürzen. 

Wehrmännern geborgen Zwei Schwelbrän­
de konnten schnell gelöscht werden . Viele 
Wohnungen sahen aus wie ein Trümmer­
haufen, nichts blieb auf seinem Platz . 

Die Verletzten wurden in umliegende 
Krankenhäuser gebracht. Im Feuerwehr-Re­
tungsbus fanden die unverletzten Mieter 
eine erste Bleibe. 

Weil weitere Opfer unter den Trümmern 
vermutet wurden , kamen zwei Rettungs­
hunde des THW·Ortsverbandes Leverkusen 
sowie zwei Hunde des DRK-Ortsverbandes 
Köln-Porz zum Einsatz . Im Wechsel suchten 
die Helfer mit Ihren Hunden im Innern des 
Gebäudes nach weiteren Verletzten. Zum 
Glück wurden keine Opfer mehr gefunden. 

An der Fronlseite des Mehrtamilienhauses wölbt 
sich die Fassade zum Teil nach außen, alle Fen­
ster sind zerstört . 

I 

--
Oie beiden HundelUhrer von THW und ORK be­
sprechen sich kurz , bevor der Retlungshund ein­
gesetzt wird . 

"" • 

~ 
Schnell ist ein Topf gelünden, um den durstigen 
ReHungshund nach dem Einsatz mit Wasser zu 

Glück Im Unglück haben zwei Wellensittiche. Sie werden von den Wehrmännern wohlbehalten geborgen. versorgen. (Fotos: Sers) 
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1. Internationale Konferenz über gegenseitige 
Katastrophenh ille mit Nachbarstaaten der Bundesrepublik Deutsch land 

Internationale 
Zusammenarbeit ist 

unverzichtbar 
Parlamentarischer Staatssekretär Spranger 

hob die Bedeutung der Konferenz hervor 

Mehr als elf Jahre sind vergangen , seit-' 
dem die Bundes republik Deutschland und 
die französische Republik das erste bilatera­
le Abkommen über gegenseitige Hilfelei­
stung bei Katastrophen und schweren Un­
glücksfällen geschlossen haben. Die sehr 
lange und gründliche Vorbereitung jenes 
Vertrages ist der Grund dafür, daß dieses 
völkerrechtliche Vertragswerk in seinen we­
sentlichen Vorschriften auch als Vorbild und 
Muster für andere bilaterale Hilfeleistungs­
verträge zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und ihren Anrainerstaaten die­
nen konnte . Inzwischen sind entsprechende 
Abkommen mit Belgien, Luxemburg , Däne­
mark und der Schweiz abgeschlossen wor­
den. Die Unterzeichnung des deutsch-nie­
derländischen Abkommens wird am 7. Juni 
1988 vollzogen. Im sei ben Monat finden 
auch die entscheidenden Verhandlungen 
mit der Republik Österreich statt. 

Internationale 
Zusammenarbeit ist 
unverzichtbar 

Die Zeit war also reif für einen umfassen­
den Meinungsaustausch über Erfahrungen , 
Erkenntnisse und Entwicklungen auf dem 
Gebiet der grenzüberschreitenden Katastro­
phenhilfe. Bundesinnenminister Dr. Zim­
mermann ergriff daher die Initiative und lud 
die Vertragspartner der Bundesrepublik 
Deutschland nach München ein . Er faßte in 
seinem Einladungsschreiben an die Konfe­
renzteilnehmer seine Zielvorstellungen von 
der Veranstaltung u. a. wie folgt zusammen: 
"Ich bin überzeugt , daß von dieser Tagung 
ganz wesentliche Impulse für die Belebung 
der grenzüberschreitenden Zusammenar­
beit im Katastrophenschutz mit den Nach­
barstaaten der Bundesrepublik Deutschland 
ausgehen werden . Ich hoffe, daß dies in 
nicht allzu ferner Zukunft auch auf das Ver-

hältnis zur DDR und CSSR zutreffen möge. 
Für ganz wichtig halte ich die Beteiligung 
von Vertretern der Bundesländer und der 
Hilfsorganisationen, denn sie sind es , die 
ihre praktischen Erfahrungen aus dem tägli­
chen Umgang mit Notfällen und gelegentli­
chen Katastrophen einbringen. Tagungen 
wie diese sollten künftig in regelmäßigem 
Turnus abgehalten werden , denn die Ent­
wicklung der Risikolandschaft in unseren 
hochtechnisierten Industriestaaten macht 
eine internationale Zusammenarbeit auch 
auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes 
unverzichtbar. " 

Die Erwartungen, die der Bundesinnen­
minister an die Konferenz geknüpft hat, sind 
in vollem Umfange eingetroffen. Mit Aus­
nahme von Dänemark, das wegen Über­
schneidung mit einem skandinavischen 
Konferenztermin absagen mußte, waren alle 
Nachbarstaaten durch Delegationen vertre­
ten . Leider konnlen bei dieser Veranstaltung 
noch keine Vertreter der DDR und der CSSR 
teilnehmen , da es bisher nicht gelungen ist, 
mit diesen Staaten ins Gespräch zu 

. kommen. 
Umso erfreulicher ist es , daß auch Groß­

britannien in München vertreten war, ob­
wohl es nicht durch ein bilaterales Hilfelei­
stungsabkommen mit der Bundesrepublik 
Deutschland verbunden ist. 

Bedeutsame Tagung 

Die Konferenz wurde vom Parlamentari­
schen Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern , Herrn S~ranger , eröffnet und 
im ersten Teil geleitet. Auch Herr Sprnnger 
wies in seiner nachstehenden Begrüßungs­
rede auf die Bedeutung dieser Konferenz 
hin, indem er folgendes ausführte: 

"Ich freue mich, Sie hier im Namen der 
Bundesrepublik Deutschland begrüßen zu 
können . Daneben möchte ich Ihnen allen 

die herzlichen Grüße und Wünsche des für 
den Zivilschutz zuständigen Bundesinnen­
ministers, Dr. Zimmermann, für diese Ta­
gung übermitteln. 

Diese Tagung ist bedeutsam, da sie ein 
erstmaliges Zusammentreffen der durch bi­
laterale Absprachen miteinander verbunde­
nen Staaten , unabhängig davon, ob und 
welcher Staatengemeinschaft sie angehö­
ren , ermöglicht. Ich bedaure sehr, daß die 
östlichen Grenznachbarn der Bundesrepu­
blik Deutschland, die DDR und die CSSR, 
nicht teilnehmen können . 

Ich hoffe , daß mit der heute hier in Mün­
chen beginnenden Tagung über bilaterale 
grenzüberschreitende Hilfeleistung das bis­
herige Bemühen unserer Staaten, die gere­
gelte, partnerschaftliche und erfolgreiche 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Kata­
strophenschutzes weiter zu intensivieren, 
erneut einen zukunftsweisenden Schritt vor­
angebracht werden kann . 

Dieses Treffen ist ein sichtbarer Ausdruck 
der engen freundschaftlichen Beziehungen 
der europäischen Nachbarstaaten unIerein­
ander und bekräftigt den übereinstimmen­
den Willen aller Regierungen , im Interesse 
des Gemeinwohls ihrer Bürger auch auf 
dem Gebiet des Zivil- und Katastrophen­
schutzes eine wirksame, vertrauensvolle 
und reibungslose Zusammenarbeit über die 
Grenze hinweg sicherzustellen . Gerade auf 
dem Gebiet des Katastrophenschutzes ist 
das Prinzip zu beachten, daß die Gefahren­
abwehr im Katastrophenfall so schadensnah 
wie möglich angesiedelt werden muß. Ich 
möchte dieses Prinzip so umschreiben, daß 
sich das Krisenmanagement von unten nach 
oben entfalten muß. Das bedeutet nicht 
zuletzt auch für unsere bilateralen Hilfelei­
stungsabkommen , daß sie Vorrang vor su­
pra- und multinationalen Vereinbarungen 
haben. 

Zu den Aufgaben , die unmittelbar vor uns 
liegen, zählt auch die Schaffung einer Politik 
als Grundlage für die Sicherheit unserer 
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Bürgerinnen und Bürger und für die Erhal­
tung des Wohlstandes, den unsere Staaten 
erreicht haben. 

Hilfspersonal über den 
grenznahen Raum hinaus 
nutzen 

Der für unser aller Wohlergehen unerläß­
liche technische Fortschritt birgt naturge­
mäß auch Gefahren und Risiken, die über 
die bestehenden Grenzen hinweg be­
herrschbar sein müssen. Es hat in meinen 
Augen keinen Sinn, Arbeitskraft und enor­
me finanzielle Investitionen für die Sauber­
keit der Luft, des Bodens und des Wassers 
sowie für die Erhaltung der natürlichen Le­
bensgrundlagen der Menschen aufzuwen­
den, wenn es nicht gleichzeitig gelingt, das 
Über- bzw. Weiterleben der Menschen bei 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen 
zu sichern . 

Die Aktualität dieser Problemstellungen 
ist gerade durch die spektakulären Unfälle in 
Tschernobyl und bei der Firma Sandoz in 
Schweizerhalle wieder in das Bewußtsein 
einer breiten Öffentlichkeit getreten. Bei der 
BetraChtung des Risikospektrums, in dem 
unsere heutige Industriegesellschaft lebt 
und den daraus resultierenden Überlegun­
gen für den Aufbau eines wirksamen und 
umfassenden Gefahrenabwehrsystems ist 
nicht zu übersehen, welchen wertvollen Bei­
trag die bilateralen Hilfeleistungsabkommen 
für das Sicherheitsbedürtnis der Menschen 
in unseren Ländern darstellen. Sinn und 
Zweck dieser Abkommen ist es , das vor­
handene Hilfspotential unserer Staaten so­
weit wie möglich im Bedarfsfall auch über 
den grenznahen Raum hinaus zu nutzen. 
Sie regeln insbesondere 
• die Festlegung von Ansprechpartnern 
auf beiden Seiten 
• die Erleichterung des grenzüberschrei­
tenden Personen- und Warenverkehrs 
• den Verzicht auf Kostenerstattung 
• den Haftungsausschuß bei Personen 
und Sachschäden 
• den Austausch von Informationen. 

Sensibilisierung ist stärker 
geworden 

Wenn man darüber hinaus die Zeitspanne 
von mehr als zehn Jahren seit der Unter­
zeichnung des ersten sogenannten "Modell­
abkommens" mit Frankreich 1977 bis heute 
Revue passieren läßt, so ist festzustellen, 
daß nach einem gewissen Stillstand bis zum 
Jahre 1984 die Sensibilisierung hinsichtlich 
großflächiger Gefährdungslagen seitdem 
immer stärker geworden ist. Das hat dann 
auch in den später abgeschlossenen Verträ­
gen seinen Niederschlag gefunden. So sind 
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seitdem neue Regelungen über den Infor­
mationsaustausch zwischen den Vertrags­
staaten, insbesondere über grenznahe kern­
technische Anlagen, auch in "Normalzei­
ten", sowie über die Aufnahme und Rück­
führung von Evakuierten hinzugekommen. 
Dies sind wesentliche Fortschritte, die Ih­
nen zeigen mögen, daß es nicht ausreicht, 
den einmal gewonnenen Sicherheitsstan­
dard zu behalten und zu bewahren. 

Die rasante technische Entwicklung in 
unseren Industrieländern und die zwangs­
läufig damit verbundenen Risiken machen 
es unbedingt notwendig, permanent neue 
Erkenntnisse und Ertahrungen zu sammeln , 
auszuwerten und auszutauschen und, so­
weit erforderlich, gemeinsam umzusetzen. 

Wenn wir nun nach mehr als zehn Jahren 
Bilanz ziehen, so kann man feststellen, daß 
wir einen Weg beschritten haben, der uns 
hin zu einem grenzüberschreitenden Hilfe­
leistungssystem von hoher Effizienz führen 
wird . Wir müssen alles tun, damit es von 
einer sowohl für nationale als auch für inter­
nationale Katastrophenereignisse sensibili­
sierten Bevölkerung mitgetragen wird. Es 
ist von unschätzbarem Wert, daß sich aber 
auch die im staatlichen Bereich Handelnden 
bewußt werden und geworden sind, daß sie 
nicht allein stehen, sondern Seite an Seite 
mit den Nachbarn an der gemeinsamen Sa­
che arbeiten. 

Zusammenarbeit schon in 
"Normalzeiten" 

Die Frage ist also, was wir noch anstreben 
sollten, um dieses gemeinsame Ziel zu er­
reichen . Ich meine, da ist zunächst einmal 
an die konkretere Ausgestaltung und den 
praktischen Vollzug der Durchführungsver­
einbarungen zu den einzelnen Hilfelei­
stungsabkommen zu denken. Die Bundes­
republik Deutschland hat solche Durchfüh­
rungsvereinbarungen bisher nur mit Frank­
reich am 18. März 1985 und mit Luxemburg 
am 12. Mai 1987 abgeschlossen . Unbe­
schadet der Tatsache, daß die bilateralen 
Hilfeleistungsabkommen ihren Zweck dann 
erfüllen sollen, wenn Katastrophen und 
schwere Unglücksfälle eingetreten sind, er­
scheint es mir genauso wichtig , daß die 
Vertragspartner schon in "Normalzeiten" 
auf diesem Gebiet zusammenarbeiten, denn 
die Hilfe wird im Ernstfall umso reibungslo­
ser und damit effizienter erfolgen können, je 
enger die grenzüberschreitenden Kontakte 
bereits in Normalzeiten sind. 

So sollte nach meiner Auffassung der 
Austausch von Lehrpersonal und Lehr­
gangsteilnehmern stärker als bisher ge­
pflegt werden . Ausbildungsinhalte und Aus­
bildungsziel sollten unbeschadet der Tatsa­
che , daß jeder Staat eine in Jahrhunderten 
gewachsene Organisation besitzt, soweit 
wie möglich abgestimmt werden . Der Infor-

mationsaustausch über Forschungsvorha­
ben und deren Ergebnisse, über EntwiCk­
lungen und Erprobungen neuer katastro­
phenschutzrelevanter Geräte sollte intensi­
viert werden. Ferner ist auch an gemeinsa­
me grenzüberschreitende Übungen zu den­
ken. Alle diese vertrauensbildenden Maß­
nahmen können unserem gemeinsamen An­
liegen nur förderlich sein. 

Lassen Sie mich nun als letzten Gedan­
ken noch den möglichen Verbund von Kri­
senmanagementsystemen aufgreifen. 

Tschernobyl und Sandoz haben die neuen 
Dimensionen heutiger Industriegefahren, 
insbesondere die Möglichkeit eines schnel­
len Übergreifens auf große Gebiete und über 
Grenzen hinweg deutlich gemacht. Gerade 
die durch den Reaktorunfall in Tschernobyl 
erhöhte radioaktive Belastung der Atmo­
sphäre nach dem Unfallereignis entwickelte 
sich zu einer fast ganz Europa umfassenden 
Gefahrenlage. Daraufhin sind in den mei­
sten europäischen Staaten Initiativen zur 
Straffung und Verbesserung nationaler Kri­
senmanagementsysteme ergriffen worden. 
Bei der Kleinräumigkeit Westeuropas wäre 
es für die politische und fachliche Zusam­
menarbeit in der grenzüberschreitenden Hil­
feleistung außerordentlich wichtig, die In­
halte dieser Systeme und ihre Verknüpfbar­
keit soweit wie möglich in ihren Strukturen 
anzunähern. Zumindest halte ich einen sehr 
frühzeitigen Gedankenaustausch über die 
konzeptionellen Absichten mit dem Ziel 
einer Harmonisierung für sachlich geboten. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir zu 
den gesagten Themen Ihren Standpunkt in 
einem kurzen Statement darlegen würden." 

Ausschöpfung 
der Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit 

Während der beiden Konferenztage wur­
den zahlreiche Themen von gemeinsamem 
Interesse erörtert. Im Vordergrund standen 
dabei zunächst die Fragen einer Harmoni­
sierung oder Aktualisierung der Abkom­
men, denn die Hilfeleistungsverträge sind 
das Ergebnis zweiseitiger Verhandlungen 
und weichen naturgemäß im Wortlaut und 
Inhalt zum Teil voneinander ab, ohne jedoch 
die wesentlichen Grundsätze zu beeinträch­
tigen. Die allgemeine Auffassung war, daß 
keine Notwendigkeit für irgendwelche Ände­
rungen oder Ergänzungen der Vertragstexte 
gesehen wurde. 

Eine wesentlich größere Rolle spielte die 
Frage nach einer Intensivierung der Zusam­
menarbeit durch weitergehende Ausschöp­
fung der in den Durchführungsvereinbarun­
gen zu den Hilfeleistungsabkommen enthal­
tenen Möglichkeiten. Die Tagungsteilneh­
mer zeigten sich beeindruckt von den kon­
kreten Vorhaben, die die zunehmend engere 



Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu­
blik Deutschland und Frankreich kennzeich­
nen. So werden regelmäßig einmal im Jahr 
auf der Ebene der zuständigen Abteilungs­
leiter beider Innenministerien Grundsatzge­
spräche geführt. Die Ausbildungskonzeptio­
nen bei der Länder werden von Mitgliedern 
des Lehrpersonals der beiden zentralen Ka­
tastrophen- und Brandschutzschulen in 
Nainville les Roches bei Paris und Ahrweiler 
bei Bonn erörtert. Bei größeren Zivilschutz­
übungen werden Manöverbeobachter aus­
getauscht. Experten diskutieren über natio­
nale Forschungsvorhaben, die auch für den 
Vertragspartner von Interesse sein können. 
Der wechselseitige ZugriH auf GefahrstoH­
daten bänke wird vorbereitet. Die Erläute­
rung konkreter Forschungsvorhaben, so 
z. B. das in Entwicklung befindliche mobile 
Massenspektrometer als zukunftsweisendes 
Meßgerät für Chemiegefahren, stieß allseits 
auf großes Interesse. 

Konsequenzen aus 
Tschernobyl und Sandoz 

Einen wesentlichen Raum nahm in der 
Diskussion auch die Frage der ereignisadä­
quaten, zeitnahen Reaktion auf großflächige 
Gefahrenlagen - gleich welcher Ursache -
ein. Der Reaktorunfall in Tschernobyl und 
die Chemiekatastrophe in Schweizerhalle 
bei Basel waren hier die immer wieder zitier­
ten Bezugspunkte. Es war interessant fest­
zustellen, daß alle Vertragspartner aus die­
sen Ereignissen Konsequenzen gezogen 
hatten, die nicht nur in der Zielrichtung 
sondern auch in ihrer Struktur große Ähn­
lichkeiten aufwiesen. So haben alle beteilig­
ten Staaten zur Abdeckung des bei großflä­
chigen Gefahrenlagen auftretenden zentra­
len Koordinierungs- und Handlungsbedarfs 
darauf bezogene Krisenmanagementsyste­
me und -verfahren eingeführt oder beab­
sichtigen, dies zu tun. Durch die Darstel­
lung des Krisenmanagementmodells der 
Bundesrepublik Deutschland konnten wert­
volle Anregungen vermittelt werden. Das 
gleiche gilt auch für die sehr anschauliche 
Erläuterung der Rahmenempfehlungen für 
den Katastrophenschutz in der Umgebung 
kerntechnischer Anlagen durch den Vertre­
ter des Freistaates Bayern. Gleiches gilt für 
die von Baden-Württemberg vorgetragenen 
Maßnahmen zur Umsetzung der Seveso­
Richtlinien, die in der Novelle zur Störfall­
verordnung zusammengefaßt sind. 

Im Verlauf der Tagung konnte die deut­
sche Seite sichtbar machen, welche große 
Bedeutung den im Katastrophen- und Zivil­
schutz ehrenamtlich und freiwillig tätigen 
Helfern der Feuerwehren, der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, des Arbeiter-Sama-

Malteser-Hilfsdienstes sowie anderer Hilfs­
organisationen zukommt. Ebenso wurde 
deutlich, daß die föderative Struktur unse­
res Staates Zusammenarbeitsformen zwi­
schen Bund und Ländern entwickelt hat, die 
auch in Ausnahmesituationen, wie sie groß­
flächige Gefahrenlagen darstellen, eine eHi­
ziente Gefahrenabwehr gewährleisten kön­
nen, ohne daß originäre verfassungsmäßige 
Zuständigkeiten geändert oder verschoben 
werden. 

Auch die reibungslose Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesministerium des In­
nern und dem Bayerischen Staatsministe­
rium des Innern bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Internationalen Konfe­
renz, eingeschlossen der sehr eindrucksvol- • 
le Empfang der bayerischen Staatsregie­
rung , vertreten durch Innenminister Gustl 
Lang, für die Tagungsteilnehmer, verdient 
in diesem Zusammenhang hervorgehoben 
zu werden . 

Hoher Informationswert 

Am Ende der Veranstaltung waren sich 
alle Teilnehmer darin einig, daß die Diskus­
sion einen außerordentlich hohen Informa-

tionswert hatte. Von ihr gingen zahlreiche 
Impulse aus, die sicher eine Intensivierung 
der grenzüberschreitendenZusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Katastrophenhilfe bewir­
ken werden. Diese allgemeine Einschätzung 
ließ dann natürlich auch den Wunsch nach 
einer "Folgekonferenz" aufkommen. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich bereit 
erklärt, insoweit eine gewisse Geschäfts­
stellenfunktion zu übernehmen, um die not­
wendigen Abstimmungsgespräche mit den 
für die nächste Tagung als Gastgeber in 
Betracht kommenden Vertragspartnern zu 
führen . Die Länder und die anwesenden 
Organisationen und Verbände haben ihr 
nachhaltiges Interesse ' bekundet, auch 
künftig auf derartigen Tagungen vertreten 
zu sein . In diesem Zusammenhang hat der 
Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen 
den Vorschlag unterbreitet, die nächste 
Konferenz im Zusammenhang mit einer ge­
meinsamen grenzüberschreitenden Übung 
Belgiens, der Niederlande und Nordrhein­
Westfalens im Raume Aachen durChzufüh­
ren , eine Anregung , die allseits sehr be­
grüßt wurde . Damit dürtte sichergestellt 
sein, daß auch im nächsten Jahr eine für 
alle Beteiligten sehr interessante internatio­
nale Veranstaltung stattfinden wird . 

riter-Bundes , des Deutschen Roten Kreu- Slaalssekrelär Spranger: Ve~rauensvolle und reibungslose Zusammenarbel11m Kalaslrophenschutz über 
zes, der Johanniter-Unfall-Hilfe und des die Grenzen hinweg lieg11m Inleresse des Gemeinwohls. 
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Große 
Informationsdefizite 

in Sachen 
Bevölkerungsschutz 

BundesinneRministerium initiierte repräsentative Umfrage 
über den Informationsstand und die Einstellung 

Fast drei Viertel der Bundesbürger füh­
len sich über den Bevölkerungsschutz (Ka­
tastrophen- und Zivilschutz) in der Bun­
desrepublik Deutschland weniger gut bzw_ 
überhaupt nicht informiert (siehe Tabelle 
1)_ Das geht aus einer im Auftrag des 
Bundesinnenministeriums erstmals durch­
geführten repräsentativen Untersuchung 
des Meinungsforschungsinstituts Infratest 
hervor, die jetzt in Bonn vorgestell t wurde_ 
Erfragt und analysiert wurden " Informa­
tionsstand , Einstellungen und Milwir­
kungsbereilschaft" der Bürger in Sachen 
Bevölkerungsschutz. 

Die Unsicherheit der Bürger in diesem 
Bereich Wird schlaglichtartig z. B. in den 
Antworten auf die folgende Frage deutlich: 
"Es Ist kein Probealarm angekündigt, und 
Sie hören plötzlich den Heulton der Sirenen. 
Woran würden Sie zuerst denken?" Die 
meisten Bürger (27 %) geben an, sie wür­
den zuerst an Feuer oder Brand denken. 18 
Prozent bringen die Sirenensignale mit krie­
gerischen Auseinandersetzungen in Verbin­
dung. Fast jeder vierte Bürger (23 Prozent) 
geht von einem Test oder einem Defekt der 
Sirenen aus. Nur fünf Prozent fällt spon­
tan ein - den offiziellen Empfehlungen fol­
gend -, das Radio einzuschalten, um ge­
naue re Informationen über Art und Ursache 
des Alarms und mögliche Verhaltensrat­
schläge zu erhalten. 

Eine interessante und historisch plausible 
Tendenz zeigt sich, wenn man diese Ergeb­
nisse differenziert und nach dem Alter der 
Befragten betrachtet: So denken z. B. 
13 Prozent der 14- bis 19jährigen, aber 
25 % der über 50jährigen zuerst an Krieg . 

Wo Schutz suchen? 

Jeder fünfte Bürger wüßte nicht , wohin er 
bei einer eventuellen Aufforderung, sich in 
Schutzräume zu begeben, gehen sollte . Fast 
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zum Katastrophen- und Zivilschutz 

die Hälfte der Befragten (46 %) würde in 
einem solchen Fall in den eigenen Keller 
gehen; für die Mehrzahl der Bevölkerung ist 
das die naheliegendste Möglichkeit, sich zu 
schützen. In der Wohnung bleiben und gar 
nichts unternehmen würden 11 %; etwa 
ebensoviele (12 %) sagen, sie würden einen 
Bunker aufsuchen . Insgesamt 14 % geben 
an , es gäbe keine Schutzräume bzw. sie 
wüßten nicht , wo ein Schutzraum ist. 

Woran denkt der Bürger? 

Jeder fünfte Bundesbürger über 14 Jahre 
hat vom Katastrophen- und Zivilschutz noch 
nichts gehört bzw. weiß nichts darüber. Nur 
3 % reagieren darauf mit Ablehnung , von 
den Jugendlichen (14- 19 Jahre) lediglich 
0,8 %. Etwa 23 % verbinden damit Hilfe! 
Rettung im Katastrophenfall, jeder zehnte 
denkt an den Schutz der ZiVilbevölkerung im 
Kriegsfall. Ungefähr jeder fünfte (19%) 
denkt an eine Naturkatastrophe oder an 
einen Reaktorunfall. An Schutzraumbau 
denken nur 3,5 % der Befragten (vgl. im 
übrigen Tabelle 2) . 

Der Kenntnisstand über den Katastro­
phen- und Zivilschutz ist bei Frauen deutlich 
niedriger als bei Männern. Als am schlech­
testen informiert erwiesen sich die ganz 
jungen Befragten (14 bis 19Jahre) und die 
älteren Bundesbürger (über 70Jahre) . 

Naturkatastrophen an 
erster Stelle 

"Wenn Sie einmal an Katastrophen den­
ken , die passieren können , welche fallen 
Ihnen da zuerst ein?" 

Die größte Zahl der Nennungen - Befra­
gungszeitraum war November/Dezember 
1987 - entfiel auf Naturkatastrophen, von 
denen Hochwasser die für die Bürger nahe-

Auf die Frage, ob sie sich gut, ausrei-
chend, weniger gut oder überhaupt 
nicht über den Xatastrophen- und Zivil-
schutz informiert fühlen, antworteten: 

gut 9,2% 

ausreichend 19,3% 

weniger gut 48,4 % 

überhaupt nicht 22,7% 

weiß nicht 0,3% 

keine Angabe 0,1 % 

liegendste Katastrophe darstellt. Die Nen­
nungen variieren allerdings stark nach der 
Befragungsregion. Im Küstenland Schles­
wig-Holstein nennen z. B 39 % der Befrag­
ten die Hochwasser-Katastrophe, während 
es in Rheinland-Pfalz nur 14 % sind. 

An Reaktorunfälle denken 36 Prozent der 
Bundesbürger. Rund 27 % der Befragten 
fällt im Zusammenhang mit Katastrophen 
"Krieg" oder "Atomkrieg " ein (siehe Ta­
belle 3) . 

Die Meinung von 
Multiplikatoren 

Die Infratest-Studie berichtet auch über 
Ergebnisse einer Befragung von jeweils 
zehn Architekten , Hauptverwaltungsbeam­
ten , Journalisten und Lehrern zum Thema 
Bevölkerungsschutz. die Aussagen sind 
zwar aufgrund der geringen Fallzahlen nicht 
repräsentativ, sie geben jedoch wichtige 
Trendhinweise . 

Die Architekten geben den Bauherrn 
kaum Anregungen zum Schutzraumbau, 
weil sie dies für eine Aufgabe des Staates 
und die finanziellen Belastungen für zu hoch 
halten . 



Die Lehrer halten sich für den Unterricht 
in Fragen des Bevölkerungsschutzes selbst 
für zu schlecht informiert und die Schüler 
für zu desinteressiert, wünschen aber 
durchaus mehr Material, das für den Unter­
richt geeignet ware . 

Die Hauptverwaltungsbeamten betreiben 
von sich aus kaum Aufklärungsarbeit, weil 
sie Desinteresse und Vorurtei le in der Be­
völkerung vermuten . Gemeinschahsaktio­
nen der im Bevölkerungsschutz tätigen Per­
sonen zusammen mit den Behörden zur 
Aufklärung der Bevölkerung werden positiv 
bewertet. 

Die Journalisten sehen es nicht als ihre 
Aufgabe an , kontinuierlich über das Thema 
Katastrophen- und Zivilschutz im allgemei­
nen zu berichten; d. h. sie halten ihren Part 
für dann gekommen, wenn sich berei ts eine 
Katastrophe ereignet hat, also bei aktuellen 
Anlässen. Die überwiegende Mehrheit der 
Journalisten würde es allerdings begrüßen, 
vie l enger als bislang mit den für den Bevöl­
kerungsschutz zuständigen Behörden und 
Stellen zusammenzuarbeiten. 

Das Zivilschutz-Magazin wird auf wichti­
ge Aspekte der Umfrage im nächslen Heh 
noch ausführlich eingehen. 

Die meisten Bürger denken als erstes an einen 
Brand, wenn die Sirenen heulen . 

Vorstellungen vom Katastrophen- und Zivilschutz 
in % 

(Allg.) Schutz (vor Katastrophen), Schutz der Bevölkerung 17,9 

(Zivilschutz = ) Schutz der Zivilbevölkerung im Kriegsfall 10,3 

Hilfe/Rettung im Katastrophenfall/Notfall allg . 22,8 

Hilfsorganisationen (z . B. Rotes Kreuz, Malteser Hilfsdienst, Feuerwehr . . . ) 7,0 

Allg. Hilfsorganisationen/Gruppe, die hilft/Helfer genannt 6,6 

Aufklärung, Information, Warnungen, Empfehlungen, man kann sich hinwenden 5,4 

Aufklärung , Prävention, Verhinderung von Katastrophen 6,2 

Bunker, privater Bunkerbau 3,5 

Konkrete Katastrophe/Unglück genannt (z. B. "wenn Damm bricht", 
"Tschernobyl" . . . ) 18,6 

Blödsinn, Schwachsinn, nützt nichts 3,1 

Ärztliche Versorgung, Hilfe bei Krankheit, 1,4 

Sirenen 0,3 

Übungen 0,3 

Sonstiges 4,2 

Nichts (gehört)/Weiß nicht · 19,7 

Keine Angabe 0,4 

Wenn der Bürger an Katastrophen denkt, dann fallen ihm ein : 
in % 

Naturkatastrophen (Hochwasser, Erdbeben etc .) 79,0 

Reaktorunfälle (einschließlich Tschernobyl) 36,0 

(Atom-)Krieg 26,7 

Verkehrsunfälle (einschließlich Flugzeug) 20,6 

Industrieunfälle (ohne Atomkraftwerke) 15,9 

Brände 14,7 

Sonstiges (Terroranschläge , Smog , Hunger etc .) 12,4 

Hochwasser stellt für die Bürger die naheliegendste Katastrophe dar. (Fotos: S ... ) 
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37. Jahrestagung der Schutzkommission 
beim Bundesminister des Innern in Deidesheim 

Schwerpunkte zur Verbesserung 
des Bevölkerungsschutzes 

Der Staatssekretär des Bundesinnenministers, 
Franz Kroppenstedt, 

erläuterte das Bevölkerungsschutzprogramm 
der Bundesregierung 

Rund hundert Teilnehmer konnte Profes­
sor Dr. Scharmann zur 37. Jahrestagung 
der Schutzkommission beim Bundesmini­
ster des Innern in Deidesheim begrüßen. 
Der Vorsitzende der Schutzkommission, der 
die Nachfolge von Professor Dr. Wolfgang 
Pohlit antritt, dankte seinem Vorgänger für 
die geleistete Arbeit. "Besonders nach dem 
Reaktorunfall in Tschernobyl hat Professor 
Pohlit viel initiiert. So ist zum Beispiel auf 
seine Anregung hin ein Arbeitskreis einge­
richtet worden, der sich mit Chemieunfällen 
befaßt. Denn POhlits Meinung war und ist, 
daß Chemieunfälle in ihren Auswirkungen 
schlimmer sein können als Tschernobyl." 

Ansprache des 
Staatssekretärs 
Kroppenstedt 

Grußworte des Bundesinnenministers 
überbrachte der Staatssekretär im Bundes­
ministerium des Innern, Franz Kroppen­
stedt. Er hielt an läßlich der Jahrestagung 
der Schutzkommission folgende Ansprache: 

"Zur Jahrestagung t988 der Schutzkom­
mission darf ich Ihnen herzliche Grüße von 
Minister Dr. Zimmermann übermitteln. Ich 
habe es gern übernommen, heute ein Gruß­
wort an Sie zu richten; hatte ich doch noch 
keine Gelegenheit, die Mitglieder der 
SChutzkommission persönlich kennenzu­
lernen. 

Alle, die für den Zivilschutz tätig sind , 
müssen sich immer wieder der Frage nach 
der Berechtigung ihrer Arbeit stellen. Brau­
chen wir noch einen Zivilschutz? Lohnt es 
sich überhaupt noch, dafür Vorkehrungen 
zu treffen? Macht nicht die internationale 
Entspannungspolitik jegliche Zivitschutz­
Vorkehrungen überflüssig? 

Ich habe den Eindruck: das Bewußtsein 
für Zivil- und Katastrophenschutz ist in Poli­
tik und Gesellschaft wieder gestiegen. Ich 
nenne nur zwei Stichworte: Tschernobyl 
und Sandoz. Beide Ereignisse haben ge­
zeigt, daß wir nicht auf einer Insel der 
Seligen leben. Moderne Technik ist ein Fort­
schritt für die Menschheit, sie birgt jedoch 
auch Gefahren, vor denen wir uns schützen 
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müssen. Dies gilt - trotz Entspannung und 
ersten Schrillen der Abrüstung - auch für 
die Gefahren eines Krieges 

Die Bundesregierung begrüßt und fördert 
die gegenwärtigen Abrüstungsbemühun­
g~n . Sie stellen - wie der Vertrag über die 
doppelte Nullösung vom Dezember t 987 -
einen wichtigen Schrill dar, um den Frieden 
sicherer zu machen. Entscheidende Voraus­
setzungen für die deutsche Sicherheits- und 
Friedenspolitik bleibt allerdings die Verteidi­
gungsfähigkeit des NATO-Bündnisses in mi­
litärischer wie in ziviler Hinsicht. Nur im 
Bündnis können wir unseren Beitrag zur 
gemeinsamen Abrüstung auf ein möglichst 
niedriges Niveau leisten. Die Bundesregie­
rung fördert aktiv die Weiterentwicklung 
eines umfassenden Abrüstungskonzepts 
der NATO. Dazu gehört selbstverständlich 
die Beachtung unserer elementären Sicher­
heitsinteressen; hierin ist der Zivilschutz mit 
eingeschlossen. 

Die Bundesregierung hat bereits in dem 
"WeißbUCh t 983 - Zur Sicherheit der Bun­
desrepublik Deutschland" ausgeführt, daß 
eine militärische VerteidIgung sinnlos ist, 
wenn die eigene Bevölkerung keine Chance 
zum Überleben hat. 

Franz Kroppensledt, Staatssekretär des Bunde sin­
nenministers, wä hrend der Ansprache. 

Zivilschutz besteht aus Maßnahmen zum 
Schutz und zur Versorgung der Bevölkerung 
im Verteidigungsfall. Es handelt sich also 
um eine humanitäre Aufgabe . Ihre Zielrich­
tung ist die gleiche wie beim Schutz der 
Bevölkerung vor Katastrophen und Un­
glücksfällen im Frieden. Es liegt deshalb 
nahe, hierfür nicht zwei getrennte Instru­
mente aufzubauen Vielmehr sollten sich die 
beiden Hilfeleistungssysteme gegenseitig 
ergänzen: ein Gedanke, der bereits seinen 
Ausdruck findet im Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes von 1968. 
Die Bundesregierung verfolgt bei allen Maß­
nahmen des Bevölkerungsschutzes konse­
quent den Grundsatz des Doppelnutzens; 
d. h. die Maßnahmen sind nicht nur auf 
Gefahren und Schäden im Verteidigungsfall 
gerichtet, sondern in gleicher Weise auf 
Katastrophen und Notfälle im Frieden. Auch 
die NATO hat diese Konzeption ihren Mit­
gliedsländern empfohlen. 

Verbesserung des 
Bevölkerungsschutzes 

Zur Verbesserung des Bevölkerungs­
schutzes hat die Bundesregierung folgende 
Schwerpunkte gesetzt: 
• Steigerung der Leistungsfähigkeit der 
Einheiten und Einrichtungen des Katastro­
phenschutzes, insbesondere unter Berück­
sichtigung besonderer Gefahrenlagen im 
Frieden (Stichworte: Tschernobyl und 
Sandoz); 
• Steigerung der Effizienz des Techni­
schen Hilfswerks; 
• Weiterentwicklung des Warndienstes 
durch Ausbau des Gefahrenerfassungssy­
stems vor radioaktiven und chemischen Ge­
fahren sowie Einführung anderer Warnmit­
tel anstelle der veralteten Sirenen; 
• Erweiterung des SChutzraumpotentials; 
• verstärkte Fortführung von Maßnahmen 
zum Schutz der Gesundheit, insbesondere 
Planung und Bau weiterer Hilfskranken­
häuser; 
• Intensivierung der internationalen Zu­
sammenarbeit im Zivil- und Katastrophen­
schutz . 



Die Konzeption und Leistungsfähigkeit 
unseres einheitlichen Hilfeleistungssystems 
hat der Bundesminister des Innern im Be­
richt vom 1 . Dktober 1987 an den Innenaus­
schuß des Deutschen Bundestages darge­
stellt. Der Innenausschuß hat daraufhin in 
einer Entschließung die Bundesregierung 
aufgefordert, gemeinsam mit den Ländern 
ein Bevölkerungsschutzprogramm zu ver­
wirklichen. Dadurch soll durch abgestimm­
te und gezielte Maßnahmen der Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
gegenüber vielfältigen Risiken , einschließ­
lich militärischer Bedrohung, weiter verbes­
sert werden. Auch die Innenministerkonfe­
renz hat den Bundesminister des Innern 
gebeten , die Initiative zur Ausarbeitung 
eines solchen Programms zu übernehmen. 

Programm als Grundlage der 
Planungen 

Die Länder und der Bundesminister des 
Innern haben unverzüglich mit der gemein­
samen Ausarbeitung des Programms be­
gonnen. Ein erster Entwurf wird noch in 
diesem Monat im Bundesinnenministerium 
erstellt werden . Es ist dies das erste Mal in 
der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, daß Länder und Bund ihre 
jeweiligen Vorkehrungen für den Katastro­
phen- und Zivilschutz einschließlich not­
wendiger Verbesserungen gemeinsam dar­
stellen . Das Bevölkerungsschutzprogramm 
soll für etwa ein Jahrzehnt Grundlage der 
Planungen von Bund und Ländern im jewei­
ligen Zuständigkeitsbereich sein. ( .. . ) 

Das erwähnte Programm wird auch ein 
Kapitel über Wissenschaft und Technik ent­
halten. Zivil- und Katastrophenschutz ist 
heute ohne wissenschaftlich-technische 
Grundlagen nicht vorstellbar und nicht reali­
sierbar. Dies gilt sowohl für Vorsorgemaß­
nahmen gegenüber der Wirkung moderner 
Waffen als auch für Vorsorgemaßnahmen 
gegenüber potentiellen Risiken der Großin­
dustrie. Aus diesem Grund hat sich die 

. Bundesregierung mit der Schutzkommis­
sion ein wissenschaftliches Beratungsgre­
mium geschaffen. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Kom­
mission und dem Bundesinnenministerium 
hat sich gut entwickelt: Gemeinsam haben 
wir im vergangenen Herbst das neue Ar­
beitsprogramm verabschiedet, das eine so­
lipe und aussagekräftige Grundlage für die 
Arbeit der einzelnen Fachausschüsse ist. 
Pionierarbeit leistet die Kommission auf 
dem Gebiet der chemischen Schadstoffe. 
Die Untersuchung der Realisierungsmög­
lichkeiten für ein Meßnetz zur Erfassung 
und Warnung vor chemischen Schadstoffen 
- parallel zu dem bereits verwirklichten Ra­
dioaktivitätsmeßnetz - sind aktuell und viel­
versprechend. Dies~ positive Entwicklung 

Der leiter der Abteilung KN im BundesmIniste­
rium des Innern, Ministerialdirigent Wollgang 
Beyer (rechts), Im Gespräch mit Fran, Krappen­
stedt. 

der Kommissionsarbeit gibt mir die Zuver­
sicht, daß wir gemeinsam auch die in ein­
zelnen Punkten notwendige Anpassung der 
inneren Struktur der Kommission erfolg­
reich abschließen werden . Die Schutzkom­
mission ist eines der ältesten Beratungsgre­
mien der Bundesregierung . Daraus bezieht 
die Kommission ihre Tradition . Unter Ach­
tung dieser Tradition wollen wir gemeinsam 
der Schutzkommission dazu verhelfen , daß 
sie auch künftig ihren Sachverstand zum 
Nutzen der Bundesregierung un~ zum Woh­
le unserer Bevölkerung einsetzen kann . 

In diesem Sinne wünsche ich Ihrer Ta­
gung einen erfolgreichen Verlauf. " 

Ehrung verdienter Mitglieder 

Anschließend wurden zwei verdiente Mit­
glieder der Schutzkommission mit dem Ver­
dienstkreuz Erster Klasse der Bundesrepu­
blik ausgezeichnet, das der Bundespräsi­
dent verliehen und von Kroppenstedt über­
reicht wurde. Dr. Sittkus erhielt das Ver­
dienstkreuz, weil er sich in seinem gesam­
ten Berufsleben für den Zivilschutz einge­
setzt hat. Von 1953 bis 1956 war er wissen­
schaftlicher Mitarbeiter in der Schutzkom­
mission, anschließend bis zum Eintritt in 
den Ruhestand im Jahre 1978 beim Bun­
desamt für Zivilschutz beschäftigt. Von 
1978 bis 1980 hat Dr. Sittkus die Meßstelie 
Schauinsland betreut und ist seit dieser Zeit 
Mitglied des Ausschusses 11 der Schutz­
kommission. 

Auch Professor Scharmann wurde für 
seine Verdienste ausgezeichnet. Seit fast 
zwei Jahrzehnten arbeitet er ehrenamtlich in 
der Schutzkommission, bis 1987 als Vorsit­
zender des Ausschusses 11 , dann als Vorsit­
zender der Schutzkommission selbst. 

Beiden gratulierte Franz Kroppenstedt zu 
der ehrenvollen Auszeichnung . 

Fachvorträge ZU 
verschiedenen Themen 

Staatssekretär Basten überbrachte die 
Grüße des rheinland-pfälzischen Minister­
präsidenten Vogel und anschließend begann 
die Arbeit der Schutzkommission in Deides­
heim: Vorträge und Diskussionen zu ver­
schiedenen Themen standen auf dem Pro­
gramm, das sich über zwei Tage erstreckte. 

Der erste Fachvortrag befaßte sich mit 
den weltweiten Folgen 'der zunehmenden 
Spurengasgehalte der Atmosphäre. Den ak­
tuellen Bezug zu diesem Thema bildet das 
sogenannte Ozonloch in der Antarktis. Der 
Referent, Dr. Graßl aus Hamburg, ging der 
Fragestellung nach, ob und wie der Mensch 
das Klima der Erde beeinflussen bzw. ver­
ändern kann. Atmosphäre, Biosphäre, Oze­
an , Boden, Erdkruste und Eisschicht stehen 
- so der Vortragende - als Komponenten 
für das Klima in Wechselwirkung. Und diese 
Komplexität der Zusammenhänge erlaube 
es nicht, heute Prognosen darüber anzu­
stellen, was mit unserer Atmosphäre in 20 
Jahren geschehen kann. Es sei zwar anzu­
nehmen, daß der Mensch mit seinem Ver­
halten Einfluß nehmen könne auf mögliche 
Veränderungen der AtmoSphäre, dies sei 
aber nicht mit Sichurheit zu beweisen. Um 
dieses Thema weiter zu ergründen, müssen 
weitere Forschungen auch auf internationa­
ler Ebene angestellt werden. 

. Zivil- und Katastrophen­
schutz in der Schweiz , 

Wie der Zivil- und Katastrophenschutz 
sich aus Schweizer Sicht gestaltet, berichte­
te Dr. W. Heierli aus Zürich. Er führte aus, 
daß dieser Themenkomplex in der Schweiz 
nicht unumstritten in der Meinung der Be­
völkerung sei , denn die Erinnerung an Be­
drohungen und Gefahren sei eher unange­
nehm. 'Dennoch müssen - so Dr. Heierli -
die Verantwortlichen "stetig und ehrlich" 
und "möglichst mit aktuellem Tagesbezug" 
Informationen weitergeben, selbst wenn 
herbe Kritik dabei ertragen werden muß. 

Dr. Heierli gliederte seinen Vortrag , in­
dem er über die Analyse der Bedrohung, 
über SChutzmaßnahmen und Verwirkli­
chung der baulichen Maßnahmen sowie 
über psychologische Aspekte sprach. Ein 
technisch bedingtes "Restrisiko" großflä­
chiger Schadensereignisse in Friedenszeiten 
könne durch entsprechende Forschung si­
cher verringert werden , während das Rest­
risiko Krieg auch bei Hoffnung auf einen 
weltweiten Frieden nur langfristig vermin­
dert werden kann. Die Verbreitung atomarer 
Waffen steigt nach Dr. Heierli weltweit, eine 
Reduzierung nuklearer Waffen ist in den 
vergangenen Jahren nicht erfolgt. Man dür-
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fe die Gefahr nuklearer Erpressungsversu­
che aus Dnttländern nicht unterschätzen. 
Auch chemische Waffen, die schnell und 
billig zu produzieren seien , würden mit ihrer 
großflächigen Wirkung große Gefahren in 
sich bergen. 

Auswirkungen solcher Waffen seien nur 
dann gering, wenn sie auf eine entspre­
chend geschutzte Bevölkerung treffen. Zivil­
SChutz In der Schweiz besteht hauptsächlich 
aus Maßnahmen des Schutzraumbaus. Bei 
großflächigen atomaren Katastrophen und 
chemischen Unglücken erweise der Zivil­
schutz seinen Zweck, jedoch bei Unglücken 
und Katastrophen unterhalb dieser Schwelle 
habe der Zivilschutz aus der Sicht der 
Schweiz wenig Bedeutung. 

Für rund 80 % der Bevölkerung gibt es in 
der Schweiz Schutzplätze, die für einen Auf­
enthalt bis zu Wochen vorgesehen sind. 
Interessant am Rande: Schweizer Experten 
sind zur Zeit intensiv mit dem Bau von 
Schutz räumen in Singapur beschäftigt. 

Zivilverteidigung in 
Schweden 

Als ein "altes System in neuer Fassung" 
bezeiChnete K. Kihlfor\ aus Karlstad die 
Zivilverteidigung In Schweden. Für 8,4 Mil­
lionen Menschen gibt es in Schweden der­
zeit sechs MIllionen Schutzplätze - dies ISt 
das ErgebniS eines eingeleiteten und bis 
heute fortgeführten Schutzraumpro­
gramms 

Veränderte Bedrohungsannahmen und 
die Erkenntnis, daß der Staat nicht alles 
alleine erledigen kann , waren u. a. Gründe 
für eine derzeitige Reorganisation der Zivil­
verteidigung und des Zivilschutzes in 
Schweden . Im Rahmen der Neukonzepllon 
wurde auch ein zentrales Reichsamt für 
ZiVII-, Katastrophen- und Brandschutz ge­
bildet . Die Zivilverteidigung in Schweden ist 
eingebettet in ein Konzept der Gesamtvertei­
digung , das eine Verstärkung der Zustän­
digkeiten der Gemeinden vor Ort vorsieht. 
Auch eine freiwillige Heimschutzorganisa­
tion soll aufgebaut werden; vorgesehen sind 
8000 Führer und 130000 freiwillige Helfer 

Baulicher Zivilschutz 

Der Arbeitskreis I der Schutzkommission 
befaßt Sich mit dem baulichen Zivilschutz. 
Wie vorhandene Bausubstanz für Schutz­
zwecke verbessert werden kann und wie die 
Tragfähigkeit von Mauerwerk beschaffen 
sein muß, waren u. a. Themen aus dem 
Arbeitskreis I. So referierten Prof. Dr. Ing. 
Kordina , Braunschweig; Prof. Dr.-Ing . Eibl, 
Karlsruhe ("Schutzraumverstärkung unter 
Stoßbeanspruchung"), Dlpl.-Ing. Staib, 

Weil am Rhein ("Probleme der Druckstoßsi­
cherung von Lüftungsanlagen"), Prof. Dr. 
Ing. Scholz, Prof. Dr. Ing Jeschar, Dipl.­
Ing. Honcamp und Dipl -Ing. Drlowski, 
Clausthal-Zellerfeld ("Maßnahmen zur Er­
haltung eines erträglichen Schutzraumkli­
mas bei Brandbelastung") , Prof. Dr. Trüm­
per, Dlpl.-Ing. Hain , Dortmund ("Bele­
gungs- und Simulationsversuche in Schutz­
räumen"). Prof. Dr. Ing. Ehm vom Bundes­
minlstenum für Bau, Bonn, ging in seinem 
Vortrag auf die "Forschungs- und Entwick­
lungsvorhaben auf dem Gesamtgebiet des 
baulichen Zivil- und Katastrophenschutzes" 
ein . Wegen der derzeit beschränkten Mittel 
werden - so der Referent - neue Schwer­
punkte gesetzt: eine Neukonzeption für 
Hausschutzräume und für Mehrzweckanla­
gen sowie die Nutzung bestehender Anlagen 
werden vorbereitet. Die Neukonzeption für 
Hausschutzräume soll sich "einfacher und 
kostengünstiger" als bisher gestalten. Zwar 
strebt der Bund eine allgemeine Schutzbau­
pflicht an , jedoch ist noch völlig offen, ob 
diese auch verwirklicht werden kann. Ein 
SChwerpunkt der Forschung liegt auch im 
Bereich des Container-Systems, das Pro­
fessor Ehm erläuterte . 

Biologische Dosimetrie 

Die "Biologische Dosimetrie" war 
Schwerpunkt der weiteren Referate von 
Prof. Dr. Mönig, Freiburg ("Dosisabschät­
zung mit Hilfe der biologischen Dosime­
trie") , Dr. Werner, Dr. Egner, Dr. Schmitz 
und Prof . Dr. POhlit, Frankfurt a. M. ("Er­
mittlung der Strahlen exposition aus Mes­
sungen an Rellkulozyten"), Prof. Dr. Satt­
ler, Gießen ("Membranänderungen als frü­
he Dosisindikatoren"), Prof. Dr. Mößlg, 
Freiburg ("UnterSUChung zur Strahlenbe­
dingten Änderung der Phagozytoseaktivität 
von Granulozyten mit Hilfe der Chemilumi­
neszenz") und Prof. Dr. Glöbel, Homburg/ 

Blick auf die Zuhörerreihen während der 37. Jah· 
restagung der Schutzkommission. 

(Fotos: Dorothee Boekenl 

Saar ("Periphere Plasmaparameter als Indi­
katoren für Strahlenwirkung beim Men­
schen"). Die Dosimetrie befaßt sich - ver­
einfacht ausgedrückt - mit der Frage: Wie 
kann man an hand biologischer Vorgänge! 
Veränderungen Rückschlüsse auf die aufge­
nommene Menge radioaktiver Strahlung ab­
leiten bzw. geben diese Vorgänge Aufschluß 
Dber die jeweilige Energiemenge? Ziel der 
Arbeiten ist es, Dosimeter zu finden, die im 
Katastrophenfall eine möglichst schnelle 
Feststellung der Dosis der radioaktiven 
Strahlung zulassen. 

Psychologische 
UnterSUChungen 

Interesse fanden die von Prof. Dr. Janke 
in Zusammenarbeit mit Dipl.-Psych. Hüp­
pe, Ebert und Karl , Würzburg, angestellten 
"Psychologischen Untersuchungen zur Wir­
kung der Chemieunfälle am Rhein im emo­
tionalen Erleben der Bevölkerung". In die­
sen Untersuchungen wurden insgesamt 213 
Männer und Frauen nach Ihrer Reaktion auf 
die Umweltkatastrophe befragt, nach ihrer 
Bewertung und nach ihrer Einstellung. Be­
sonders aktuelle Gesichtspunkte waren z. B. 
die Beurteilung der Umweltbelastung und 
der Vertrauensverlust gegenüber Staat und 
Chemieindustrie . 

In den Untersuchungen wurden auch 
Vergleiche angestellt zwischen den Reaktio­
nen auf das Chemieunglück (Sandoz) und 
denen auf den Reaktorunfall (Tschernobyl) . 
Das Ergebnis ist, daß es auf diese Unfälle 
echte emotionale Reaktionen gibt, die zeit­
lich persistent sind. Nach Tschernobyl war 
bei den Befragten die Befürchtung sehr 
groß, daß die KontrOlle über die Technik 
verloren gegangen war, und daß die Folgen 
dieses Unfalls unübersehbar sind. 

Quintessenz des anschließenden Vor­
trags von Dr. Husmann, Koblenz, über 
"HIV-Infektionsrisiko und Prophylaxe in Ka­
tastrophensituationen" war, daß derzeit 
noch keine Angaben über das Helferrisiko 
gemacht werden können, sich mit AIDS­
Viren zu infizieren. Da nach dem Stand der 
Forschung jedoch ein Blutkontakt für die 
mögliche Übertragung der AIDS-Viren not­
wendig ist, kann das Risiko für den Helfer 
als sehr gering eingestuft werden . 

Weitere Fachvorträge befaßten sich mit 
"Untersuchungen zur Therapie des Strah­
lenschadens" (Dr. Modolell , Prof. Dr. Mun­
der, Freiburg), mit "Zellulären AUSWirkun­
gen nach einem Schädel-Hirn-Trauma" (Dr. 
Pfenninger, Dr. Schürmann, Ulm), mit 
"Komponententherapie Im Rahmen einer 
Volumensubstitution" (Dr. Heinrich, Ulm) 
und mit "Grenzflächenproblemen in der 
Parthogenese und Therapie der Schocklun­
ge" (Prof. Dr. Schmidt, Dr. Jaroni , Tübin­
~~ . ~e 



Ausbildung zum Bergungsräumgerätefahrer in Hoya 

Ein feinfühliger Riese 
Vielseitigkeit des Bergungsräumgeräts 

enveitert die technische Hilfeleistung des THW -
Sonderlehrgänge vermitteln bergungsspezifische 

und einsatztechnische Kenntnisse 

"Langsam, langsam! " Die lautslarke, oft 
wiederholte Mahnung richtet sich an die 
Radladerfahrer. Die Ausbilder haben an­
fangs ihre Not, das Tempo zu drosseln, den 
Schwung zu bremsen, mit dem die Lehr­
gangsteilnehmer an ihre Aufgaben gehen. 
Das Gefühl ist noch nicht so entwickelt für 
das schwere Gerät. Erst im Verlauf der 
Ausbildungswoche werden die Bewegungen 
runder, harmonischer - werden die Fahrt, 
das Heben und Senken der Schaufel von 
einer sensibleren Hand gesteuert . Das Üben 
zeigt Wirkung . 

Zumindest der Lärm ist schon professio­
nell während des Sonderlehrganges "Ber­
gungsräumgerätefahrer 11" an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes, AußensteIle 
Hoya. Auf dem Trümmerübungsplatz geht 
es zu wie auf einer Großbaustelle . Oie dröh­
nenden Motoren, die ohrenbetäubenden 
Schlaggeräusche des Aufbruchhammers 
unterbinden jede Unterhaltung. Man ist auf 
Handsignale angewiesen, um sich zu ver­
ständigen. Aber das tut der Stimmung kei­
nen Abbruch. Das Wetter ist gut, die Aufga­
be interessant - die THW-Helfer sind in 
ihrem Element. 

Mehr Technik für das THW 

89 Ortsverbände des Technischen Hilfs­
werks erhielten 1986 im Rahmen des auf 
zehn Jahre angelegten Konsolidierungspro­
gramms des Bundes, mit dem die Ausstat­
tung des erweiterten Katastrophenschutzes 
für insgesamt 1,15 Mrd. DM mOdernisiert 
und komplettiert wird, ein Bergungsräum­
gerät mit AnbaugeFäten . Überall dort, wo 
einem Bergungszug eine Bergungsräum­
gruppe zugeteilt ist, steht dieser Einheit jetzt 
ein Radlader zur Verfügung. Er soll den 
Bergungszug in seinen vielfältigen Aufgaben 
maschinell unterstützen. 

Lehrgänge in Hoya 

Die meisten der mit de111( Bergungsräum­
gerät ausgestatteten THW-Ortsverbände 
verfügen über Helfer, die berufsmäßig in 
der Führung von Baumaschinen ausgebildet 
sind. So beschränkte sich die Schulung für 

die Erstbesetzung der neuen Fahrzeuge auf 
eine Kurzeinweisung beim Hersteller und 
die Möglichkeit, an der Schule Hoya am 
Sonderlehrgang "Bergungsräumgeräte­
fahrer 11 " teilzunehmen . Um aber eine stete 
Einsatzbereitschaft der Räumgeräte sicher­
zustellen , ist es notwendig, zwei bis drei 
Fahrer in der Bedienung des Radladers zu 
schulen. Aus diesem Grunde wurden an der 
Schule Hoya die jeweils einwöchigen Son­
derlehrgänge "Bergungsräumgerätefahrer I 
und 11 " als schulischer Teil des Ausbil­
dungsgangs zum Bergungsräumgerätefah­
rer eingerichtet. 

Im Teil I werden die Kenntnisse für den 
sicheren Umgang mit dem Bergungsräum­
gerät als Radlader vermittelt. Die bautechni­
sche Einteilung der Erdbaumaschinen , die 

". 

Arbeiten mit der Schaufel 3m Hang. 

Mit dem Zweischalengreifer Ist Im weichen Sand· 
boden schnell ein Rohrgraben ausgehoben. 

Einsatzbereiche des Bergungsräumgeräts 
als Radlader mit den erforderlichen Arbeits­
techniken und -methoden sowie die Sicher­
heitsbestimmungen sind die wesentlichen 
Lerninhalte des theoretischen Teils der Aus­
bildung. Die praktische Schulung erfolgt in 
Gruppenarbeit an drei Stationen im 
Wechsel. 

1. Station 
Fahren auf öffentlichen Straßen 

• Maßnahmen vor Beginn einer Straßen­
fahrt; 
• Beschaffenheit der Fahrstraßen; 
• Befahren von Brücken, Unterführungen, 
Tunneln; 
• Anpassung an den Straßenverkehr. 

Fahren in geneigtem und unebenem Ge­
lände 
• Verhalten bei Gefälle und Steigungen; 
• mit leerer und gefüllter Schaufel; 
• Abschleppen. 

2. Station 
Arbeitstechniken und Arbeitsmethoden, 

zweckmäßiges und rationelles Bedienen der 
Seitenkippschaufel 
• Gewinnen von Baustoffen (Sand, Kies 
usw.); 
• Abtragen von nichtbindigen Böden; 
• Transport von BaustOffen und nichtbin­
digen Böden; 
• Verteilen und Planieren; 
• allgemeine Ladearbeiten . 

3.,Station 
Zweckmäßiges und rationelles Bedienen 

der Seiten kipp schaufel an praxisbezogenen 
Einsatzbeispielen 
• Beräumen eines Einsatzgebietes von 
Trümmerteilen ; 
• Aufnehmen von Trümmerschutt; 
• Transportieren und Laden sperriger Be­
tonteile . 

Ein halber Tag ist dem Technischen 
Dienst mit der Wartung und Pflege der 
eingesetzten Geräte nach dem Wartungs­
plan gewidmet. 

In erster Linie wird im Teil I das Zusam­
menspiel zwischen der Fahr- und Arbeitshy­
draulik geübt. "Dieses Zusammenspiel muß 
der Fahrer beherrschen. Vor allem beim 
Einsatz im Trümmergelände, wenn es dar­
um geht, Trümmerteile herauszuheben, um 
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verschüttete Personen retten zu können" , 
sagt Fachlehrer und Lehrgangsleiter Win­
fried Hoffmann. 

Weiterführende Schulung 

Beschränkt sich der erste Lehrgang auf 
den Umgang mit dem Radlader, heißt das 
Ausbildungsziel im zweiten Lehrgang: "Der 
Teilnehmer soll das Bergungsräumgerät 
und die Anbaugeräte unter einsatztechni­
schen Gesichtspunkten zweckmäßig und ra­
tionell bedienen können ." Um zu diesem 
Ziel zu gelangen, werden im theoretischen 
Teil als erstes die Einsatzmöglichkeiten des 
Räumgeräts mit den Anbaugeräten Tieflöf­
fel, Zwei schalen- und Polypgreifer sowie 
Hydraulikhammer aufgezeigt. Sie gliedern 
sich in: 

Bergung und Räumung 
Vordringen zu Einsatzstelle 
• Einebnen und Auffüllen von Trichtern; 
• Anheben , Herausheben, Wegdrücken , Die Schautet in TransportsteIlung. Sie Ist optimal getüllt. 
Ziehen und Einreißen von Bau und Trüm­
merteilen. 
Eindringen in die SchadensteIle 
• Herausheben, Abheben und Durchbre­
chen von Bauteilen; 
• Abtragen der Trümmer; 
• Befahrbarmachen und Beräumen des 
Einsatzgebiets. 

Bauen und Herrichten von Wegen und Über­
gängen 
• Einbauen von Konstruktionsteilen und 
Übergängen; 
• Anlegen von Zu- und Abfahrten; 
• Abtragen , Verteilen, Planieren, Verdich­
ten von Baustoffen; 
• Abräumen alter Straßenbeläge; 
• Straßeninstandsetzung. 

Unterstützung anderer Fachdienste 
• Freilegen beschädigter Ver- und Entsor­
gungsleitungen; 
• Ziehen , Vertiefen und Verbreitern von 
Rohrgräben; 
• Anlegen von Brunnen; 
• Ausheben von Mastlöchern; 
• Ausheben von Löschteichen zur Lösch­
wasserentnahme; 
• Freilegen von Hydranten; 
• Anlegen von Brandschneisen; 
• Übererden von Feuersäumen. 

Erdarbeiten 
• Materialgewinnung in Sand- und Kies­
gruben; 
• Materialtransport zu den Baustellen; 
• Anlegen und Durchstoßen von Dämmen 
und Deichen; 
• Anschneiden von Hängen; 
• Anlegen von Böschungen; 

... 
Während des Lehrgangs wird auch die Mehr- Mit der Mehrzweckschautel wird eine Rampe an· 
zweckschaufel erprobt. gelegt. 

• Ziehen von Entwässerungsgräben; Wie wird der Meißel ausgewechselt? Was ist bei der Hammerschmierung zu beachten? Unterricht am 
• Anstauen von Bächen. =O:!bi.::ekl:::. ______________________ ___ _ 
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Sonstige Einsatzbereiche 
Beseitigen von Windbrüchen; 
• Tierkörperbeseitigung und -transport; 
• Schneeräumung; 
• Schlammbeseitigung; 
• Anlegen und Erhaltung einer Furt; 
• Zertrümmern und Zerkleinern von Stahl­
beton. 

Üben an unterschiedlichen 
Schadenslagen 

So vielfältig wie die Einsatzmöglichkeiten 
des Bergungsräumgeräts sind , so vielseitig 
muß natürlich auch die Ausbildung am Ge­
rät sein . Die Schule hat zu diesem Zweck für 
alle bergungsspezifischen und einsatztech­
nischen Arbeiten nahe der Weser ein 
entsprechendes Übungsgelände erstellt, 
das noch erweitert wird . An vier Stationen 
wird hier realistisch geübt, wie das Ber­
gungsräumgerät bei unterschiedlichen 
Schadenslagen eingesetzt wird . 

Der Stationsaufbau gliedert sich wie 
folgt: 

Station 1 . 
Trümmerkegel mit Randtrümmern . 

Station 2 
Schichtungen mit versperrtem, angeschla­
genen und ausgefülltem Raum. 

Station 3 
Arbeiten an zerstörten Ver- und Entsor­
gungsleitungen. 

Station 4 

Ein lehrgangsteIlnehmer steuert über die Fernbe­
dienung den Aufbruchhammer. Hier die vertikale 
HammerlOhrung. 
t 

Decken- und Mauerdurchbrüche. Der Einsatz des Zweischalengreifers über Niveau: 

Die Anbaugeräte im Betrieb 

Die Folgen des Frühjahrshochwassers 
der Weser ließen ein Arbeiten auf dem 
Übungsgelände beim eingangs erwähnten 
Sonderlehrgang nicht zu . So verlegte die 
Schulleitung den praktischen Teil der Aus­
bildung auf den nahegelegenen Standort­
übungsplatz der Bundeswehr in Barme. 

Auf dem Gelände sind vier Stationen ein­
gerichtet, an denen unterschiedliche Arbei­
ten ablaufen. Die vielen alten Munitionsbun­
ker auf dem Übungsplatz , mit ihren dicken 
Betonwänden , sind gut geeignete Objekte , 
um zu lernen, wie der hydraulische Auf­
bruchhammer fachgerecht eingesetzt wird . 

An dieser Station wird nicht vom Bedie­
nungsstand im Fahrerhaus gearbeitet . Der 
Hammer wird über eine Fernbedienung ge­
steuert . Der Fahrer hat durch die etwas 
abgesetzte Position einen besseren Über-

. blick und kann so genauer arbeiten. 
Anfangs haben die Lehrgangsteilnehmer 

etwas Schwierigkeiten mit der Hammerfüh­
rung . Die Fernbedienung erfordert bei der 
Steuerung ein Umdenken im Bewegungsab­
lauf. Wichtig ist auch, daß der Meißel senk­
recht zur Arbeitsfläche angesetzt wird . 

FreUegen eines Bunkers. 

Die horizontale Hammerführung an einer Bunker­
wand . 

Ebenso muß die Anpreßkraft senkrecht ein­
wirken., ein Seitendruck ist zu vermeiden . 

Es dauert nicht lange bis die Helfer den 
Bewegungsablauf beherrschen und sich ein 
zügiger Arbeitsrhythmus einstellt. 

Feinfühlig muß der Servoschalter am Bagger­
kasten bedient werden. 

Die Seitenkippschaufel eignet sich gut zum 
Planieren einer Fläche. 

1 ZS-M<\G,AlIN 41881 1 7 



Ist ein Bunker niedergelegt; wird er mit 
Erdreich verfüllt. Eine gute Gelegenheit für 
eine weitere Ausbildungsgruppe , zu üben, 
wie Erdreich aufgenommen und ein optima­
ler Füllungsgrad der Schaufel erreicht wird . 
An dieser Station wird auch erlernt, wie ein 
Kipper zu beladen ist, wobei immer auf den 
richtigen Fahrbetrieb des Radladers geach­
tet wird . 

Eine etwas knifflige Aufgabe ist das 
Planieren einer Fläche. Es erfordert ein gu­
tes Auge , ein Gelände eintuebnen . Boden 
muß auf- und abgetragen werden , je nach 
Beschaffenheit der Fläche, die anschließend 
mit der Unterseite der Schaufel abgezogen 
wird . Zu Versuchs- und Übungszwecken 
wird eine Klappschaufel zum Schürfen, 
Planieren, Laden und Greifen eingesetzt. 

Der Einsatz des Zweischalengreifers steht 
im Mittelpunkt der 4. Station. Hier wird 
unter Planum gearbeitet , und so kommt 
dem Einweiser eine besondere Bedeutung 
zu . Er muß sich im Blickfeld des Fahrers 
aufhalten und deutliche Handsignale für die 
Fahr- und Arbeitsbewegungen geben. Zu 
Beginn gibt es noch ein paar Mißverständ­
nisse, aber nach kurzer Zeit bilden die bei­
den Lehrgangsteilnehmer ein Team, und 
schnell ist der geforderte Graben im leichten 
Sandboden ausgehoben. 

Weiterschulung am Standort 

Drei Tage lang haben die zwölf Lehrgangs­
teilnehmer die Möglichkeit, mit dem Ber­
gungsräumgerät im Gelände zu üben. Eini­
ge bringen schon gute Voraussetzungen 
mit. So hat THW-Helfer Andreas Schmidt 
vom Ortsverband Dortmund bereits über 
100 Ausbildungsstunden mit dem Radlader 
auf der Standortebene absolviert. "Das 
Wichtigste auf diesem Lehrgang sind für 
mich die Tips und Tricks, die man von 
alleine nicht wissen kann , und da wird hier 
viel geboten", sagt Schmidt . 

Natürlich können in der kurzen Schulung 
in Hoya nur Grundkenntnisse vermittelt 
werden . In so knapper Zeit wird kein Helfer 
den perfekten Umgang mit dem Bergungs­
räumgerät mit allen Anbaugeräten erlernen. 
Der Lehrgang bietet aber eine gute Grundla­
ge für die weitere Ausbildung im Ortsver­
band. -güse-

'­. ~ - .~, 

Das Trümmer'1!elände der KSB·Außenslelie Hoya. 
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Persönlicher Einsatz ist besonders gefordert 

92 Unterrichtsstunden 
bis zum Zugführer 

Die Landesfeuerwehrschule Nordrhein-Westfalen in Münster 
vermittelt Führungskräften der Feuerwehr das notwendige 

Wissen 

"Der Lehrgangsteilnehmer muß ternen, 
taktische Einheiten der Feuerwehr bis zur 
Stärke eines erweiterten Zuges selbstän­
dig zu führen ." Als Ausbildungsziel steht 
es so festgeschrieben in der Feuerwehr­
Dienstvorschrift 2/2 "Ausbildung der Frei­
will igen Feuerwehren - Musterausbil­
dungspläne" . Und dieses Ziel wollen sie 
alle erreichen, die Neuankömmlinge, die 
sich am Mittwochmorgen, 17. Februar 
1988, an der Landesleuerwehrschule 
Nordrhein-Westfalen in Münster ein­
finden. 

Die Neuankömmlinge - das sind 24 Ober­
brandmeister aus Freiwilligen Feuerwehren 
und Werkfeuerwehren, die angetreten sind , 
um sich hier zum Zugführer ausbilden zu 
lassen . Insgesamt zwölf Tage Ausbildung 
liegen nun vor ihnen, 92 Unterrichtsstunden 
voller Lehrstoff , der verarbeitet und begrif­
fen werden will. 

Aufgrund der von allen bereits absolvier­
ten Ausbildung zum Gruppenführer (das 
"Zivilschutz-Magazin" berichtete in Heft 1/ 
86 Ober diesen Lehrgang) ist den Zugfüh­
reranwärtern der Lehrbetrieb an der Lan­
desfeuerwehrschule nicht unbekannt. Und 
obwohl eigentlich für alle Teilnehmer glei­
che Bedingungen gegeben sind, gehen die 
einzelnen doch mit recht unterschiedlichen 
persönlichen Voraussetzungen in den Lehr­
gang. Schon der zeitliche Abstand zum 
Gruppenführer-Lehrgang beträgt bis zu 
zehn ~ahre. Lebensalter, Berufsausbildung 
und -erfahrung haben sicherlich darüber­
hinaus Einfluß auf den Grad der Belastung, 
die der Lehrgang auf den einzelnen ausübt. 

Viele haben sich vorbereitet 

Um langjährige Gruppenführer auf einen 
aktuellen feuerwehrtechnischen Wissens­
stand zu bringen und ihnen somit die Be­
wältigung des Lehrstoffs zu erleichtern, bie­
tet die Landesfeuerwehrschule den Grup­
penführer-Fortbildungslehrgang an. An fünf 
Tagen wird in diesem Lehrgang schwer­
punktmäßig alles Feuerwehrwissen vertieft, 

das für den informierten Gruppenführer un­
erläßlich ist. Fünf derartige Lehrgange wer­
den 1988 in Münster durchgeführt . 

Aber auch ein Großteil derer, die diesen 
Lehrgang nicht besuchen konnten, haben 
beim Antritt zum Zugführer-Lehrgang eine 
Vorbereitung hinter sich . wobei Form und 
Dauer regional unterschiedlich sind. So be­
reitet beispielsweise die Feuerwehrschule 
der Stadt Köln ihre Zugführeranwärter an 
insgesamt sechs Wochentagen ganztags 
vor. Anders bei den Anwärtern aus den 
Feuerwehren des Regierungsbezirks Köln , 
die zentral an Wochenenden vorbe(eitet 
werden, wobei der Abschluß der Ausbil­
dung - und damit die Fahrkarte nach Mün­
ster - individuell vom Leistungsstand des 
einzelnen abhängt. Vorbereitung Wird lan­
desweit auch auf Standort- und KreISebene 
betrieben, die Palette reicht von einigen 
Stunden bis zu mehreren Wochenenden 
D~uer . Ein allgemein gültiges Konzept ist 
hier nicht zu erkennen. 

Für "F IV 3/88" wird es ernst 

Doch zurück zum 17. Februar. Anmel­
dung, Bettwäsche-Empfang und Bezug der 
4-Bett-Zimmer sind für die Neuankömmlin­
ge - da ja bekannt - schnell erledigt. Nun 
noch eine schnelle Tasse Kaffee in der Kan­
tine , und dann geht's in den Lehrsaal. Im 
Namen des Schulleiters heißt dort Brandrat 

Ein Blick auf das weitläufige Gelände der landes­
teuerwehrschule zeigt Verwaltungs- und lehrsaal ­
trakt (im Vordergrund) sowie Steigeturm und Fahr­
zeugh.Ii," (Im Hintergrund). 

Rohr die Teilnehmer des Intern als "F IV 3/ 
88" bezeichneten Zugführer-Lehrgangs will­
kommen. Brandoberamtsrat Briem stellt 
sich als Lehrgangsleiter vor und gibt einen 
Überblick über den Ablauf des Lehrgangs. 
Spätestens hier wird jedem Teilnehmer be­
wußt . daß es sich beim gesamten Lehrstoff 
nur um Theorie handelt und sich das Ge­
schehen der kommenden Zelt somit aus­
schließlich ,m Lehrsaal abspielen wird 

Und es gibt auch gleich eine Kostprobe . 
Drei Stunden . .Führungsorganlsatlon" steht 
auf dem Ausbildungsplan . Aufbauend auf 
der Feuerwehr-Dienstvorschrift 5 "Der Zug 
im Löscheinsatz" werden Gliederung. Auf­
gabenteilung und Vorgehensweise eines Zu 
ges in Einsatz und Ausbildung dargestellt 

Erganzt und abgeschlossen wird dieses 
Thema am folgenden Tag durch das Lehr­
fach "Führungslehre" mit der vlerstündigen 
Behandlung von Führungsgrundsätzen. 
Führungsstil und Einsatztaktik . So erhalten 
die zukünftigen Zugführer bereits In den 
ersten Stunden des Lehrgangs ihr "Basis­
wIssen" . nämlich die KenntniS . wie "ihr" 
Zug zusammengesetzt wird . Ein nicht un­
wichtiges Wissen , wenn man bedenkt, daß 
der Zugführer für 22 Mann bzw. im erwei­
terten Katastrophensctwtz für 25 Mann ver­
antwortlich zeichnet. 

Für einige Teilnehmer, beruflich im Bau­
gewerbe tätig , ist das folgende Lehrfach 
"Baukunde" leicht verständlich. Insgesamt 
sechs Unterrichtsstunden steht hier das 
Brandverhalten von Baustoffen und Bautel­
len im Mittelpunkt. Beim Ausbildungsthema 
"Brand- und Löschlehre" mit insgesamt 
fünf Unterrichtsstunden Dauer können die 
meisten Teilnehmer auf Vorkenntnisse aus 
der Gruppenführer-Ausbildung zurück­
greifen 

Umstellung fällt schwer 

Nach den ersten beiden Unterrichtstagen 
sind vereinzelte Klagen zu hören: "Das Pau­
ken schlaucht ganz schön, wenn man sonst 
den ganzen Tag an der Werkbank steht". 
meint ein Teilnehmer, von Beruf Betriebs-
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schlosser. "Jetzt muß ich erst mal 'ne Run­
de spazierengehen" , ergänzt ein anderer, 
als Forstwirt an die frische Luft gewöhnt. 
Und für Spaziergänger oder Joggingfreunde 
bieten die weitläufigen Anlagen beiderseits 
des Dortmund-Ems-Kanals, unmittelbar am 
Schulgelände gelegen, beste Vorausset­
zungen. 

Im Unterricht der nächsten Tage schwin­
det die weitverbreitete Scheu vordem Neuen 
spürbar, der "Lehrgangsalitag" erfaßt nach 
und nach alle Teilnehmer, der Ablauf wird 
weniger hektisch, die Antworten ruhiger, 
die Wortmeldungen zahlreicher. Mittlerwei­
le ist auch der Lehrgangsobmann gewählt 
und der Wechsel des • Tagesdiensthaben­
den" festgelegt, die Teilnehmer wachsen zu 
einer . Lerngemeinschaft" zusammen. 

Deutlich wird dies,/Jesonders dann, wenn 
zwar der Unterricht vorbei ist, das Lernen 
aber immer noch andauert . Denn an jedem 
Abend heißt es , den Stoff des Tages in der 
Viererrunde des Zimmers oder auch "zim­
merübergreifend" zu verarbeiten . Es ist da­
bei nicht seiten , daß der um acht Uhr am 
Morgen einsetzende Lernprozeß erst nach 
20 Uhr abgebrochen wird . Ohne Fleiß kein 
Preis. 

"Gefahren der Einsatzstelle" 
- ein Schwerpunkt 

Am Freitag taucht ein neues Lehrfach -
"Gefahren der Einsatzstelle" - auf, ein 
Schwerpunktthema, dem im Verlauf des 
Lehrgangs insgesamt 13 Unterrichtsstun­
den gewidmet sind. In die Bereiche Allge­
meine Gefahren , Objektbedingte Gefahren 
und Gefahren durch gefährliChe Stoffe ge-

20 I zs..w.GAZlN 41881 

gliedert, vermittelt Lehrgangsleiter Briem 
den zukünftigen Zugführern das Wissen 
zum Erkennen einer Gefahrenlage im Ein­
satz. 

Und wenn Briem beispielsweise die Frage 
• Welche Gefahren drohen im Einsatz?" 
stellt, hat der Gefragte sofort als "Esels­
brücke" die Anfangsbuchstaben AAA-C-EEE 
parat und weiß: "Ausbreitung , Atemgifte , 
Atomenergie - Chemikalien - Explosion, 
Einsturz, Elektrizität". 

Um 16.30 Uhr endlich das Schlußwort 
. Schönes Wochenende! " - für viele ein 
ungewohnt langer freitaglicher "Arbeits­
tag". Jetzt gilt unter den Teilnehmern nur 
noch eine Parole: Raus aus der Uniform und 
ab nach Hausei Die Parkplätze auf dem 
Schulgelände leeren sich rapide, in die 
Schule kehrt Wochenend-Ruhe ein . 

Lernen - auch am 
Wochenende 

Das Wochenende, wie die übrige Freizeit 
während des Lehrgangs auch nicht frei von 
Lernen, ist viel zu schnell vorbei. Montag­
morgen, 7.45 Uhr. Meldung des Tages­
diensthabenden an die Lehrperson: "Lehr­
gang F IV 3/88 vollzählig zum Unterricht 
anwesend." Die neue Woche kann be­
ginnen. 

Ein neues Thema - "Fahrzeug- und Gerä­
tekunde" - steht mit sechs Stunden auf 
dem Ausbildungsplan. Praxisbezogen dar­
gebracht, bereitet der Lehrstoff dem Groß­
teil der Teilnehmer - wie alle Feuerwehr­
männer an TeChnik interessiert - keine 
Schwierigkeiten. 

Insgesaml37 Lehr· 
kräfte unter Leitung 
von Direktor Moll 
(Mine) betreuen je· 
weil. zehn parailel· 
Jaufende, verschie­
dene Lehrgi nge. 

(Fotos: Claes (51) 

Fünf Unterrichtsstunden sind den 
"Rechtsgrundlagen" gewidmet, die der Ver­
waltungsleiter der Schule, ·Regierungsober­
amtsrat Luig, unterrichtet. Er weist die Teil­
nehmer in die den Brandschutz betreffenden 
Bundes- und Landesgesetze ein . 

"Vorbeugender Brandschutz" - in insge­
samt sechs Stunden lernen die Teilnehmer 
alles, was sie über Brandschau, Brandsi­
cherheitsdienst und die entsprechenden ge­
setzlichen Vorschriften wissen müssen. 

Hemmungen vor Planspiel 

Nun folgt - mit einschließlich Prüfung 22 
Unterrichtsstunden Dauer das umfangreich­
ste Lehrfach - das Planspiel. Dieses Lehr­
fach ruft wie kein anderes bei den meisten 
Teilnehmern Hemmungen und Befürchtun­
gen hervor. Denn dort - so wird allgemein 
angenommen - wird man als "Einsatzleiter" 
mutterseelenallein in weiter Runde stehen 
und Entscheidungen zu treffen haben, die 
zeigen, ob man seiner Aufgabe gewachsen 
ist. Doch - im nachhinein betrachtet - er­
weisen sich alle Befürchtungen als grund­
los. Ein Teilnehmer: "Das hätte schlimmer 
kommen können ." 

Daß die Zugführer in spe sehr schnell 
eine positive Einstellung zum Planspiel fan­
den, ist nicht zuletzt das Verdienst von 
Brandoberamtsrat Loosen, der durch seine 
unkonventionelle Art die Teilnehmer zur ak­
tiven und konstruktiven Mitarbeit motiviert. 

Zunächst geht es um die Darstellung des 
Führungsvorgangs. Das schematisierte 
Konzept mit seinen drei Stufen Lagefeststel­
lung, Einsatzplanung und Befehlsgebung 
stellt für den Zugführer in der Praxis eine 
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wertvolle Hilfe dar , den Einsatz rationell und 
fehlerlos leiten zu können . 

Das eigentliche Planspiel findet an einer 
etwa 3 x 3 m großen Platte statt, auf die -
im Modelibahnmaßstab 1 :87 - beispielswei­
se eine Ortschaft mit Straßenzügen, Gewer­
begebieten und Verkehrswegen aufgebaut 
ist. Zum "Durchspielen" eines Einsatzes 
gibt der Lehrer dem übenden Teilnehmer 
das Schadensobjekt, den Umfang des Scha­
dens, Zeit, Wetter, Windrichtung und -stär­
ke an . Nun hat der "Zugführer" die Aufga­
be , das erlernte Konzept anzuwenden und 
die zur Schadensbekämpfung notwendigen 
Entscheidungen zu treffen - und auch zu 
begründen. 

Glaubt man nun, die Lage vollends "im 
Griff" zu haben , kann es - wie in der Realh 
tät auch - passieren, daß plötzlich eine 
veränderte Lage bezüglich Schadensverlauf 
oder Wetterlage und Windrichtung angesagt 
wird . Dann heißt es , schnell zu reagieren 
und die Einsatzplanung den neuen Gege­
benheiten anzupassen . 

Es kann aber auch so kommen: Der ge­
samte Lehrgang wundert sich nach der Mit­
tagspause , daß die Kleinstadt , an der vorher 
"gespielt" wurde, einem ausgedehnten In­
dustriegebiet Platz gemacht hat. Was wie 
Zauberei anmutet, ist eine technische· Raffi­
nesse der Anlage . Denn durch eine Hydrau­
lik läßt sich das gesamte Planspiel aus dem 
im Erdgeschoß liegenden Raum in den Kei­
ler absenken. Dort können die einzelnen 
Schadensbilder nach Belieben gewechselt 
werden ; mit jeweils unterschiedlicher "Be­
bauung" stehen insgesamt vier Modelle zur 
Verfügung . 

Aufsatz - nicht jedermanns 
Sache 

Der Donnerstag steht ganz im Zeichen 
des ersten Teils der Prüfung: "Schriftliche 
Arbeit" ist angesagt. Zwei Stunden für einen 
Aufsatz über ein Thema aus dem Gebiet der 
Baukunde - soviel ist vorher bekannt. Ge­
spannte Erwartung herrscht im Lehrsaal , 
als Lehrgangsleiter Briem das Thema be­
kanntgibt: "Beschreiben Sie das Verhalten 
von Holz, Beton und Spannbeton im Brand­
fall. " 

Erleichterung kommt auf: Ein Thema, 
über das sich schreiben läßt. Man kann eine 
Stecknadel fallen )lören , alle sind konzen­
triert über ihr Blatt gebeugt. Lehrgangsleiter 
Briem wacht mit Argusaugen darüber, daß 
alles mit rechten Dingen zugeht. Die Zeit 
vergeht wie im Fluge, schon werden die 
Arbeiten eingesammelt. Das wäre geschafft 
- 40 Prozent des schriftlichen Prüfungsteils 
liegen hinter den Teilnehmern. Doch man­
chem fiel es schwer, seine Gedanken zu 
Papier zu bringen: "Ich hatte alle Zahlen im 
Kopf, vernünftige Sätze habe ich aber nicht 

Ein Teilnehmer er­
läutert am Modell 
die Bekämpfung 
eines angenomme­
nen Schadensfalles. 

Bis ins kleinste De­
tail naturgetreu: Mo­
dellhäuser mit um 
Hille rufender Per­
son am Fenster 
(links). 

Dulth die Wechsel­
mechanik des Mo­
dells lassen sich vier 
verschieden .. bebau­
te" Planspiele ver­
wenden. 

Es knistert förmlich 
vor Spannung: Die 
lehrgangsteilneh­
mer In der schriftli­
chen Prüfung. 
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zusammengebracht Es bleiben als Trost 
noch die kommenden belden Teile der 
schrlhlichen Prufung , damit kann das viel 
leicht letzt nicht so ganz Gegluckte wieder 
ausgeglichen werden 

Praxis bei der Kartenkunde 

Weiter geht's ein neues Thema " Kar ~ 
tenkunde steht an In vier Stunden erfah 
ren die Teilnehmer alles Wissenswerte uber 
Kartenwerke Im allgemeinen und die der 
Feuerwehr Im speziellen In abschließenden 
Ubungen wird In kleinen Gruppen mit Kar~ 
ten , Kompaß lineal. Planzeiger und Kar ~ 

tenwlnkelmesser gearbeitet. um bestimmte 
Punkte auf der Karte an hand von KoordIna­
tenangaben zu hnden Eine fur den spateren 
Zugfuhrer besonders wIchtige Ubung. die 
zudem noch etwas praktische Tatlgkelt In 
den Lehrgang bringt 

Zwei Stunden umfaßt der nachste Be 
reich , die "Loschwasserforderung" Hier 
sind Kenntnisse In Mathematik vonnoten , 
denn Im Vordergrund stehen umfangreiche 
Berechnungen von Loschwasser-Förder­
strecken Hilfreich Ist dabei eine von der 
Schule entworfene praktische Ablesetafel , 
die der Teilnehmer fur seine spatere Arbeit 
am Standort mitnehmen kann 

Montagmorgen: Prüfung! 

Auch das zweite Wochenende Ist nun 
schon vorbei Die neue Woche fangt gut an 
"Schriftliche Fragen, Tell I" Lehrgangslei 
ter Brlem verteilt die Fragebogen Der Fra 
gen katalog umfaßt die Bereiche Rechts ~ 
grundlagen Brand und Loschlehre . Gefah 
ren der EInsatzsteIle , Baukunde sowie Fahr­
zeug und Gerätekunde Eine Stunde ISt fur 
die Beantwortung eingeräumt 

Ein erstes Durchblättern zeigt. daß sich 
Aufmerksamkeit beim Unterrrcht und zu 
satzliches Aufarbeiten In der Freizeit gelohnt 
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haben BIs auf einige harte Nüsse" keine 
Probleme weitere 30 Prozent der schriftli­
chen Prufung geschafft Nicht einig wird 
man Sich Im TeilnehmerkreiS hIntecher über 
die Frage ob das System der - wie In der 
Fuhrerscheln ~ Prufung vorgegebenen Ant­
worten mit einer oder mehreren richtigen 
Mogllchkelten hilfreich sei oder nicht "Hät­
te hinter der Frage nichts gestanden, dann 
hatte Ich ' gewußt So bin Ich auf die blöde 
Antwort ganz schon reingefallen ", beklagt 
Sich einer worauf ein anderer kontert. 
Wenn Du gar nichts weißt. können die 

Antworten auch ganz schon helfen . " 

Die letzten beiden Themen 

Der Ausbildungsplan enthält für die mich­
sten belden Tage neben den Prufungen nur 
noch zwei neue Themen Eine Stunde ISt 
dem Thema "Kampfmittel mit der Be­
schreibung der Wirkungen der verschiede' 
nen Kampfmittel geWidmet 

Im zwei Stunden dauernden Unterricht 
zum Thema "Ausbilden " lernen die zukunfti­
gen Zugführer, die an Ihren Standorten 
auch den Nachwuchs ausbilden werden, 
den Aufbau und die Durchführung eines 
effektiven Unterrrchts 

Mit "Schriftliche Fragen , Tell 11 " beginnt 
der Dienstag Fragen zu Löschwasserver­
sorgung und Pumpen der Feuerwehr, Atem­
schutz, EInsatzlehre und Kartenkunde Sind 
es diesmal Auch sie Sind bald gelöst . wo­
mit die schriftliche Prufung geschafft wäre . 
Noten kennt zwar noch niemand, aber die 
uberwlegende Zahl der Teilnehmer hat "ein 
gutes Gefuhl " 

Nonstop-Prüfungen 

Nach den letzten Ausbildungsstunden 
.Plansplel " heißt es auch hier Prüfung 

Zehn Stunden Sind dafur vorgesehen , Fort­
setzung am folgenden Tag 

Die mündliche Prü­
lung , Ielll die letzte 
Hürde vor der Ent­
scheidung dar (von 
rechl.~ Bezl"'.­
brandmeister Schrö­
der, Brandral Klö­
sters . stv Kreis­
brandmeister Rode­
hüser, Oberbrandrat 
lIebald . al s .. Prolo­
kolllührer" dabei: 
lehrgangs leiter 
Briern . 

Die Teilnehmer meistern die Ihnen ge­
stellten Aufgaben recht unterschiedlich. 
Muß der eine vom Lehrer zum Sprechen 
ermuntert werden . redet der andere uner­
mudllch daher. wahrend ein dritter die ge­
stellte Aufgabe selbstbewußt-salopp löst. 
Am Ende steht fest , daß alle Teilnehmer den 
Prufungstell "Planspiel" mit mehr oder 
weniger gute Noten - bestanden haben 

Mit dem Donnerstag beginnt das "große 
Zittern" Es gibt nur ein Thema "Mundliche 
Prüfung" Am Morgen stellt Sich der Prü­
fungsausschuß vor, dem neben Brandrat 
Klösters von der Schule als VorSitzendem 
die BeiSitzer Bezrrksbrandmelster Schröder 
(Köln) , Oberbrandrat Lrebald (Bottrop) und 
stellvertretender Kreisbrandmeister Rode­
huser (KreiS Soest) angehoren Brandober­
amtsrat Brlem zählt als Lehrgangsleiter 
ebenfalls zu dem Gremium 

In VIerergruppen eingeteilt , harren die 
Teilnehmer der Dinge, die da kommen. 
Nach fast einer Stunde erscheint die erste 
Gruppe - slchtlrch ., geschafft" aus dem 
PrüfungszImmer Sofort von allen anderen 
umringt, Ist "Wie war's?" die meistgestellte 
Frage. Nun, Ihnen frei es schwer, sie fanden 
die Prüfung "verdammt hart" Einige der 
Umstehenden werden noch eine Nuance 
bleicher 

Prüfer zeigen Verständnis 

Mit der Enllassung weiterer Gruppen aus 
der Prufung Wird das Bild ausgewogener. 
Es ISt zu schaffen , die Prufer zeigen Ver­
ständniS für kleine Gedächtnlslucken~ Wird 
eine Frage nicht beantwortet, geht sie an 
den nächsten In der VIerergruppe Auch mit 
kleinen Hinweisen hellen die Prufer den 
Kandidaten" auf die Sprünge": "Nun haben 
Sie die Oruckgasflaschen-Farbe genannt, 
eine fehlt aber noch - denken Sie mal an 
eine Schlosserei" "Aha, Acetylen befin­
det Sich In gelben Flaschen " 



• 
Nachdem sich die Prüfer ein objektives 

Bild vom Wissen des einzelnen Kandidaten 
gemacht haben, legt der Prüfungsausschuß 
in einer anschließenden Besprechung die 
gemeinsame Note fest. Und danach heißt es 
wieder: "Die nächste Gruppe, bitte ." 

Endlich, am frühen Nachmittag ist auch 
die letzte Gruppe geprüft. Der nun folgende 
Abend, der Abschiedsabend , gehört als 
einer der ersten seit langer Zeit nicht dem 
Lernen. . 

Hälfte des Bedarfs 
abgedeckt 

Allgemein auf die Ergebnisse des Lehr­
gangs F IV angesprochen, kommt Direktor 
Moll, seit zwölf Jahren Leiter dieser größten 
deutschen Feuerwehrschule, auf die Quote 
von 3 % aller Teilnehmer, die die Prüfung 
nicht bestehen . Der überwiegende Teil die­
ser "Durchfaller" besteht die P.rüfung je­
doch nach Wiederholung des kompletten 
Lehrgangs. Moll: "Ein Nichtbestehen der 
Prüfung ist dennoch schade, denn durch 
die Wiederholung geht ja in dem folgenden 
Lehrgang ein Lehrgangsplatz verloren ." 

Besonders bedeutsam erscheint dieser 
Verlust angesichts der Tatsache , daß durch 
die Lehrgänge lediglich die Hälfte des beste­
henden Bedarfs an Lehrgangsplätzen abge­
deckt werden kann . Obschon die Schule die 
Anzahl der F-IV-Lehrgänge 1988 gegenüber 
1987 um drei auf insgesamt 14 erhöht hat, 
stellt sich das Verhältnis Bedarf zu Lehr­
gangsplätzen noch nicht entscheidend bes­
ser dar. 

Diesmal haben alle 
bestanden 

Freitag, 4. März 1988, der Rückreisetag: 
"Aussprache und Verabschiedung" . Der mit 
großer Spannung erwartete Moment dieses 
Morgens ist die Bekanntgabe der Noten. 
Nachdem die Ergebnisse verlesen sind, 
macht sich merkbar Zufriedenheit breit. Ge­
wiß, einige wenige haben es nur "um Haa­
resbreite" geschafft , doch ist hier schnell 
Trost parat: "Egal , bestanden ist be­
standen. " 

Mit der Qualifikation zum Hauptbrand­
meister in der Tasche und um eine beträcht­
liche Menge Wissen reicher, tritt der Teil­
nehmer die Heimreise an . Hinter ihm liegen 
zwölf ereignisreiche Schultage, vor ihm 
liegt am Standort die Beförderung zum 
Hauptbrandmeister. 

Nach der Beförderung kann der frischge­
backene Hauptbrandmeister dann als äuße­
res Zeichen seines neuen Dienstgrades den 
bisherigen zwei roten Ärmelstreifen einen 
weiteren. hinzufügen . An den drei Ärmel­
streifen in silber-roter Umrandung und der 
silber-roten Mützenschnur ist er fortan als 
stellvertretender Zugführer zu erkennen. 
Sollte er gar zum Zugführer aufsteigen, 
dann trägt er einen Silberstreifen am Ärmel 
und eine Silberschnur an der Mütze. 

Spätestens bei der Beförderung sind 
dann alle Belastungen und Ängste , die den 
Lehrgang begleiteten, vergessen. Ab jetzt 
gilt nur noch, das Gelernte in die Praxis 
umzusetzen und das erworbene Wissen 
sinnvoll anzuwenden, um jüngeren Feuer-

wehrangehörigen das für den Dienst In der 
Feuerwehr notwendige "Rüstzeug" zu ver­
mitteln. 

Noch zwei Lehrgänge 

Eine abschließende Überlegung sollte an­
gefügt werden: Wie geht es nun weiter? Die 
gerade Linie in der Ausbildung der Feuer­
wehren führt gemäß der Feuerwehr-Dienst­
vorschrift 2/1 vom Zugführer über den Füh­
rer von Führungsgruppen oder Verbänden 
zum Leiter einer Feuerwehr. Auch die bei­
den dazu erforderlichen Lehrgänge werden 
·an der Landesfeuerwehrschule angeboten. 

Nach der Ausbildung zum Leiter einer 
Feuerwehr heißt es dann aber in Münster: 
"Nichts geht mehr! " Die gerade Ausbil­
dungslinie ist bis zum Ende durchlaufen, 
der Betreffende ist aus der Sicht der Schule 
für seine Führungsaufgaben gut gerüstet. 

Den Doch: Fortschreitende technische 
Entwicklung, neue Gefahrenquellen bedin­
gen sich ständig anpassende Einsatzmetho­
den, fordern von den Verantwortlichen in 
der Feuerwehr, permanent auf dem aktuell­
sten Wissensstand zu sein . Deshalb ist ein 
Wort nicht von der Hand zu weisen , das 
vereinfacht alles auf einen Nenner bringt: 
"Man lernt· nie aus ." -cl-

Geschafftl Die lehrgangsteIlnehmer stellen sic:h 
mit ihrem lehrgangsleiter (links) dem Fotografen. 
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25 Jahre Katastrophenschutzschule Niedersachsen 

Modernisierung als 
"Geburtstagsgeschenk" 

Insgesamt über 50000 ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer ausgebildet 

Zum 25jährigen Bestehen der Katastro­
phenschutzschule Niedersachsen hatte das 
Innenministerium für den 22. April 1988 zu 
einem Jubiläumsempfang nach Bad Nenn­
dorf eingeladen . 

Dieser Einladung folgten Abgeordnete 
des Bundestages und des Nieder:sächsi­
schen Landtages, Gäste von Bundes- und 
Landesbehörden, Polizei und Bundeswehr. 
Auch die Repräsentanten der Hilfsorganisa­
tionen und die Spitzen von Rat und Verwal­
tung waren anwesend. 

Unter den über 250 Gästen konnte Schul­
leiter Eduard Stanowski zahlreiche Führer 
von Einheiten sowie Leiter von Einrichtun­
gen und Helfer aus den Fachdiensten begrü­
ßen . Der Schulleiter gab der Hoffnung Aus­
druck, daß alle Bürger, die sich durch die 
Bereitschaft zur Mitwirkung im Katastro­
phenschutz und durch ihre Mitarbeit bei der 
Vorsorge für Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung auszeichnen, auch zukünftig 
eindeutige und uneingeschränkte Unterstüt­
zung erfahren. 

In Vertretung des Innenministers machte 
Staatssekretär Dr. Franz Cromme den politi­
schen Stellenwert des Katastrophenschut­
zes deutlich. Er verwies darauf, daß es 
wenig konstruktiv sei , den Katastrophen­
schutz als eine Aufgabe zu diskreditieren, 
die nur veranstaltet werde, um von Ver­
säumnissen bei der Gefahrenvorbeugung 
abzulenken . Der Staatssekretär vollzog 
dann die Entwicklung der Schule nach, von 
ihren Anfängen 1963 als Landesschule für 
den Zivilen Bevölkerungsschutz, zuerst in 
Uelzen-Bohldamm und dann als Katastro­
phenschutzschule Niedersachsen ab 1968 
im Niedersächsischen Staatsbad Bad Nenn­
dorf. Er dankte dem Personal für den stän­
digen Einsatz bei der Ausbildung von mitt­
lerweile über 50000 ehrenamtlichen Helfe­
rinnen und Helfern aus Niedersachsen, Bre­
men, Berlin und Hamburg. 

In Vertretung des Präsidenten des Bun­
desamtes für Zivilschutz überbrachte Abtei­
lungspräsident Dr. Frank die Glückwünsche 
des Bundesamtes. Er wies darauf hin , daß 
die seit langem geplante Modernisierung 
der Schule sowie der Ausbau eines schul na-
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hen Übungsgeländes für insgesamt über 3 
Millionen DM ab 1989 vorgesehen sind. 

An den Festakt schlossen sich ein ge­
meinsamer Rundgang durch den Schulbe­
reich und eine Besichtigung von Einsatz­
fahrzeugen der Fachdienste des Katastro­
phenschutzes sowie Vorführungen des 
ABC-Dienstes an . 

Repräsenta nten aus allen Bereichen geben der Schule die Ehre. 



Raimund Klaiber, Polizeihauptkommissar in Biberach 

Landeskatastrophenschulzgeselz Baden-Württemberg wurde überarbeitet 

Neue Akzente 
im Katastrophenschutz 

Schwerpunkte sind 
die Verhütung von Katastrophen sowie eine noch 

wirkungsvollere Katastrophenbekämpfung 

Schon nach knapp sieben Jahren wurde 
es notwendig, das Land'eskatastrophen­
schutzgesetz Baden-Würtlemberg zu über­
arbeiten und den neuen Gegebenheiten an­
zupassen. Ungeahnte Katastrophen, so die 
Explosion des Kernkraftwerkes in Tscherno­
byl , die Vergiftung des Rheines durch die 
Firma Sandoz, Flugzeugabstürze und ande­
re schädigende Ereignisse machten es not­
wendig, insbesondere auch im Hinblick auf 
die Verhinderung solcher Ereignisse, erneut 
gesetzgeberisch aktiv zu werllen . 

Einblick in die Neuerungen 

Die Zielsetzung für das Gesetz zur Ände­
rung des Landeskatastrophenschutzgeset­
zes, das am 1. März 1987 in Kraft trat, war 
• Praxisgerechte Festlegung des Katastro­
phenbegriffs 
• Regelung für die Anlaufphase , bevor ein 
Schadensereignis sich zu einer Katastrophe 
entwickelt 
• Ausdehnung des Kreises der im Kata­
strophenschutz Mitwirkenden und des im 
Katastrophenschutz zur Verfügung stehen­
den Hilfspotentials 
• Regelung für die Zusammenarbeit der 
Katastrophenschutzbehörden mit den im 
Katastrophenschutz Mitwirkenden 

Als entscheidendes Kriterium für das 
Vorliegen einer Katastrophe wurde die Not­
wendigkeit einer einheitlichen Leitung der 
Abwehr- und Bekämpfungsmaßnahmen 
durch die Katastrophenschutzbehörde fest­
gelegt. 

Für die "Anlaufphase" einer Katastrophe 
wurde den Katastrophenschutzbehörden die 
gesetzliche Ermächtigung für vorbereitende 
Schutzmaßnahmen gegeben . Dem Polizei­
vollzugsdienst wurde eine direkte subSiiliäre 
Zuständigkeit gegenüber den Katastrophen­
schutzbehörden in Ausklammerung der all­
gemeinen Polizei behörden eingeräumt. Die 
Zusammenarbeit der Leitstellen der Feuer-

wehr und der Retturigsleitstellen mit den 
Katastrophenschutzbehörden in der Zeit vor 
Auslösung von Katastrophenalarm oder Ka­
tastrophenvoralarm wurde geregelt, und im 
Fall eines Katastropheneinsatzes erhielten 
die Katastrophenschutzbehörden Wei­
sungsbefugnisse gegenüber den Leitstellen 
der Feuerwehr und den Rettungsleitstellen . 

Die Regelung über das Verhältnis des 
Landes zu den Hilfsorganisationen wurde 
zweckmäßig angepaßt. Der Kreis der im 
Katastrophenschutz Mitwirkenden wurde 
insbesondere um den Gesundheitsbereich 
und um die Betreiber von Anlagen mit be­
sonderem Gefahrenpotential erweitert. 
Auch die Einbeziehung der Ämeschaft und 
von Angehörigen nichtakademischer Helfer­
berufe des Gesundheitswesens in Katastro­
phenschutzübungen wurde erleichtert. 

Ferner wurde ein l1euer Akzent gesetzt, 
indem die Katastrophenschutzbehörden , die 
Hilfsorganisationen und die im Katastro­
phenschutz Mitwirkenden zur Intensivie­
rung von Ausbildung und Übungen ver­
pflichtet wurden . 

In der Folge soll nun ein Gesamtüberblick 
der angesprochenen Gesetzesänderung ge­
geben werden, wobei Schwerpunkte beson­
ders herausgehoben werden . 

Neufestlegung des 
Katastrophenbegriffs 
(§ 1 [2] LKatSG) 

Katastrophe im Sinne dieser Bestimmung 
ist ein Geschehen, das Leben oder Gesund­
heit zahlreicher Menschen, erhebliche 
Sachwerte oder die lebensnotwendige Ver­
sorgung der Bevölkerung in so ungewöhn­
lichem Maße gefährdet oder schädigt, daß 
es geboten erscheint, ein zu seiner Abwehr 
und Bekämpfung erforderliches Zusammen­
wirken von Behörden, Stellen und Organisa­
tionen unter die einheitliche Leitung der 
Katastrophenschutzbehörde zu stellen. 

Ob das Geschehen, das die in § 1 Abs. 2 
genannten Rechtsgüter bedroht oder schä­
digt, als Katastrophe im Sinne des Landes­
katastrophenschutzgesetzes anzusehen ist, 
hängt von drei kumulativ zu erfüllenden 
Bedingungen ab. Grundvoraussetzung ist, 
daß ein Zusammellwirken von Behörden, 
öffentlichen und privaten Stellen und Orga­
nisationen bei Abwehr und Bekämpfung des 
Geschehens erforderlich erscheint. Weiter 
muß es nötig erscheinen, dieses Zusam­
menwirken unter eine einheitliche Leitung 
zu stellen. Schließlich muß die Lagebeurtei­
lung fordern , daß diese einheitliche Leitung 
gerade durch die Katastrophenschutzbehör­
de erfolgt. 

Bei kleineren Schadensereignissen, die 
öffentliche Notstände im Sinne von § 2 
Abs. 1 Feuerwehrgesetz darstellen, wird es 
genügep, zur Leitung der Einsatzmaßnah­
men einen technischen Leiter nach Feuer­
wehrrecht einzusetzen - der bei Einsatz wei­
terer Hilfsorganisationen neben der Feuer­
wehr einen Einsatzstab zu bilden hat (§ 31 
Abs. 3 Feuerwehrgesetz) - und es im übri­
gen bei der organisatorischen Oberleitung 
durch den Bürgermeister oder die Auf­
sichtsbehtrde (Landratsamt oder Regie­
rungspräsidium) zu belassen (§§ 31 Abs . 4, 
25 Abs. 1 und 5 Feuerwehrgesetz) . 

Soweit der Einsatz des Polizeivollzugs­
dienstes mit den Maßnahmen des techni­
schen Einsatzleiters zu koordinieren ist 
(z. B. bei Absperrungen oder Evakuierun­
gen) , stehen die notwendigen Weisungsbe­
fugnisse sowohl dem Bürgermeister als 
auch dem Landratsamt und dem Regie­
rungspräsidium nach Polizei recht zu (§§ 62 
Abs . 1, 61 Abs . 1, 59 Abs . 1 Nr.3 Polizeige­
setz) . 

Erst wenn das vom Feuerwehrrecht und 
Polizeirecht für die Gefahrenabwehr zur Ver­
fügung gestellte Führungsinstrumentarium 
nicht oder nicht mehr ausreicht, insbeson­
dere weil keine Weisungsbefugmsse gegen­
über anderen Behörden und Dienststellen 
eingeräumt werden und auch die Koordinie-
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rungsbefugnisse des Landrats bzw. des 
Oberbürgermeisters des Stadtkreises nach 
§ 26 Abs . 1 und 2 Landesverwaltungsgesetz 
nicht ausreichen, erscheint es geboten, eine 
spezielle FÜhrungsorganisation unter der 
Verantwortung der Katastrophenschutzbe­
hOrde und mit den speziellen Befugnissen 
des Katastrophenschutzrechts ausgestattet 
aufzubauen 

Katastrophenalarm (§ 18 
LKatSG) 

Oie Katastrophenschutzbehörde stellt den 
Zeitpunkt fest, von dem an eine Katastrophe 
im Sinne dieses Gesetzes vorliegt, be­
stimmt das Katastrophengebiet und löst Ka­
tastrophenalarm aus 

Olese Vorschrift trägt den Erfahrungen 
der PraxIs Rechnung und verpflichtet die 
Katastrophenschutzbehörde, den Beginn 
des zeitlichen Geltungsbereichs ihrer be­
sonderen Befugnisse nach Katastrophen­
schutzrecht sowie den Raum, zu dessen 
Gunsten die Befugnisse, eingesetzt werden 
sollen, festzulegen. Oies schafft die nötigen 
Anknüpfungspunkte für die Vorschriften , 
die die finanziellen Auswirkungen eines Ka­
tastropheneinsatzes regeln(§§ 33 und 34) . 

Weitere Aufgabe der Katastrophenschutz­
behörde ist es, bei festgelegtem Vorliegen 
einer Katastrophe Katastrophenalarm aus­
zulösen. Oies bedeutet den planmäßigen 
Aufruf von vorbereiteten Alarmmaßnahmen . 
Die Katastrophenschutzbehörde hat dabei 
auf die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 zu erstellenden 
Alarm- und Einsatzpläne zurückzugreifen . 

Trotz Wegfalles von Absatz 2 des bisheri­
gen § 17 bleibt es dabei , daß der Einsatz 
von Einheiten und Einrichtungen des Kata­
strophenschutzdienstes der Kontrolle der 
Katastrophenschutzbehörde unterliegt (sh . 
hierzu § 1 Abs . 1 Satz 2, § 3 Abs. 1 Nr. 2 
und § 19 Abs . 1 Satz 1). 

Einführung eines 
Katastrophenvoralarms 
(§ 22 LKatSG) 

Die Einführung des Katastrophenvor­
alarms gibt den Katastrophenschutzbehör­
den die Möglichkeit, das Instrumentarium 
des Katastrophenschutzes für eine frühzeiti­
ge Reaktion auf die sich zuspitzende Lage 
oder aber für Vorbereitungen eines Kata­
strophen einsatzes zu nutzen. 

Absatz 1 umreißt die Situation, in der die 
Auslösung von Katastrophenvoralarm zu­
lässig ist. Dabei wird angeknüpft an die 
Definition des Katastrophenvoralarms in 
den bestehenden besonderen Einsatzplänen 
für die Umgebung kerntechnischer Anlagen . 
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Tatsächliche Anhaltspunkte für die An­
nahme, daß eine Katastrophe eintreten 
kann, werden vorliegen, wenn die festge­
stellte Abweichung vom Normalzustand 
eine Eigendynamik aufweist, die - wenn sie 
sich ungestört weiter entfaltet - in sozialad­
äquater Weise zu Gefährdungen oder Schä­
digungen in dem nach § 1 Abs.2 vorausge­
setzten Ausmaß führen kann. 

Abs .2 Sieht die gleiche zeitliche und 
räumliche Begrenzung vor wie § 18 für den 
Katastrophenfall. 

Abs. 3 räumt der Katastrophenschutzbe­
hörde nach Auslösung von Katastrophen­
voralarm abstrakt gesehen die gleichen Be­
fugnisse ein wie nach Katastrophenfallfest­
stellung (§ 22 Abs . 3 Satz 2 in Verbindung 
§§ 19, 20, 21 Abs . 1 und 2, § 31 i.V.m. 
§ 25ff) . Sie darf diese jedoch nur zu sol­
chen Maßnahmen nutzen, die zur Abwen­
dung des Katastropneneintritts oder zur 
Vorbereitung auf die Katastrophe erforder­
lich werden (z . B. Oammverstärkungen bei 
zu befürchtender Hochwasserkatastrophe, 
vorsorgliche Evakuierungen bel einem 
Brand in der Nähe eines Lagers mit explosi­
ven Stoffen usw.). 

Aufhebung von 
Katastrophenalarm und 
Katastrophenvoralarm (§ 23 
LKatSG) 

Diese Vorschrift ergänzt § 18 und 22, um 
eine zeitliche Begrenzung der besonderen 
Einsatzbefugnisse der Katastrophenschutz­
behörde zu erreichen. 

Polizeivollzugsdienst 

Die Neufassung sieht eine subsidiäre Zu­
ständigkeit des Polizeivollzugsdienstes di­
rekt gegenüber der zuständigen Katastro­
phenschutzbehörde vor, ohne Zwischen­
schaltung von Polizeibehörden. Wenn und 
solange ein Tätigwerden des Polizeivoll­
zugsdienstes erforderlich Wird, Ist er nach 
der Neufassung nicht auf vorläufige Maß­
nahmen beschränkt, sondern kann in Wahr­
nehmung der Befugnisse der Katastrophen­
schutzbehörde alle Maßnahmen treffen, die 
lange angepaßt unaufschiebbar ergriffen 
werden müssen. Allerdings ist der Polizei­
vollzugsdienst verpfliChtet sicherzustellen, 
daß Meldungen über Katastrophen und 
Schadensereignisse, bel denen nicht auszu­
schließen ist, daß sie das Ausmaß einer 
Katastrophe haben oder annehmen müs­
sen, unverzüglich der Katastrophenschutz­
behörde gemeldet werden (§ 5 Abs .2 
Nr. 2) . 

Zu den Aufgaben der Katastrophen­
schutzbehörde, die unaufschiebbar wahrge-

nommen werden müssen , gehört unter Um­
ständen auch die Festlegung des Katastro­
phenfalls und die Auflösung von Katastro­
phenalarm nach § 18. 

Die Voraussetzungen für subsidiäres Tä­
tigwerden des Polizeivollzugsdienstes ge­
genüber der zuständigen Katastrophen­
schutzbehörde entsprechen der Regelung 
von § 46 Abs. 2 Nr. 2 Polizeigesetz für sub­
sidiäres Tatigwerden im Verhältnis zur zu­
ständigen Polizeibehörde. 

Leitstellen 

Die Rettungsleitstellen und die Leitstellen 
der Feuerwehr als Einrichtungen der Land­
und Stadtkreise werden mit ihren jeweiligen 
Trägern ausdrücklich in den Kreis derjeni­
gen Einrichtungen aufgenommen, die ge­
mäß ihrem Aufgabenbereich In Wahrneh­
mung eigener Zuständigkeiten im Katastro­
phenschutz mitwirken und insoweit den 
Koordinierungsbefugnissen der Katastro­
phenschutzbehörde unterstellt werden (§ 5 
Abs . 1 Satz 1). 

Die Leitstellen werden ebenfalls verpflich­
tet sicherzustellen , daß bekanntgewordene 
Katastrophen oder Schadensereignisse, die 
sich zur Katastrophe ausweiten können, der 
Katastrophenbehörde unverzüglich gemel­
det werden (§ 5 Abs. 2 Nr. 1) 

Sie werden weiter verpflichtet, in Abstim­
mung mit den Katastrophenalarm- und Ein­
satzplänen der Katastrophenschutzbehörde 
eigene Alarm- und Einsatzpläne zu erstellen 
und aktuell zu halten (§ 5 Abs. 2 Nr. 2) 
sowie sich an Übungen unter Leitung der 
Katastrophenschutzbehörde zu beteiligen 
(§ 5 Abs . 2 Nr. 3) . 

Im Falle eines von der Katastrophen­
schutzbehörde geleiteten Einsatzes werden 
die Leitstellen und ihre Träger verpflichtet, 
die Weisungen der Katastrophenschutzbe­
hörde zu befolgen (§ 19 Abs . 2 Satz 1) . 

Hilfsorganisationen 

Die Hilfsorganisationen wirken nach 
Maßgabe ihrer Bereitschaftserklärung mit 
ihrem gesamten zur Katastrophenbekämp­
fung allgemein geeigneten Potential im Ka­
tastrophenschutz mit (§ 9 Abs. 1). Dieses 
Gesamtpotential trägt die Bezeichnung Ka­
tastrophenhilfe. 

In Mitwirkung bei der Aufgabe der Kata­
strophenschutzbehörde, eine Gesamtüber­
sicht über die im Bezirk vorhandenen Hilfs­
mittel zu erstellen (§ 2 Abs. 1 Nr. 2), ma­
chen die Träger der Katastrophenhilfe Anga­
ben über ihre Kräfte, die nach Organisa­
tionsrecht zur Katastrophenbekämpfung all­
gemein geeignet und verfügbar sind (§ 9 
Abs . 2) . 

§ 19 Abs. 2 Satz 1 der Neufassung macht 
deutlich, daß In einem festgestellten Kata-



strophenfall die Träger der Katastrophenhil­
fe mit ihrem Gesamtkräftepotential, also 
nicht nur mit dem Katastrophenschutz­
dienst, der Weisungsgewalt der Katastro­
phenschutzbehörde unterliegen. 

Gesundheitsbereich 

Die Neufassung beinhaltet die gesetzliche 
Pllicht zur Mitwirkung Im Katastrophen­
schutz für die Krankenhäuser der öffentli­
chen Hand und für die in privater Träger­
schaft stehenden öffentlich geförderten 
Akutkrankenhäuser sowie für die Kammern 
nach dem Kammergesetz des Landes (§ 5 
Abs.1 Satz 1). Die Mitwirkungspflicht um­
faßt auch die Ausarbeitung und Weiterfüh­
rung von Alarm- und Einsatzplänen für not­
wendig werdende eigene Maßnahmen in 
Abstimmung mit den Alarm- und Einsatz­
plänen der Katastrophenschutzbehörde (§ 5 
Abs.2 Nr. 2, Abs . 3). Die Qualität des er­
reichten Vorbereitungsstandes ist zu erpro­
ben (§ 5 Abs. 2 Nr. 3) 

Die Einführung einer gesetzlichen Pflicht 
der Ärzteschaft und von Angehörigen nicht­
akademischer Helferberufe des Gesund­
heitswesens, auf Anforderung an Katastro­
phenschutzübungen teilzunehmen, ermög­
licht den gezielten Aufbau eines ausreichend 
großen Potentials an Fachleuten in medizini­
scher Hilfeleistung , die durch ~ie Teilnahme 
an Übungen auch in der praktischen Zusam­
menarbeit mit den Einsatzkräften der Kata­
strophenhilfe und dem Führungspersonal 
der Katastrophenschutzbehörden geschult 
sind (§ 26 Abs. 1 und 3). Diese Kräfte gehö­
ren mit zu den Einsatzkräften, über die nach 
§ 2 Abs.1 Nr.2 Unterlagen zusammenzu­
stellen sind. 

Anlagen mit besonderem 
Gefahrenpotential 

Die Katastrophenschutzbehörden haben 
zu untersuchen, welche Katastrophengefah­
ren in ihrem Bezirk bestehen (§ 2 Abs. 1 

Nr. 1) . Besonders wichtig in diesem Zusam­
menhang sind Gefahren, die von stationä­
ren Anlagen mit einem überdurchschnittlich 
großen Gefahrenpotential ausgehen 
können. 

Die Betreiber derartiger Anlagen wurden 
verpflichtet, die Katastrophenschutzbehör­
den im vorbereitenden Katastrophenschutz 
und bei der Katastrophenbekämpfung zu 
unterstützen (§ 30 Abs. 2 Satz 1). Die nicht 
abschließende Aufzählung von Beispielen 
für Unterstützungsaufgaben resultierend 
aus § 30 Abs 2 Satz 2 nennt 
- Beratung der Katastrophenschutzbehör­

de über die zweckmäßigsten Bekäm­
pfungsmaßnahmen 
Einrichtung und Unterhaltung von gesi· 
cherten KommuOlkationsverbindungen 
zur Katastrophenschutzbehölde 
Beteiligungen an Übungen unter Leitung 
der Katastrophenschutzbehörde 

- Meldung gewisser Störereignisse in der 
Anlage 

Ausbildung und Übungen 

In den Kreis der vorbereitenden Maßnah­
men der Katastrophenschutzbehörden wer­
den regelmäßige Ubungen nach einem von 
der Katastrophenschutzbehörde selbst zu 
erstellenden Übungsprogramm einbezogen. 
Im Rahmen dieses Programms hat sich die 
Katastrophenschutzbehörde mit Ihren Füh­
rungseinrichtungen an den Übungen zu be­
teiligen (§ 2 Abs.1 Nr . 7 und Abs 2). Damit 
soll ausgeschlossen werden , daß Übungen 
nur das Helferpotential, nicht aber die Kata­
strophenschutzbehörde fordern. 

Im Rahmen dieses Übungsprogramms 
sind auch die Träger der Katastrophenhilfe 
sowie ein im Laufe der Zelt möglichst welt 
zu spannender Kreis von im Katastrophen­
schutz Mitwirkenden unter EinbeZIehung 
von Krankenhäusern und ihren Trägern, des 
Rettungsdienstes, von Angehörigen der 
Heil- und Heilhilfsberufe sowie von Betrei­
bern von Anlagen mit besonderem Gefah­
renpotential zu beteiligen, um auf diese 
Weise verstärkt das Zusammenspiel der 

Wie Herborn gezeigt hat, können sich Unfälle mit Tanklastzügen schnell zur Katastrophe ausweiten 

In regelmäßigen Übungen soll das Zusammen­
spiel aller im Katastrophenschutz mitwirkenden 
Kräfte verstärkt werden. 

verschiedenen Bereiche einzuüben und den 
Ubungen größeren' Realitätsbezug zu ver­
leihen 

Schlußgedanken 

Mit dem geänderten Landeskatastro­
phenschutzgesetz beschritt der Gesetzgeber 
erneut einen Weg, der zur Stabilisierung der 
inneren Sicherheit des Landes Baden·Würt­
temberg beiträgt. 

Aufgrund von Artikel 3 des Gesetzes zur 
Anderung des Landeskalastrophenschutz­
gesetzes vom 16. Februar 1987 wurde das 
Innenministerium Baden-Württemberg er­
mächtigt, den Wortlaut des Landeskatastro­
phenschutzgesetzes in der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Fassung mit neuer Para­
graphenfolge bekanntzumachen sowie Un­
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 
Die heute geltende Neufassung des Landes­
katastrophenschutzgesetzes vom 19. Mai 
1987 (bekannt gemacht im GBI. Nr. 10 vom 
31 . 7. 1987, Seite 213) wurde in diese 
Ausführungen bereits mit einbezogen. 

l iteraturhinweis 
Landeskataslrophenschutzgesetz Baden Wurttemberg 
(lKaISG) i d. Fassung v 1.7. 1979 
Gesetz zur Anderung des landeskal3strophenSChutzge­
setzes vom 16 2 1987 
Gesetz uber den Katastrophenschutz (landeskalastro­
phenschutzgesetz lKatSG) in der Fassung vom 19 Mai 
1987 
Pohzeigesetz BW 
Kammergesetz 
PDV 100 
Slrafprozeßordnung 
Einschlägige Erlasse 
Gesetz uber den RettungSdIenst BW 
Feuerwehrgesell BW. d Fassung vom 10 2 1987 
Das Polizeiblatt 'ur das land Baden-Wurttemberg Sep­
leml>er 1980, 43. Jahrgang. Vertag W Kohlhammer 
Stuttgan, SMen 138- -142 
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SteHen Bartsch 

Die Bedeutung der 
interkommunalen Zusammenarbeit 

im Oberrheingebiet 
Auch grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

in den Bereichen "Feuer- und Katastrophenschutz" 
und "Kranken-/Unfallrettungsdienst" 

Das "Unbehagen an der Raumordnung" 
(1) wissenschaftlich zu lundieren, und 
15 Jahre nach den Verwaltungsrelormen 
deren Erfolge zu messen, war das Ziel 
einer geographischen Untersuchung an 
den Universitäten Heldelberg und Mann­
helm. Zur Behandlung des Problemfeldes 
einer ausreichenden Intertcommunalen Zu­
sammenarbeit wurden alle maßgeblichen 
administrativen Leistungsautgaben, die 
sich für eine Zusammenarbeit anbieten 
(2) , erfaßt. Durch eine Fragebogenaklion, 
an der sich sämtliche Verwaltungen grö­
ßerer Städte zwischen Frankfurt, Stra8-
burg und Basel - also im Gebiet der drei 
Staaten am Dberrheln - beteiligten, wurde 
auswertbares Datenmaterial gesammelt. 
Nachfolgend wird exemplarisch anhand 
der Teilgebiete "Feuer-/Katastrophen­
schutz" und "Kranken-/Unfallrettungs­
dienst" auch der Stand der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit darge­
stellt. 

Feuerschutz! 
Katastrophenschutz 

Die Brandschutzhilfeleistungs- und Feu­
erwehrgesetze verpflichten die Gemeinden 
auf Landesebene zur gegenseitigen Hilfelei­
stung ("Nachbarschafts- und Oberlandhil­
fe"), sofern der eigene Brandschutz da­
durch nicht erheblich gefährdet wird . Diese 
auch regional wirksamen Verbindlichkeiten 
werden in Einzelfällen durch spezielle Ver­
einbarungen ergänzt. Vertraglich ist zwi­
schen Frankfurt und Offenbach die gegen­
seitige Unterstützung geregelt, die auch für 
Katastrophenalarm, Ausnahmezustand und 
Großeinsätze gilt. Mainz und Wiesbaden ha­
ben ihren Feuer- und Katastrophenschutz, 
sowie die Zusammenarbeit im Rettungswe­
sen ebenfalls durch einen Vertrag geregelt. 
In Mannheim/LudWigshafen übernimmt auf­
grund einer längeren Praxis die Nachbar­
stadt bei der Bindung eigener Kräfte den 
"Stadtschutz" ; im Bereich der Katastro­
phenvorbeugung finden gemeinsame Übun­
gen statt. 
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In Frankreich umfaßt die Communaute 
Urbaine de Strasbourg seit 1968 im stadtre­
gionalen Bereich von Straßburg insgesamt 
27 Gemeinden, deren Feuerwehr von ihr 
zentral unterhalten wird . Die Wehren der 
Städte Basel und Lörrach arbeiten im Be­
darfsfall in einer "stillen Vereinbarung" zu­
sammen, die sich nach Meinung der Städte 
überaus bewährt hat. 

Im Katastrophenschutz gilt ebenfalls der 
Grundsatz der Nachbarschaftshilfe (3) . Jede 
Stadt und jeder Landkreis - im Elsaß das 
Departement - stellen ihren eigenen Kata­
strophenschutzplan auf, den man häufig 
austauscht. 

Im internationalen Bereich arbeiten 
Straßburg und Kehl , ebenfalls Lörrach und 
Basel bei besonderen Schadensereignissen 
zusammen. Für den ganzen südlichen Be­
reich des Oberrheins ist eine Vereinbarung 
der deutsch-französisch-schweizerischen 
Regierungskommission über gegenseitige 
Hilfe in Katastrophenfällen in Bearbeitung. 
Was den Schutz von StÖrfällen am Kern­
kraftwerk Fessenheim angeht, so hat Basel 
den Alarmplan erhalten und geprüft. Über 
den Austausch von Informationen im Falle 
eines Ereignisses mit radiologischen Aus­
wirkungen ist am 18. Oktober 1979 ein bila­
terales Abkommen zwischen Frankreich und 
der Schweiz abgeschlossen worden . Eine 
französisch-schweizerische Übereinkunft 
bezüglich der gegenseitigen Hilfeleistung in 
Katastrophenfällen sollte im Januar 1987 
abgeschlossen werden , und eine Vereinba­
rung zwischen Frankreich und der Schweiz 
über den gegenseitigen Informationsaus­
tausch im Falle von Chemie-Ereignissen ist 
nach der Umweltkatastrophe vom 1. No­
vember 1986 in Schweizerhalle/BL vorberei­
tet worden . Nach diesem Ereignis richtete 
man auch direkte Telefonverbindungen zwi­
schen den Zentralen der Feuerwehr in 
St. Louis und der Polizei in Basel ein . Dar­
über hinaus bestehen zwischen den schwei­
zerischen Grenzkantonen und dem Land Ba­
den-Württemberg seit 1979 schriftliche Ver­
einbarungen über die gegenseitige Informa­
tion bei außerordentlichen Schadensereig­
nissen . 1984 ist zudem ein Abkommen zwi­
schen der Bundesrepublik und der Schweiz 

über die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata­
strophen- und schweren Unglücksfällen ab­
geschlossen worden, das allerdings noch 
nicht ratifiziert ist. 

Für den Kranken- und Unfall rettungs­
dienst gibt es keine gesetzlichen Regelun­
gen. Indessen funktioniert der überOrtliehe 
Einsatz, der von privaten Trägern übernom­
men, aber von öffentlichen Koordinations­
steIlen (Leitstellen) gesteuert wird , in nahe­
zu allen Regionen des Oberrheingebietes 
reibungslos . Von zen tralen KopfsteIlen 
(Leittunkstellen) kommen regional auch 
Rettungshubschrauber zum Einsatz. Der 
Wirkungsradius beträgt 50 km, "Länder­
grenzen sind kein Hindernis", bemerkt die 
Stadtverwaltung von Ludwigshafen . Aus 
Kehl wird der Hubschrauber von Straßburg 
angefordert, wo auch Notärzte im Bedarfs­
fall über Funk zu erreichen sind. Der Ret­
tungshubschrauber der Stadt Basel , die mit 
den anderen Kantonen der Nord-West­
schweiz ein förmliches Übereinkommen 
über Rettungsaufgaben getroffen hat, ver­
sorgt im Notfall das deutSChe Umland mit. 

Verwaltungsgrenzen werden 
übersprungen 

Formlose Absprache , "gentlemen-agree­
ments" und feste vertragliche Vereinbarun­
gen bilden das Geflecht staatlichen Han­
delns, das oft gesamteuropäisch Verwal­
tungsgrenzen überspringt. Dennoch über­
wiegen regionale oder stadtsinguläre Lö­
sungsversuche, wenn es darum geht, admi­
nistratives Vorgehen möglichst eHektiv zu 
gestalten. 

Lite ratu r / Anm e rku ng e n: 
(1) Becker·Man<, K (HfSiI .. 1982): Korrek1uren bei Raum· 

ordnung und landesplanung (Arnoldshainer Schriften 
zur Interdisziplinlren Ökonomie, Bd .) . S. 1 

(2) Außer den nlher beleuchteten Aspekten sind es die 
Bereiche ,Öffentliche Sicherheit'. ,Stadtplanung', 
,Stadtentwk:k1ung', ,Datenverarbeitung'. ,Werbung', 
,Schulen', ,Kultur', ,Verltehr', ,Ver· und Entsorgung', 
,KrankenhJuser', ,Sport· und Naherholungsanlagen' , 
,SchlachthOfe' 

(3) So etwa im hessischen Katastrophenschutzgesetz von 
1978 



I Buncles,erbanclliir den SelbsGehIHI 

QuerdureIl 
Nlederstlellsen 

Hannover 

Der niedersächsische Staats­
sekretär Dieter Haaßengier eröff­
nete die vom Bundesverband für 
den Selbstschutz erstmalig der 
Örrentlichkeit in Niedersachsen 
vorgestellte Wanderausstellung 
.. Zivilschutz - für den Bürger, mit 
dem Bürger" im Alten Rathaus in 
Hannover. 

Vor den zur Ausstellungserörr­
nung erschienenen ehrenamtli­
chen und hauptamtlichen Mitar­
beitern der Dienststellen des 
Bundesverbandes in Niedersach­
sen und Persönlichkeiten aus 
Verwaltung sowie dem örrentli­
ehen Leben, darunter Landtagsvi­
zepräsident Heinrich Warnecke 
und Ursula Flick, Oberbürgermei­
ster von Osnabrück, wies der 
Staatssekretär auf die Bedeutung 
von Zivilschutz und Selbstschutz 
als gemeinsame Aufgabe von 
Staat und Bürgern hin. Er ·führte 
dabei insbesondere · aus: "Der 
Schutz des Menschen, seines Le­
bens, seiner Gesundheit, seiner 
Güter und seiner natürlichen Le­
bensgrundlagen ist die humanitä­
re Kernaufgabe jeder staatlichen 
Gewalt. Es gehört daher zu den 
hochrangigsten Verpnichtungen 
unserer Kommunen eines jeden 
Bundeslandes und des Bundes, 
unsere Mitbürger durch ein mög­
lichst umfassendes Vor- und Für­
sorgesystem vor Gefahren aller 
Art zu schützen und dort, wo sie 
eingetreten sind, die Schadens­
wirkungen möglichst gering zu 
halten. 

Das gilt für Schäden, die im 
Verteidigungsfalle auftreten kön­
nen, für natürliche Gefahrener­
eignisse wie Waldbrand, Schnee-, 
Hochwasser- oder Sturmkatastro­
phen ebenso wie für die moder­
nen technologischen Gefahren­
quellen." Es sei aber nicht mög­
lich, Schutzvorkehrungen für jede 
nur denkbare Katastrophe zu tref­
fen: Staatliche Vorsorge und 
SChutzsysteme müßten daher in 
Selbstschutzmaßnahmen jedes 
einzelnen Bürgers ihre Ergänzung 

Staatssekretär Haaßengler: 
..selbstschutz ist praktizierte 
SelbstverantwortlIchkeIt." 

finden. Er führte dazu weiter aus: 
"Ich sage dies auch deshalb mit 
Nachdruck und aus voller Über­
zeugung, weil für mich die Selbst­
verantwortlichkeit des Bürgers zu 
den Wesensmerkmalen einer gu­
ten und funktionierenden Demo­
kratie gehört. Selbstschutz ist 
praktizierte Selbstverantwortlich­
keit. Selbstschutz wird damit zu 
einem Grundbestandteil unserer 
Demokratie." 

Nach Haaßengiers Worten dür­
fe das Haus unserer militärischen 
Verteidigung und Sicherheit nicht 
ohne das Dach des Zivil- und 
Selbstschutzes gelassen werden. 
Vorkehrungen zum Schutz der Be­
völkerung in einem Verteidigungs­
fall seien bedeutsame Bestand­
teile eines Gesamtkonzeptes mili­
tärischer Verteidigung. Sie hätten 
daher Anteil an den Bemühungen 
um die Sicherung eines friedli­
chen Miteinanders aller Völker. 
Dabei betonte er: "Die horr­
nungsvollen neuen sicherheitspo­
litisehen Entwicklungen machen 
die Arbeit des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz nicht ent­
behrlich - eher im Gegenteil. Der 
hoffentlich einmal erreichbare 
Verzicht auf atomare Waffen 
macht den Schutz unserer Zivilbe­
völkerung wieder wirkungsvoller. 
Von daher erhalten alle darauf 
gerichteten Bemühungen eine 
neue Qualität. Dies sollte auch 
dazu geeignet sein, den Mitarbei­
tern im Bundesverband für den 
Selbstschutz und allen freiwillig 
Mitwirkenden eine neue Motiva­
tion zu geben." Manfred Gallwitz 

IIleltpunld 
IIortIrlleln-Wesfftllen 

Dortmund 

Anläßlich der bundesweiten Si­
renenprobe gab es aus Dortmund 
eine Live-Sendung des Westdeut­
schen Rundfunks. Im Programm­
beitrag "Echo West" wurde neben 
Straßenpassanten auch BVS­
Dienststellenleiter Stammberger 
unter dem Motto .. Sirenensignale 
- wer kennt die eigentlich?" be­
fragt. Die Fragen des Reporters 
Dieter Widera zielten hauptsäch­
lich auf die Bedeutung der einzel­
nen Signale ab. 

Wie und durch wen sich der 
Bürger richtig informieren kann, 
war ein weiterer Schwerpunkt 
des Beitrags. Dienststellenleiter 
Stammberger wies dabei beson­
ders auf die Erläuterung der Si­
renensignale auf den beiden letz­
ten Seiten im amtlichen Verzeich­
nis der Ortsnetzkennzahlen 
(AVON) hin. 

Parallel zu dieser Veranstal ­
tung war an weiteren belebten 
Stellen im Dortmunder Stadtge­
biet der BVS mit Straßenaktionen 
zum Thema "Sirenenprobe" prä­
sent. 

Eine erfolgreich begonnene 
Zusammenarbeit setzt sich weiter 
fort: 26 Leiter der Kreis- und 
Ortsstellen der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft aus 
Dörtmund, Castrop-Rauxel und 

WDR-Reporter Wldera (Mitte) Inter­
viewt Dlenst.teUenleiter Stammber­
ger (rechts) und einen Passanlen. 

(Foto: Bre.nneken) 

Lünen waren bei der Dortmunder 
BVS-Dienststelle zu Gast. 

In einer Informationstagung 
.. Selbstschutz" wurde den Gästen 
umfassend Aufgaben und Ziele 
des Zivilschutzes nähergebracht. 
Im Verlauf der Veranstaltung wur­
den auch die Möglichkeiten der 
Vorsorge und Eigenhilfe des ein­
zelnen Bürgers aufgezeigt. 

Die gute Zusammenarbeit zwi­
schen den beiden Organisationen 
bei Sicherheitswettbewerben und 
Straßenaktionen war der Anlaß 
für Dienststellenleiter Erhard 
Stammberger, DLRG-Bezirkslei­
ter Bernd Hauptmeier die BVS­
Ehrenmedaille zu überreichen. 

' ) 

AJs Zeichen der Verbundenheit 
überreicht Dienststellenleiter 
Stammberger (linD) OLKG-Be­
zlrblelter Hauptmeier die BVS·Eh­
renmedaIlle. (Foto: fankhänel) 

Körtlinghausen 

Das hatte die BVS-Schule Kört­
linghausen noch nicht erlebt: 
RadsportIer fuhren in kurzen 
Z~tabständen den Schloßhof an, 
um dann auf dem nahen Übungs­
gelände einen Kleinbrand abzu­
löschen. 20 Sportlerinnen und 
Sportler des Rhein-Lippe-Triath­
lon-Leistungszentrums Drevenack 
bei Wesel waren es, die hier für 
Aufsehen sorgten. 

Sie nutzten eine drei tätige Zi­
vilschutztagung, zu der die BVS­
Landesstelle Nordrhein-Westra­
len in Zusammenarbeit mit der 
Dienststelle Wesel nach Körtling-
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DienststellenleIter Schuster (linka) gratuliert den Siegern dei Sicherheits- Auch für die THW-Jugend kein Problem: Da. Ablöschen brennender Klei-
~eltbe~erbs. dung. (Foto: finger) 

hausen geladen halle, um gleich 
zeitig sportlichen Ambitionen 
nachzugehen Ein von der Dienst 
stelle Arnsberg vorbereiteter Si 
cherheitswellbewerb luhrte die 
Triathleten ,.Rund um den Müh 
nesee" 

AIII diesem etwa 75 Kilometer 
langen Rundkurs galt es lür die 
Teilnehmer, Ihr Können und Wis 
sen auf den Gebieten Selbst 
schutz lind Hilfeleistung am Un 
lallort unter BeweiS zu stellen. An 
lünl Stationen muBten die Teil 
nehmer unter lachkundiger Aul 
sicht Ihre Aulgaben lösen. 

Triathleten wissen, daB ihr 
Sport nltht ganz uilgefahrlich 1St. 
Nicht zuletzt deshalb entstand die 
Idee zu diesem Teil der Veran 
staltung. ,,wir wollten Selbst 
schutz, das heißt richtiges Ver 
halten am Unlallort trainieren 
und das mit unseren sportlichen 
Interessen verbinden", sagte 
Triathlon Coach Heinz Winter 

Das Ergebms war mehr als zu 
Inedenstellend. ,,Alle Achtung", 

meinte dann auch Schulleiter 
Hermann KIesper, als er abends 
die Gäste vom Niederrhein mit 
Urkunden und Medaillen aus­
zeichnete. Auch Dienststellenlei­
ter Karl Schuster (Wesei) und 
Bernd Mielisch von der Dienst· 
stelle Arnsberg konnten mit den 
Leistungen der Gäste zulrieden 
sem. Im Namen der Landesstelle 
begluckwünschte Fachgebietslei­
terin Brigille Weißenhagen die 
Teilnehmer zu ihrem Erlolg. 

Recklinghausen 

Der Recklinghäuser SPD Bun­
destagsabgeordnete lIeinz-Wer­
ner Meyer besuchte die BVS­
Dienststelle Recklinghausen. 
Praktische Demonstrationen an 
emem InloStand milten m der 
City waren der Einstieg zu einem 
zweistündigen Gesprach. Dienst­
stellenleiter Franz ßienbeck gab 
dem Politiker einen Überblick 

über die Arbeit des BVS im Kreis 
Recklinghausen. 

Peter lIenneke, Leiter des Am 
tes rur Zivi l und Feuerschutz der 
Stadt Reck linghausen, ergänzte 
die Auslührungen mit einer Dar 
stellung der engen Zusammenar 
beit zwischen den Städten im 
KreiS und dem BVS. Der Politiker 
zeigte Sich erstaunt über das 
breite Einsatzleid des BVS. Mey 
er, der gleichzeitig Bundesvorsit 
zender der Industrie-Gewerk 
schaft Bergbau und Energie ist, 
stellte dabei mit Freude die gute 
Zusammenarbeit des BVS mit Be­
trieben des Steinkohlebergbaus 
lest. 

Zum Abschluß seines Besu 
ches wünschte der Politi~e r allen 
Mitarbeitern des BVS weiterhin 
vie l Erlolg und sagte seine Unter· 
stützung rur Ihre Arbeit zu. 

Zu emer gemeinsamen Schu 
lung unter der Leitung der BVS­
Dienststelle Recklinghausen tra 

Md8 Me)'er (3. v.llnks) Inrormlert lieh 8111 BVS-Stand In der Reddinghäuser City. - .. 
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len sich Mitglieder der Jugend 
leuerwehr und Jugendliche des 
Technischen Hilfswerks auf dem 
Obungsgelände des BVS. 

Neben einem theoretischen 
Teil standen vor allem die prakti· 
schen Ubungen mit den mehr als 
30 Jugendlichen im Vordergrund. 
In zwei Gruppen aulgetellt, übten 
sie unter lachmännischer Leitung 
der BVS·Ausbilder Janowski und 
Brüggemann nicht nur das Ablü 
schen von Feststoll und Flüssig 
keitsbränden, sond rn auch die 
Rellung von Personen aus Unlall 
lahrzeugen sowie das Ablöschen 
brennender Kleidung. 

Der Jugendwart der Feuer· 
wehr, Hestermann, und der Lei 
ter der BVS Dienststelle, Bien 
beck, ze igten sich am Ende sehr 
zulrieden mit dieser Veranstal 
tung. 

Nachruf 

Am 31 . März t988 verstarb 
im Alter von 49 Jahren der 
Beauftragte der Stadt Dor­
sten 

Helmut Dellioa 
nach langer, schwerer 
Krankheit. 
Bellina gehörte der BVS­
Dienststelle Recklinghausen 
seit 15 Jahren an. Er war als 
Helfer, anschließend als 
Fachlehrer und zuletzt als Be­
auftragter für die Stadt Dor­
sten tätig . 
Mit seinem kameradschafth­
ehen und kollegialen Verhal­
ten wird er den Mitarbeitern 
der Dienststelle Recklinghau­
sen lehlen. 



Aktuelles flUS 
'"eln/flnd-PftJ/z 

Koblenz 

Zur Vorstellung der neuen 
Räume der BVS-Dienststelle Ko­
blenz konnte Dienststellenleiter 
Herben Neuland Landtagspräsi­
dent Dr. Peter Volkert sowie Ver­
treter der Bundeswehr, der 
Oberpostdirektion und der Stadt 
Koblenz begrüßen. Dienststellen­
leiter Neuland nahm die Gelegen­
heit wahr, den zahlreichen Gä­
sten die neu konzipierte Öffent­
lichkeitsarbeit des Verbandes 
vorzustellen. 

Der Landtagspräsident gab sei­
ner Freude über die neuen Räu­
me Ausdruck. Als Vertreter der 
Landesstelle Rheinland-Pfalz be­
grüßte Fachgebietsleiter Preis 
ebenfalls die verbesserte räum­
liche Situation, womit ein jahre­
langes Provisorium zu Ende geht. 

Südwest dlduell 

Göppingen 

In einer Feierstunde wurde 
Hans Klapper, Bauberater der 
BVS-Dienststelle Ulm, vom Ober­
bürgermeister der Stadt Göppin­
gen im Auftrage des Ministerprä­
sidenten mit der Ehrennadel des 
Landes Baden-Württemberg aus­
gezeichnet. 

In seiner Laudatio hob OB 
Hans Haller noch einmal die Ver­
dienste Klappers hervor, der seit 
1960 für die Dienststelle Ulm tätig 
ist. Er setzt sich ständig und mit 
großem Erfolg dafür ein, daß die 

Landtagspräsident Or. Volkert (2. v. rechts) in den neuen Räumen der BVS· 
Dienststelle Koblenz. Fachgebietsleiler Preis (rechts) und die Dienststel· 
lenteiler Neuland (2. v. links) und Schuster stellen sich mit dem Gast dem 
Fotografen. 

Gemeinden und die privaten Bau­
herren beim Bau von unterirdi­
schen Anlagen (Tiefgaragen, Kei­
ler) diese zu öffentlichen Schutz­
räumen ausbauen. 

Seine intensiven Bemühungen 
haben dazu geführt, daß im land­
kreis Göppingen in den letzten 
zehn Jahren zahlreiche Schutzräu­
me gebaut wurden. Das Ergebnis 
liegt weit über dem Ergebnis in 
den anderen Kreisen des Landes 
Baden-Württeniberg. 

Mannheim 

Reges Interesse am Selbst­
schutz-Grund lehrgang zeigten 
nicht nur die Hauptschü ler der 
Theodor-Heuss-Schule in Ofters­
heim, sondern auch ein Reporter 
des Mannheimer Privatsenders 
"Radio Regenbogen". 

Der Reporter nahm die Gele­
genheit wahr, einen Teil des 
Grundlehrganges mitzuerleben. 
Er bekam sowohl Einblick in den 
theoretischen Teil als auch in die 

praktische Brandbekämpfung. Im 
Ansch luß an die Vorführung inter­
viewte er Lehrer und Schüler. 

Am folgenden Tag konnten die 
Hörer des Senders um die Mit­
tagszeit erfahren, daß die Schüler 
gefahrenbewußter geworden und 
nun von der Notwendigkeit des 
Selbstschutzes überzeugt sind. 

Nachruf 

Am 4. April 1988 verstarb im 
Alter von 62 Jahren der ehe­
malige Dienststellenleiter der 
BVS-Dienststelle Ulm 

Helmut Falk 
Als ehrenamtlicher Mitarbei­
ter trat er 1962 in den Ver-· 
band ein. Bereits 3 Jahre 
später übernahm er die da­
malige Kreisstelle Konstanz . 
Von 1967 bis zu seiner Pen­
sionierung im Jahre 1986 lei­
tete Helmut Falk die Dienst­
stelle Ulm . 

Nach der Ehrung: Sauberater Klapper, OB Haller und BVS-Landesstellenleiter Raach (v. rechts). 

Uffenheim 

Die BVS-Dienststelle Würzburg 
zeigte in Zusammenarbeit mit der 
Stadt Uffenheim die Ausstellung 
"Zivilschutz mit dem Bürger - für 
den 8urger". In seiner Begrü­
ßung der zahlreichen Gäste konn­
te Dienststellenleiter Adam Pfi­
ster auf das vielseitige Informa­
tions- und Ausbildungsangebot 
des Verbandes hinweisen. 

Uffenheims Bürgermeister 
Klaus Weisensee, der Schirmherr 
der Ausstellung,. würdigte in sei­
ner Eröffnungsansprache die Ar­
beit des BVS als wichtigen Beitrag 
für den Bürger, sich mit dem 
Gedanken des Selbstschutzes 
vertraut zu machen und stellte 
den Zivilschutz als "gute Sache" 
heraus. 

Regensburg 

Auf dem Höhepunkt des Hoch­
wassers zwischen Regensburg 
und Straubing brach an der Land­
kreisgrenze bei Niederachdorf 
der Donaudamm. Über 1000 Men­
schen mußten, teilweise nuchtar­
tig, ihre Häuser verlassen. Auch 
an anderen Stellen wurden 
Dammbrüche erwartet. 

Aus den betroffenen Wohnge­
bieten der Regensburger Altstadt 
wurde der Ruf nach immer mehr 
Pumpen und Stromerzeugern 
laut. Die Hilfsorganisationen 
konnten nur noch an Schwerpunk­
ten aushelfen, die Stadt Regens­
burg suchte dringend nach ent­
sprechenden Aggregaten. 

Auf eine Anfrage hin genehmig­
te die BVS-Landess telle Bayern 
umgehend die sofortige Verlage­
rung aller verfügbaren Tragkrafts­
pritzen und Stromerzeuger aus 
den benachbarten BVS-Dienst­
stellen in das Schadensgebiet. 
Kurz danach waren bereits die 
ersten Geräte im Einsatz, und am 
nächsten Tag verfügte die Berufs­
feuerwehr Regensburg über 25 
Gerätesätze zum Einsatz vor Ort, 
die aus den bayerischen BVS­
Dienststellen angeliefert worden 
waren. 

Eine weitere Geräte-Reserve 
konnte der BVS dem Katastro­
phenschutz-Stab vermitteln, in­
dem er die im Behördenselbst­
schutz ausgestatteten Ämter und 
Dienststellen aufzeigte. 
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Technisches Hilfswerk f) 1 
Neue Unterkunft für den THW-OV München-Land 

Ein Schritt in die richtige Richtung 
• 

Bundesinnenminister Dr. Friedrich Zimmermann 
weihte die Unterkunft ein - Angemessene Unterbringung für einen 

der aktivsten THW -Ortsverbände 

Fast vier Jahre ist es her, daß 
Bundesinnenminister Dr. Fried­
rich Zimmermann zum ersten Mal 
das Katastrophenschutz-Zentrum 
des Landkreises München be­
suchte. Damals war er Gast der 
Feuerwehr. Sein zweiter Besuch 
am 16. April dieses Jahres galt 
dem Technischen Hilfswerk: Oie 
neu erbaute Unterkunft wurde 
eingeweiht. Als oberster Dienst­
herr des THW übernahm Zimmer­
mann das von der bayerischen 
Finanzverwaltung projektierte, 
mehrgeschossige Unterkunftsge­
bäude und eine 396 Quadratmeter 
große Garage. 

GruBwort des Innenministen 

In seinem Grußwort an die VIe­
len prominenten Ehrengäste und 
Abordnungen von Feuerwehr, 
ABC-Zug, Bayerischem Rotem 
Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, Jo­
hanniter·Unfall-Hilfe und THW­
Ortsverbänden des Bereiches 
München führte der Minister u. a. 
aus: 

"Ich freue mich mit Ihnen, 
heute diese schöne und zweck· 
mäßige Unterkunft des Ortsver­
bandes München·Land der Bun· 
desanstalt Technisches Hilfswerk 
einweihen zu können. 

Eine Luftaufnahme von der neuen THW·Unterkunft.. 
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Damit erhält einer der aktiv­
sten Ortsverbände des Techni­
schen Hilfswerks endlich seine 
angemessene Unterbringung. Oie 
bisherige Unterkunft des Ortsver­
bandes München-Land in einem 
angemieteten Altbau entsprach 
seit langem nicht mehr den ein­
fachsten Anforderungen. Oie Aus­
bildung der Helferschaft mußte 
unter sehr beengten Raumver­
hältnissen durchgeführt werden, 
ein Großteil der Einsatzfahrzeuge 
blieb wegen feh lender Garagen 
im Freien abgestellt. 

Unter den hier Anwesenden 
wird sich in besonderem Maße 

der Ortsbeauftragte des Ortsver­
bandes über den heutigen Tag 
freuen. Sie lieber Herr Klaus 
Rampf, haben am I. April 1974 
den Ortsverband gegnmdet und 
ihn seitdem zu einer leistungs­
starken Katastrophenschutz-Or­
ganisation ausgebaut. Der Orts­
verband zählt heute zu den wich­
tigsten Leistungsträgern im Kata­
strophenschutz des Landkreises 
München. Ich begrüße insbeson­
dere, daß es in Zusammenarbeit 
mit den verantwortlichen Stellen 
des Landkreises gelungen ist, ' 
den THW-Ortsverband voll in die 
friedensmäßige Gefahrenabwehr 

(freigabe Nr. es 300/85/88) 
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THEMEN DER ZEIT AUS POLITIK, WIRTSCHAFT, FORSCHUNG UND TECHNIK 

Die arm­
selige Ge-
stalt, die gegen­
über vor dem Hotel in 
Dacca hockt , sieht aus wie 50. 
Doch Halim ul-Haq ist gerade 
erst 30 Jahre alt. Halim ist ann, 
sieht ausgemergelt aus. "Ver­
wahrlost", sagt im Vorbeigehen 
ein Besucher aus einem " rei­
ehen" Industriestaat. Doch Halim 
hat sich sein bitteres Schicksal 
nicht selbst ausgesucht. Weil er 
arm ist, hat er nicht genug zu es­
sen. Man kann ihm ansehen , daß 
er unterernährt und schwach ist. 
Deshalb ist er auch nicht in der 
Lage, einen Koffer zu tragen , den 
Ganen des Hotels zu pflegen oder 
den Swimmingpool zu reinigen 
und sich damit ein bißchen Geld 
zu verdienen. 
Halim in Dacca, der Hauptstadt 
von Bangladesch , ist kein Einzel­
fall. In der Dritten Welt leben ins­
gesamt etwa 800 Millionen 
Menschen so wie er. 

141 BESOliJ)ERS 
ARMELANDER 
In den vergangenen Jahrzehn­

ten haben sich die Staaten der 
Drinen Welt unterschiedlich ent­
wickelt . Besonders fortgeschrit-

ten sind etwa 25 bis 30 "Schwel­
lenländer". Diese Staaten (z. B. 
Brasilien, Mexiko, Südkorea und 
Singapur) haben eine wirtschaft­
liche Eigendynamik erreicht , die 
es ihnen voraussichtlich bald er­
lauben wird, die Struktunnerk­
male eines typischen Entwick­
lungslandes zu überwinden. Da­
neben gibt es eine Miuelgruppe 
und die 41 ärmsten und am we­
nigsten entwickelten Länder. 

Hierzu zählen u.a . Gambia, Gui­
nea , Nigt:r und Bangladt:sch. 
Ein zentrales Problem ist das 
schnelle Bevölkerungswachs­
turn in der Dritten Welt von 
durchschnittlich 2,6 Prozent jähr­
lich. Es macht oft Fortschritte in 
anderen Bereichen zunichte und 
vergrößert die Schwierigkeiten -
vor allem bei der Ernährung, der 
Energieversorgung und beim 
Umweltschutz. Inzwischen leben 
auf der Erde rund fünf Milliarden 
Menschen; davon 75 Prozent in 
der Dritten Welt . Im Jahr 2010 
werden es etwa sieben Milliarden 
sein. Am Beispiel Bangladesch 
läßt sich erahnen, was das bedeu­
tet : In dem am dichtesten besie­
delten Flächenstaat der Welt 
drängeln sich schon jetzt über 
100 Millionen Menschen, das 
sind 700 auf einem Quadratkilo­
meter. Zum Vergleich : In der 
Bundesrepublik Deutschland gibt 
es eine Bevölkerungsdichte von 
245 Einwohnern pro Quadralki­
lometer , in den USA gar nu r von 
25 . 

1 MERKMALE DER 
1JNTERENTWICKLUNG 
Ungenügende Versorgung mit 

Nahrungsmitteln , 
• unzureichende medizinische 
Versorgung, 
• zu wenig Bildungsmöglich­
keiten, 
• krasse Einkommensunter­
schiede, 
• Mangel an Kapital und Know­
How für notwendige Investi­
tionen, 
• außenwirtschaftliche U ngleich­
gewichte und 
• hohe Verschuldung. 
Die Strukturdaten der Unterent­
wicklung sind alannierend: [n 
den ännsten Ländern liegt das 
durchschnittliche Pro-Kopf-Jah­
reseinkommen bei 200 US-DoUar; 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land ist es etwa llOmal so 
hoch. Der Schuldenberg der 

ge­
samten 

Dritten Welt hat 
inzwischen eine Höhe 

von 2 .000 Milliarden DM er­
reicht. Das ist etwa so viel , wie in 
der Bundesrepublik Deutschland 
insgesamt pro Jahr an Gütern und 
Dienstleistungen produziert wird. 
Durchschnittlich steht für 17 .200 
Menschen nur ein Arzt zur Verfü­
gung, während in den Industrie­
staaten rund 550 Men­
schen von einem Arzt 
versorgt werden. Etwa 

POLITIK FÜR DIE 
DRITTE WELT 

860 Millionen Men­
schen über 15 Jahre 
können weder lesen 
noch schreiben. Bis 
zum Jahre 2<XXl werden 
es 9(X) Millionen Anal­

DIE ARMUT 
GEMEINSAM 
ÜBERWINDEN 

phabeten sein. 

1 DENNOCH 
GIBT ES ERFOLGE 
SO groß die Schwierigkeiten 

auch noch sein mögen: Es gibt 
nicht nur schmerzhafte Rüclcschlä­
ge, sondern auch eindrucksvolle 
Fortschritte. 
• Obwohl die Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern in den 
letzten 30 Jahren um rund zwei 
Milliarden auf dreieinhalb Mil­
liarden Menschen angewachsen 
is~ hat sich die Zahl der in absolu­
ter Armut Lebenden wenigstens 
nicht weiter erhöht. 
• Ehemalige " Hun-
gerländer" wie In-
dien, Pakistan, die 
Volksrepublik China 
oder Binna sind in-

"Täglich wächst 
die Zahl der 
Erdbewohner 
um 220000 -
eine Stadt so 
groll wie Kas­
sel - DDd jähr­
lieh um SO MIl­
lionen. " 

,,; ... ' 

zwischen in der Lage. 
sich selbst zu ernäh­
ren und sogar Agrar­
erzeugnisse zu ex­
portieren. 

-~ ~d'" 
• ......... ~ .. c •. ~ • 

• Die lebenserwar­
tung der Menschen ist 
von 42 Jahren (1960) 
auf 59 Jahre (1982) 
gestiegen. 

• 94 Prozent der 
Kinder werden jetzt 
eingeschult; vor 25 
Jahren waren es 50 
Prozent. 

, ~;J 
€JI 



(Graphik MiUe) 
Die Bundesrepublik 

Deutschland zählt 
im internationalen 

Vergleich zu den 
wichtigsten Geberlän­
dern und leistet allein 

fast soviel Entwick-
lungshilfe wie 

die Ostblockstaaten 
zusammen. 

I
WARUM ÜBER-
1IliUPI' ENTWICK­
LUNGSHILFE? 
Die Bundesrepublik Deutsch­

land leistet Entwicklungshilfe vor 
allem aus drei Grunden: 
• Die Industriestaaten haben eine 
moralische und humanitäre 
Pflicht, denen zu helfen, 
die in besonderer Armut 
leben. Gerade die Deut-
schen, denen nach dem Zweiten 
Weltkrieg beim Wiederaufbau mit 
dem Marshall-Plan geholfen wur­
de, haben aus dieser Erfahrung 
heraus besonderes Verständnis für 
jene, die heute in Not sind. 
• Außerdem gibt es politische 
Motive. Annut, Hunger und so­
ziale Gegensätze führen fast 
überall zu gewalttätigen Ausein­
andersetzungen. Entwicklungs­
hilfe trägt dazu bei, die friedliche 
innere Entwicklung der Partner­
länder zu stä rken und politische 
Unabhängigkeit und echte Block­
freiheit zu fo rdern. Deshalb ist 
Entwicklungspolitik auch aktive 
Friedenspolitik. 
• Schließlich wird EntwickJungs­
hilfe auch aus wirtschaftlichen 
Erwägungen geleistet. Ein Land 

••••••••••••••••• 111 wie die Bundesrepublik 
Deutschland mil seiner 

Einige wichtige Beruhrungsfelder Bundes­
republIk Deutschland-Entwicklungsländer 

hochtechnologisierten In­
dustrie ist auf Rohstoffe 
wie Kupfer. Chrom, 

Zahlen fOr 1988 In Mrd. DM· 

Bundnrepubllk ~nd 

-~~ ... 
Erdöl oder Kaffee, Ka­
kao und Tee aus der 
Dritten Welt angewie­
sen . Darüber hinaus ha­
ben sich die Entwick­
lungsländer zu bedeu­
tenden Absatzmärkten 
ftir die stark export­
orientierte deutsche 
Wirtschaft entwickelt. 
Schon heute wickelt die 
Bundesrepublik rund 15 
Prozent ihres Außen-

0.6.......-. 

3,7~_~ 

~~ 
0.18 

-----~I"II 

---- -----
In den wirtschaftlichen Be­

ziehungen zu den 
EnlwicklungsUindern spielt 

die Entwicklungs­
zusammenarbeit dem 

Volumen nach nur eine 
untergeordnete Rolle. 

-MA IN 4 

1,6 

handels mit den Ent­
wicklungsländern ab . 
Rund 1.3 Millionen Ar­
beitsplätze sind davon 
betroffen. Allerdings: 
Nur wenn der Süden 
seine Prooukte im Nor­
den absetzen kann , ist 

e r auch in der Lage, Güter der In-
dust riestaaten zu kaufen und zu­
gleich mehr zu investieren . 
Damit dieser Handelsaustausch 
funktioniert , tritt die Bundesrepu­
bli k Deutschland auch internat io­
nal ftir e inen Abbau von Han-
deIsbarrieren ein . 

IHILFE ZUR 
SELBSTHILFE 
Deutsche Entwick lungspolitik 

wiJI in erster Linie Hilfe zur 
Selbsthi lfe leisten , denn Entwick­
lung kann nicht von außen vorge­
geben werden; sie ist nur durch 
die Entfaltung der schöpferi -

Men­
Entwick-

lungsländern selbst möglich. 
Die Bundesregierung fördert die­
sen Prozeß und setzt dabei fol­
gende Schwerpunkte: 
• Hil fe für die ärmsten Bevöl­
kerungsschichten zu r Befriedi­
gung von Grundbedürfnissen 
wie Nahrung, Unterkunft J Be­
kleidung und medizinische Ver­
sorgung. 
• Entwicklung des ländlichen 
Raumes, um die Flucht in die 
Städte einzudämmen. 
• Schutz der Umwelt und der 
natürlichen Lebensgrundlagen, 
• Förderung von berufl icher 
Bildung und Ausbildung, 
• Verbesserung de r Energie­
versorgung durch Förderung 
heimischer, auch alternativer 
Energieträger, 
• Einbeziehung gewachsener 
Strukturen in den Entwicklungs­
prozeß. Dazu gehört auch die von 
Region zu Region höchst unter­
schiedliche Rolle der Frau, denn 
Entwicklung ist nicht nur " Män­
nersache" , 
• Unterstützung von Program­
men der Familienplanung, vor 
allem im Rahmen von Projekten 
der Gesundheitshilfe, auf der Ba­
sis der Freiwilligkeit und unter 
Berücksichtigung religiöse r und 
kultureller Gegebenheiten. 
Für Maßnahmen der Entwick­
lungshilfe stehen 1988 im Haus­
halt des Bundesministeriums ftir 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
6,9 Milliarden DM zu r Verfu­
gung. Hinzu kommen noch lei­
stungen anderer Bundesministe­
rien und der Bundesländer von 
rund 1,5 Mill iarden DM . In den 
Jahren 1989 bis 1991 sind im 
EntwickJungshilfe-Etat des Bun­
des Steigerungsraten von rund 
drei Prozent jährlich vorgesehen. 
Seit 1950 hat die Bundesrepublik 
insgesamt über 130 Milliarden 
DM auszahlen können . 
Knapp ein Drittel der deutschen 
Entwicklungshilfe vergibt d ie 
Bundesregierung nicht direkt von 
Staat zu Staat (bilateral) , son­
dern über bewährte internationale 
Organisationen im Bereich der 
Vereinten Nationen, über die 
Weltbank oder die Europäische 
Gemeinschaft (multilaterale Hil­
fe) . Darüber hinaus wird aus dem 
EntwickJungshi lfe-Eta t die Arbeit 
privater deutscher Träger gefOr­
dert . Dazu gehören auch die bei­
den christ lichen Kirchen, die 
Deutsche Wellhungerhilfe und 
die politischen Stiftungen. 

Verbesserte Herde 
helfen Brennholz 
einzusparen. 

ERFOLGREICHER 
POLlTIKDIALOG UND 
MASSGESCBNEI­
DERTE ENTWICK­
LUNGSHILFE - DAS 
BEISPIEL TANSANIA 

Mit über zwei Mill iarden DM 
jährlich - das sind rund 44 Pro­
zent der Nettoauszahlungen in 
der bilateralen Hil fe - ist Afrika 
der größte EmpHingerkontinent. 
Zu den besonders geförderten 
Staaten südl ich der Sahara zählt 
Tansania . Dennoch ging es im 
Laufe der Zeit mit diesem Land 
wirtschaftlich be rgab. Denn das 

USA 
Japan 

Frankreich 
Ostblock 

BR Deutschland 
Italien 

Großbr~annien 

Niederlande 
Kanada 

Schweden 
Norwegen 
Australien 

Geld 
Dritte Welt 

Konzept des "Afrikanischen So­
ziali smus" (Ujamaa) war nicht 
der große Wurf. Die von "oben" 
verordnete Gemeinschaftspro­
duktion in der Landwirtschaft 
stieß bei den Bauern auf Ableh­
nung , wei l es filr sie keine 
Proouktionsanreize gab; sie er­
zielten Erträge, die unter den 
Produktionskosten lagen. 
Im Politikdialog mit Tansania 
wurde deshalb unter Mitwirkung 
von Weltbank und Internationa­
lem Währungsfonds in den letzten 
Jahren nach besseren Entwick­
lungswegen gesucht. Die Uja­
maa-Gemeinschaftsproouktion ist 
inzwischen zugunsten des indivi­
duellen Anbaus zurückgestellt 
worden. Dem privatwirtschaft li­
chen Engagement wird jetzt wie­
der mehr Spielraum e ingeräumt, 
mit dem Erfolg, daß das Land am 
Kilimandjaro sei t 1985 sogar in 
der Lage ist, Agrarerzeugnisse zu 
exportie ren. Die Deutsche Ge­
sellschaft fti r Technische Zusam­
menarbeit (GTZ), ein bundes­
eigenes Wirtschaftsunternehmen 
zu r Durchftihrung von Hilfepro­
jeklen im Be reich der Techni­
schen Zusammenarbeit, fuhrt 
z.B. in der tansanischen Tanga­
Region ein Programm auf dem 



Gebiet der Integrierten Ländli­
chen Entwicklung durch. Dabei 
handelt es sich nicht um ein iso­
liertes Großvorhaben , sondern 
um eine Vielzahl von aufeinander 
abgestimmtcn kleineren Maßnah­
men, die auf die breit gefachcrten 
Bedürfnisse der Bevölkerung ci­
ner ganzen Region eingehen . Da­
zu gehören: 

• Förderung des landwirtschaft­
lichen Beratungsdienstes und des 
Veterinärwesens, 

• Verbesserung der Bewässe­
rungslandwirtschaft , 

• Einführung der Anspannung 
von Tieren bei der Feldarbeit. 

Öffentliche Entwicklungshilfe 
1986 in Milliarden Dollar 

• Programme zur Erosionsbe­
kämpfung mit angepaßten An­
bau methoden und Aufforsrnngs­
maßnahmen, 

• Förderung von Handwerk und 
Kleinindustrie . Sie zielt darauf 
ab, den produktiven Sektor zu 
stärken , Arbeitsplätze außerhalb 
der Landwirtschaft zu schaffen 
und damit die Einkommenslage 
zu verbessern , 
• Sicherung der Trinkwasser­
versorgung durch den Bau von 
Brunnen, 
• Einführung des landwirt­
schaftsorientierten Unterrichts im 
Bildungswesen. 
Die Schlüsselworte bei allen Ak­
UVltaten heißen: Hilfe zur 
Selbsthilfe und Mitbestimmung 
der Bevölkerung. Die Dorfbe­
wohner entscheiden selbst , ob sie 
ein Hilfsangebot annehmen oder 
nicht. Die Eigeninitiative der Be­
völkerung - nicht zuletzt der 
Frauen, die ein Großteil der Ar­
beit leisten - ist dabei also be­
sonders wichtig. Das Programm 
will aber auch keine schnell vor­
zeigbaren Erfolge mit der langfri­
stigen Gefahrdung wichtiger 
Ressourcen erkaufen. Projekte, 
die der Umwelt schaden könnten, 
werden deshalb nicht unterstützt. 

HILFE 
VQRALLEM 
FURFRAUEN -
DAS BEISPIEL 
GAMBIA 
Bis zu sechs Stunden muß­

ten die Frauen auf dem Land -
oft bis zu den Hüften im Wasser, 
ein Kind auf dem Rücken , die Ar­
reitsgeräte auf dem Kopf tragend 
- durch die Sümpfe waten, um 
ihre Felder zu erreichen. Nicht 
wenige ertrdnken dabei . Mit Hilfe 
der nicht-staatlichen Deutschen 
Welthungerhilfe und Mitteln des 
Bundesministeriums rur wirt­
schaftliche Zusammenarbeit hat 
sich ihre Lage inzwischen zum 
positiven verändert . Das 1976 ge­
startete Vorhaben hat mit einem 
breiten Spektrum von Einzelrnaß­
nahmen dazu beigetragen, die Le­
bensverhältnisse von rund 70.0CX> 
Menschen - das sind etwa zehn 
Prozent der Gesamtbevölkerung 
- nachhaltig zu verbessern. Pro­
jektziele waren von Anfang an die 
Erschließung neuen Ackerlandes 
in den Sumpfgebieten, Steigerung 
der Produktivität des traditionel­
len Reisanbaus und Infra­
strukturmaßnahmen, 
wie etwa Wegebau. 
Bis 1986 wurden 
weit über 6 .0CX> 
Hektar Reisanbau­
fläche gewonnen. 
Dämme, Schleu, 
sen, Kanäle und 
Wirtschaftswege 
sind errichtet wor­
den , und das alles 
unter weitgehen­
dem Verzicht auf 
den EinsalZ von 
Maschinen. Um die 
Herstellung land, 
wirtschaftlicher Gerä-
te zu sichern, wurde 
das Handwerk mit ei-
nem Ausbildungs- und 
Kreditprogranun unter­
stützt. Ein "Nebeneffekf': 
neue Arbeitsplätze und 
damit neue Einkommens­
quellen auch außerhalb 
der Landwirtschaft. Den 
größten direkten Nutzen 
haben die Frauen: Sie 
brauchen sich nicht 
mehr durch die gefahr­
lichen Sümpfe zu bewe­
gen. Eselskarren können 
Arbeitsgeräte und Ernte 
transportieren , viel mehr 
als zuvor und in kürze­
rer Zeit . Seit 1984 gibt 
es sogar ein spezielles 
Ausbildungsprogramm 
rur Frauen, die in Gam­
bia - wie auch im übri­
gen Afrika - weitgehend 
rur den Nahrungsmittelan­
bau zuständig sind. 

I=-AL GEHT 

!~sa~~~Gambia sind nur 
zwei Beispiele der Technischen 
Hilfe, rur die weltweit ständig 
über 3.000 deutsche Berater arbei, 
ten . Die Entwicklungsländer müs­
sen dafiir grundsätzlich keine 
Rückzahlungen leisten. 
Das dem Volumen nach bedeu­
tendste 1 nstrument der deutschen 
EntwickJungshilfe ist jedoch die 
Kapitalhilfe. Hier geht es nicht 
um Geldzuweisungen, sondern 
um projektgebundene Kredite, vor 
allem rur kostenintensive Infra­
strukturmaßnahmen wie den Bau 
von Straßen, Staudämmen oder 
Femmeldeeinrichtungen. 
Seit 1960 erhielten die Partner­
länder in der Dritten Welt rur Pro­
jekte in diesem Bereich über 60 
Milliarden DM. Geld aus der Ka, 
pitalhilfe muß in der Regel zu, 
rückgezahlt werden. Ausgenom­
men sind die 4 I am wenigsten ent­
wickelten Länder, die meisten da­
von in Schwarzafrika. Als Beitrag 

zur Lösung ihrer Schuldenpro­
bleme gewährt die Bundes­

regierung diesen Staaten 
seit 1978 nur noch 

~ nicht-rückzahlbare 
Zuschusse. 

Wo früher 
der offene 
Wa1d bis an 
die Dörfer 
reichte, müssen 
Frauen heute 
stundenlange 
Wege bei der 
B.-ennhoIzsucbe 
in Kauf 
nehmen. 

Hilfe zur 
Selbsthilfe ist 
oberst .. Prinzip 
deutscher 
EntwickJunp­
politik. 



" 

KapitaJhil(e ist z. B. 
ffir den Bau 

mn Eisenbahnen 
notwendig. 

Diesen ärmsten Ländern sind in­
zwischen Schulden aus frühe ren 
Krediten in Höhe von 4,2 Mi ll iar­
den DM erlassen worden. Das 
sind über 53 Prozent aller von 
den wesLlichen Geberländern ge­
strichenen Schulden aus staatli­
cher Entwicklungshilfe. 

I=~ GELD- UND 
RATGEBER 
Wenn von der "Weltbank" die 

Rede ist, dann handelt es sich 
nicht - wie viele Bundesbürger 
denken - um eine welrumspan­
ncnde Geschäftsbank oder um 
den weltweiten Zusanunenschluß 
nationaler Großbanken. Die "In­
ternationale Bank rur Wiederauf­
bau und Entwicklung " . wie die 
Weltbank mü Sitz in Washington 
offiziell heißt, hat ganz andere 
Aufgaben. Ihre Gründung erfolg­
te bereits 1945 zusammen mit der 
des " Internationalen Währungs­
fonds" (IWF). 
Der ursprüngliche Schwerpunkt 
ihrer Arbeit bezog sich auf den 
Wiederaufbau Europas; seit 1950 
widmet sie sich dem winschaftli-

WIr werden dIe Probleme der Dntten 
Welt - und damll auch unsere 

Probleme mcht lösen, wenn WIr Industrie-
länder uns mcht zu einer gemeinsamen 

großen Kraftanstrengung aufraffen. Was 
heute als unzumutbare Haushaltsbelastung 

erscheinen mag, würde sIch morgen als ge­
waltIger Impuls auch für unsere eIgenen 

Volkswirtschaften erweIsen. Was heute als 
unüberwIndbare politische KonfrontatIon 
gelten mag, würde sIch morgen In einer 

neuen WIrtschaftlichen Aufbruch " 
stImmung fast vrm selbst erledlo n 

Hans Klein , Bundesminister 
rur wirtschanUche Zusammenarbeit 

chen und sozialen Aufbau der 
Entwicklungsländer. 
Der IWF konzentriert sich dage­
gen in erster Linie auf Währungs­
fragen und die Lösung von 
Zahlungsbilanz-Problemen . So 
vergibt er umfangreiche Bei-
standskredite auch an Entwick­
lungsländer und berät diese in 
wirtschafts- und finanzpolitischen 
Fragen. 
Für unser Land haben Weltbank 
und IWF 1988 eine besondere 
Bedeutung: Ende September fin-
den in Berlin die gemeinsamen 

Die zehn Länder mit der höchsten Verschul­
dung Ende 1986 (in Milliarden US-Dollar) 

BRASILIEN 

MEXIKO 

ARGENTINIEN 

SÜDKOREA 

INDIEN 

VENEZUELA 

INDONESIEN 

ÄGYPTEN 

POLEN 

UDSSR 

Quelle oeco 

Jahresversammlungen von Welt­
bank und Internationalem Wäh­
rungsfonds statt . Es wird dies mit 
10.000 Teilnehmern aus 151 län­
dern die bislang größte Konfe­
renz in Deutschland sein. Ein be­
sonders wichtiger Tagesord­
nungspunkt ist die Schuldenkrise. 
Dabei muß gesehen werden, daß 
es nicht ein Schuldenproblem der 
Dritten Welt , sondern nur Schul­
denprobleme vieler einzelner 
Staaten gibt. Gefragl sind des­
halb nicht Global-Lö ungen, son­
dern maßgeschneiderte Hilfen für 
den jeweils konkreten Einzelfall . 
Die Bundesregierung erwanet , 
daß in Berlin wichtige Weichen­
stellungen im Interesse der Drit­
len Weh vorgenommen werden. 

I
~~ 
AlJSTRENGUNG 
FUR EINE 

::~=is=meinsa-
me Aufgabe, zu der alle Staaten 
einen Beitrag leisten müssen -
auch die Entwicklungsländer 
selbst. Was die Länder der Drit­
ten Welt brauchen, sind breit an­
gelegte Entwicldungskonzepte, 
die der Armutsbekämpfung und 
der Emährungssicherheit Priori ­
tät e inräumen und die durch Oan­
kierende Investitionen in anderen 
Bereichen abgestützt werden. 
Entsprechende Rahmenbedingun­
gen müssen die Entwicklungslän­
der selbst schaffen. 
Dabei sind die vorhandenen -
oft in Jahrhunderten gewachse­
nen - Traditionen und Struktu­
ren ebenso zu beriicksichtigen, 
wie der Schutz der Umwelt und 
der natürlichen Lebensgruoo­
lagen. 
Für die Zukunft kommt es außer­
dem darauf an, die Schuldenkrise 
durch Erlaß von Restschulden im 
Einzelfall zu entschärfen und 
den ärmeren Ländern noch mehr 
Zuschüsse staU Kredite zu 
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55 

54 

44 

43 

42 

38 

35 

34 

gewähren. 
Generell gilt: ErllwickJungshilfe 
kann inuner nur Hilfe zur Selbst­
hilfe sein. Schon Abraham Lin­
coln (US-Präsident von 1861 bis 
1865) stellte fest: " Ihr könnt den 
Menschen nie auf Dauer helfen, 
wenn ihr für sie tut , was sie sei­
ber tun sollten und könnten." 
Es liegt auch im wohl verstande­
nen Eigeninteresse der Bundesre­
publik Deutschland. wenn sie 
diesen Selbsthilfeprozeß der Ent­
wicklungsländer unterstützt . 
Denn die globale gegenseitige 
Abhängigkeit ist unauOöslich ge­
worden. Nord und Süd leben heu­
te in einer \Velt. War die lUrkci 
zu Goethes Zeilen noch "weit 
hintcn'\ so ist Afrika heute ganz 
nah. 
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zu integrieren. Die technischen 
Hilfeleistungen des Ortsverban­
des, vor allem im Dienst auf der 
Bundesautobahn, sind inzwischen 
ftir Schutz und Rettung unserer 
Mitbürger unentbehrlich gewor­
den. Das Beispiel dieses Ortsver­
bandes zeigt aber auch, daß bei 
gutem Willen aller Beteiligten kei­
ne Konkurrenzsituation zwischen 
Feuerwehren und Technischem 
Hilfswerk besteht. In Notrallen 
darf es keine Rolle spielen, ob 
ein Helfer einer gemeindlichen, 
einer privaten oder einer Kata­
strophenschutz-Organisation des 
Bundes angehört. Vielmehr geht 
es darum, die vorhandenen Res­
sourcen aller Organisationen 
sinnvoll zu nutzen und gemeinsam 
Leben zu retten und zu wahren. 
Ich weiß, daß die Helfer sämtli­
cher Katastrophenschutz-Organi­
sationen diese Ansicht teilen. Das 
jüngste Beispiel hierftir waren die 
Hochwasserkatastrophen an Do­
nau, Rhein, Main und Neckar, in 
denen Tausende von Feuerwehr­
männern und THW-Helfern Schul­
ter an Schulter bis an die Gren­
zen der physischen Belastbarkeit 
eingesetzt waren. 

Einheitliches 
HiHeieistungssystem 

Ihnen allen, aber auch den vie­
len Helfern der anderen Organi­
sationen und den vielen Bürgern, 
die selbstlos Hand mit angelegt 
haben, gilt unser Dank. 

Wie ich bereits in meinem 
Grußwort zur Einweihung des 
Brand- und Katastrophenschutz­
zentrums am 29. September 1984 
ausgeftihrt habe, wird sich die 
räumliche Nähe zwischen Feuer­
wehr, Regieeinheiten des Kata­
strophenschutzes und dem Tech­
nischen Hilfswerk in diesem Zen­
trum sicher auch positiv auf den 
kameradschaftlichen Zusammen­
halt und die Zusammenarbeit im 
Einsatz auswirken. Diese in Haar 
entstandenen Einrichtungen für 
die Feuerwehr der Gemeinde, 
den Katastrophenschutz des lan­
des und den Zivilschutz des Bun­
des machen nicht nur der Öffent­
lichkeit sichtbar, welche Bedeu­
tung die Verantwortlichen in 
Bund, Land, Kreis und Gemeinde 
diesen Aufgaben beimessen, son­
dern bringen auch augenrallig 
zum Ausdruck, daß Bund, Länder 
und Gemeinden ein einheitliches 
Hilfeleistungssystem in allen Kri-

Bundesinnenminister Dr. Zimmermann (Mitte) im Kreis der Ehrengä.ste~ 
(Fotos: Schwepfinger, KreIsbildstelle München) 

senlagen unabhängig von deren 
Ursachen haben. 

Ich nehme diese Veranstaltung 
auch gern zum Anlaß, zwei Per­
sönlichkeiten zu danken, die sich 
in ganz besonderer Weise um die 
Entstehung dieses Katastrophen­
schutzzentrums einschließlich 
der THW-Unterkunft verdient ge­
macht haben. 

Es ist dies zum einen mein 
Kollege Josef Linsmeier, der als 
Bundestagsabgeordneter des 
Wahlkreises München-Land bei 
den zuständigen Bonner Stellen 
immer wieder auf weiteren Fort­
gang bei der Entstehung dieses 
Zentrum drang und bei auftreten­
den Problemen zwischen Bund, 
Land und Landkreis vermittelte. 
Zum anderen ist es Landrat Dr. 
Gillessen, der vor Ort energisch 
Planung und Bau des Katastr0-
phenschutzzentrums vorantrieb. 
Es ist so letztlich dem Zusam­
menwirken beider Persönlichkei­
ten, des Verwaltungsfachmanns 
und des Politikers, zu verdanken, 
daß die neue THW-Unterkunft er­
heblich mehr Raumnäche auf­
weist, als dies normalerweise 
nach den Bundesrichtlinien vor­
gesehen ist. Die zusätzlichen 
Räume werden für die friedens­
mäßigen Aufgaben des Ortsver­
bandes im Katastrophenschutz 
des Landkreises gebraucht. 

Ich spreche in diesem Zusam­
menhang dem Landkreis Mün­
chen-Land meinen Dank für die 
Bereitstellung eines Zuschusses 
und für die Übernahme der zu­
sätzlichen Folgekosten aus. Dem 
Bund ist es leider verwehrt, für 

derartige Zwecke, die in den ver­
fassungsmäßigen Aufgabenbe­
reich der Länder und der Ge­
meinden fallen, Finanzmittel be­
reitzustellen." 

Schritt in die richtige Richtung 

Mit der symbolischen Überga­
be des obligaten "Eisernen 
Schlüssels" konnte Ortsbeauf­
tragter Rampf seine Gebäude in 
Empfang nehmen. 

Nach der kirchlichen Segnung 
durch Domkapitular Dr. Gene­
wein und Oberkirchenrat Dr. Kalb 
konnte für den Landkreis Mün­
chen Dr. Joachim Gillessen sei­
ner Freude Ausdruck geben, be­
deutet doch der Umzug des THW 
wieder einen Schritt in die richti­
ge Richtung, alle Katastrophen­
schutz-Einheiten möglichst eng 
zusammenzuführen, um die 
Schlagkraft im Einsatzfall zu erhö­
hen, die Ausbildung untereinan­
der zu verbessern, die gemeinsa­
men Übungen und das kamerad­
schaftliche Miteinander zu föl' 
dem. 

Bürgermeister Hans Wehrber­
ger begrüßte seine "neuen Ge­
meindemitglieder" mit dem schö­
nen Gemeindewappen von Haar. 
Es war zugleich der Grundstock 
für die gemütliche Ecke in der 
Unterkunft. Weitere Ehrengaben 
folgten von den Kameraden wei­
terer Hilfsorganisationen, für die 
Kreisbrandrat Ettl die Glückwün­
sche überbrachte. 

Mit einem auf das THW umge­
münzten Valentinsvers gratulierte 
THW-Direktor Gerd Jürgen Hen-

kel zur Unterkunftseinweihung. 
Eingangs der Feier wurden die 
Amts- und Würdenträger vom 
Landesbeauftragten ftir Bayern, 
Reiner Vorholz, auf das herzlich­
ste willkommen geheißen; die 
Schluß- und Dankesworte sprach 
der strahlende Ortsbeauftragte, 
der sich mit seinen THW-Helfern 
über die neue Heimat, die der 
Ortsverband im 14. Jahr seines 
Bestehens gefunden hat, sichtbar 
freute. 

Während der Spielmannszug 
der Freiwilligen Feuerwehr Un­
terhaching erneut aufspielte, 
wurden die Räumlichkeiten und 
die Gerätschaften besichtigt. Für 
ein gutes Mittagessen sorgte der 
Chefkoch aus dem Hause Kärcher 
mit dem neuen Küchenmobil und 
dem Versorgungstrupp des Orts­
verbandes 

Bei weiß-blauem "Landrats­
Wetter" konnten die Gäste noch 
ein paar schöne Stunden im Krei­
se ehrenamtlich tätiger Mitmen­
schen verbringen. 

Als sichtbares Zeichen der Zu­
sammenarbeit und zur Erinne­
rung an diesen Tag wurde die mit 
Unterstützung der Kreissparkasse 
München erstellte Broschüre 
,,wIR HELFEN - Partner im land­
kreis München" verteilt. 

Der Ortsverband München­
Land wird den THW-Wahlspruch 
"Helfen mit Herz und Verstand" 
zum Wohle der Menschen unse­
res Landes immer und jederzeit 
in die Tat umsetzen. 

J. Schwepfinger 
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Schieswig-Holslein 

I? 
Hans Piezonka 
verabschiedet 

Hamburg. Ende des letzten 
Jahres wurde anläßlich einer 
Personalversammlung THW·Ge­
schäftsführer Hans Piezonka offi­
ziell in den Ruhestand verab­
schiedet. Landesbeauftragter 
Helmut Meier )Vürdigte Piezonkas 
Wirken. Piezonka, sechs Jahre 
lang Geschäftsführer im Bereich 
Neumünster, habe sich stets 
über seine dienstlichen Aurgaben 
hinaus für seine fünr Ortsverbän­
de und deren Helrer eingesetzt. 
Sein Wirken sei zuverlässig und 
vertrauensvoll gewesen. Der Lan­
desbeauftragte ehrte den Schei­
denden mit dem THW-Helrerzei­
ehen Gold mit Kranz. K.H. 

Stabsmitglieder 
informierten sich 

Neumünster. Der Katastro­
phenabwehrstab der Stadt Neu­
münster besuchte unter der lei­
tung des Dezernenten für Zivil­
verteidigung und Katastrophen­
schutz, Hatto Klamt, und dem 
Leiter des Amtes AZK, Herbert 
Häger, den THW-OV Neumünster. 
Die Stabsmitglieder wollten sich 
über Einsatzmöglichkeiten, Fahr­
zeuge und Gerät eines Instand­
setzungszuges inrormieren. 

Nach einer ausführlichen Fahr­
zeug· und Geräteschau, präsen· 
tiert von Zugführer Jürgen Rama· 
ker, rererierte Ortsbeauftragter 
Joachim Daschner ausführlich 
über Ausstattung und Einsatz 
eines Instandsetzungszuges. Die 
Stabsmitglieder zeigten sich von 
den Einsatzmöglichkeiten des Zu­
ges sehr beeindruckt. 0.0. 

Au. der Hand von THW·Landeabeauftraglen Helmut Meier erhält Hans 
Plezonka das Helreneleben in Gold. 

Betriebsleiter Warmbold erläutert die Herkunft und Art einer Bombe. 

Besuch in einem 
Munitionszer­
legungsbetrieb 

Groß Nordsee. In der Ausbil 
dung der Zugführer des Ber­
gungsdienstes steht u. a. das 
Thema "Umgang mit Fundmuni­
lion und Sicherheitsbestimmun· 
gen beim Umgang mit Spreng­
und Zünd mitteln" aur dem Lehr 
gangsplan. Dieser Teil der Ausbil· 
tung findet für die schleswig·hol· 
steinischen Helrer im Munitions· 
zerlegungsbetrieb Groß Nordsee 
statt, und zwar unter sachkundi· 

(Foto: Raap) 

ger Leitung von Betriebsleiter 
Warmbold. Es wird dem Helrer 
hier bewußt, wie groß die Vielralt 
von Munitionsarten ist. Der Muni· 
tionszerlegungsbetrieb hat einzel· 
ne Munitionsarten zusammenge­
tragen und sich eine beachtliche 
Sammlung zugelegt. 

Für den Einheitsführer ist dies 
ein wichtiger Punkt der Ausbil· 
dung. Wenngleich er Fundmuni­
tion nicht entschärren kann und 
darr, so muß er sie doch als 
solche erkennen können und bei 
einem Fund entsprechend han· 
dein. P.Sch. 

Der Kat .. trophenschutzslab beim TIfW·OV Neumünster. (Foto: Ouchner) 
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Offiziersanwärter 
beimTHW 

Klei. 14 Orftziersanwärter von 
der Zivilschutz-Orftziersschule 
Kopenhagen besuchten bei einer 
siebentägigen Fahrt durch die 
Bundesrepublik Institutionen, die 
im Katastrophenschutz tätig sind. 
So inrormierten sie sich auch im 
Katastrophenschutz-Zentrum Kiel 
über die Aurgaben des THW. 

Zweck der Reise durch 
Deutschland war lür die Anwärter 
das Sprechen der deutschen 
Sprache und das Kennenlernen 
des deutschen Zivilschutzes und 
insbesondere des THW. K.H. 

Neuer 
Geschäftsführer in 

Neumünster 

NeumÜßster. Seit dem Ua­
nuar 1988 ist Peter Sprung neuer 
THW-Geschäftsführer im Bereich 
Neumünster. 

Bis 1984 war Sprung bei der 
Bundesmarine im inneren Dienst 
tätig. Im Rahmen seiner Bundes­
wehrausbildung wurde Sprung an 
der Deutschen Angestellten Aka­
demie Düsseldorr zum staatlich 
geprüften Betriebswirt mit Zen­
tralfach "Personal und Ausbil­
dung" geschult. K. H. 

Hamburg 

~ 
Ehrung für spontane 

Hilfe 

Hamburg_ Ferdinand Fischer, 
Student der Holzwirtschaft, war 
im Rahmen seiner Diplomarbeit 
im Auftrage der GTZ zur Zeit des 
Erdbebens in Ecuador. Er trar 
dort aur die vom THW-Landesver­
band Bayern zur Hilfeleistung ein­
gesetzte THW-Mannschaft. Da Fi­
scher die Landessprache - Spa­
nisch - beherrscht, stellte er sich 
spontan als Dolmetscher zur Ver­
fügung. Dank seiner aktiven Mit­
arbeit konnten viele organisatori­
sche Probleme, die sonst an der 
Sprachbarriere gescheitert wä­
ren, gemeistert werden. 



• 

ferdinand fischer Im Gespräch mit THW-Landesbeauftraglen Günter Traut­
velter. (Foto: Clasen) 

In Anerkennung seiner Ver­
dienste verlieh THW-Oirektor 
Henkel Piseher das Helferzeichen 
in Gold. Der Landesbe.llftragte 
lür Hamburg, Dipl. Ing. Günter 
Trautvetter, überreichte die Aus 
zeichnung. P C. 

Das Veddeler Portal 

Hamburg. Die Veddel, ein 
Hamburger Stadtteil, hatte für 
einige Stunden ein neu es Wahr 
zeichen: ein 14 m hohes T Portal 
aus Stahl, erstellt von Helfern 
des THW-Bezirksverbandes Ham 
burg-Bergedorf. Das mächtige 
Stahl-Skelett, das im Palle der 
Zerstörung eines Hochspan 
nungsmastes als Ersatzmast auf 
gestellt werden kann , wurde in 
rund vierstündlger Arbeit er 
richtet. 

Das Portal ist errichtel. Es rehlen 
noch die Isolatoren. (Foto: Pröfrock) 

Zunächst wurde das in Einzel 
teile zerlegte T Portal auf dem 
Boden zusammengebaut. Element 
für Element mußte aneinander 
geschraubt werden, insgesamt 10 
Stück mit e",er Einzellänge von 
2,65 m. Dabei wurden über 400 
Bolzen verschraubt, zum Teil m 
mühevoller Klemstarbeit mit 
Maulschlüsseln. Anschließend er 
folgte die Muntage der Ankersei 
le, die nach dem Aufrichten des 
Portals gespannt werden und so 
mit für den nötigen Halt sorgen. 

Spannung breitete sich aus, als 
die Seilwinde eines Geräte Kraft 
wagens damit begann, daß T Por 
tal langsam in die Höhe zu ziehen. 
Auf stv. Zugführer Andreas Kirsch 
lastete eine besondere Verant­
wortung: "Heute erleben wir die 
Premiere der Zusammenarbeit 
zwischen einem Hamburger THW 
Bezirksverband und den Hambur 
ger Elektrizitätswerken im Prei 
leitungsbau. Wir werden die Zu 
sammenarbeit in Zukunft intensi 
vieren, um unsere im Rahmen 
des Katastrophenschutzes zu er 
füllenden Aufgaben noch effekti 
ver wahrnehmen zu können;" 
meinte Kirsch . 

Erleichtert atmeten alle auf, 
als sich das Portal senkrecht in 
den Himmel streckte. Kaum wa 
ren die letzten Sicherungsanker 
befestigt, testeten einige Helfer 
die Standfestigkeit ihres Bau 
werkes. 

Nach dem mühevollen Aufbau 
mußte jedoch bald der Rückbau 
erfolgen. Das Portal wird eingela­
gert, da in den nächsten Wochen 
und Monaten die Instandset 
zungsZüge der weiteren Hambur 
ger Bezirksverbände den Aufbau 
ebenfalls üben wollen. S. P. 

Dänischer Offizier zu 
Gast beim THW 

Hamburg 

Hamburg. Der dänische Offi­
zier Major Liljefalk informierte 
sich im Bezirksverband Hamburg­
Nord über Aufgaben und Ausrü­
stung des THW. In kurzen Vorträ-

gen erläuterten Landesbeauftrag­
ter Günter Trautvetter, Haupt­
sachgebietsleiter Arnold Krüger 
und der Bezirksbeauftragte für 
Hamburg-Nord, Winfried Plate, 
die Geschichte und die Aufgaben 
der HiUsorganisation. 

Bei einem Rundgang durch die 
Unterkunft wurden Pahrzeuge 
und Geräte vorgestellt. P. C. 

Major Uljefakt (links) beim THW-Bezirksverband Hamburg-Nord. 

Bremen 

I 
Bremen: Dienst­
ältester THW­

Ortsbeauftragter 
verabschiedet 

Bremen. Nach über 34jähri­
ger ehrenamtlicher Tätigkeit im 
THW sowie im Katastrophen­
schutz und nach 25jähriger Tätig­
keit als Ortsbeauftragter wurde 
Erich Behrendt am 27. Pebruar 
1988 vom THW-Landesbeauftrag­
ten Günther Hildebrandt in feier­
lichem Rahmen verabschiedet. In 
Anwesenheit vieler Gäste, unter 
ihnen Senator a. D. Helmut Pröh­
lieh, Vertreter verschiedener Be­
hörden und der Bremerischen 
Bürgerschaft gab Hildebrandt 
einen Rückblick auf die langjähri­
ge. verdienstvolle Tätigkeit Beh-

Verabschiedung In Bremen (v. I.): 
THW-LandesbeauRragter Günter 
Hildebrandt, neuer OrtsbeauRrag­
ter Kanten Undenstrauß und Erieb 
Behrend'- (Foto: Sandmann) 

(foto: Claseo) 

rends, den Mitbegründer des 
THW-OV Bremen-Schwachhau­
sen. Pür seine Verdienste wurden 
ihm hohe Auszeichnungen zuteil. 

Anschließend hob Dr. Jürgen 
Engelmann für den Senator des 
Inneren das vorbildliche Engage­
ment Behrendts hervor. Die 
Oberfinanzdirektion Bremen wür­
digte Behrendt besonders für sei­
ne Verdienste um den Aufbau des 
Technischen-Schutzraumbe­
triebsdienstes. 

Zum Nachfolger als Ortsbeauf­
tragter wurde Karsten Linden­
strauß berufen. H. S. 

Nachruf 

Mitten aus dem aktiven 
Dienst verloren wir den Ka­
meraden 

Rudi Lenkeit 

In über dreißigjähriger THW­
Zugehörigkeit hat er als Hel­
fer, Zugführer und zuletzt als 
stellvertretender Ortsbeauf­
tragter die Geschicke des 
Ortsverbandes Bremerhaven 
maßgebend mitgeprägt. Er 
war uns stets ein verläßlicher 
Kamerad und ein aufrichtiger 
Freund , dessen Sachver­
stand, Tatkraft und Einsatz­
bereitschaft uns sehr fehlen 
werden. 

Wir werden sein Andenken 
in Ehren halten . 

Die Helfer des THW-OV 
Bremerhaven 
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Niedersachsen 

Nachruf 

Wir trauern um 

Hans-Joachlm Spieler 

Er war stets ein guter Kame­
rad, Freund und Helfer. Wir 
werden ihm ein ehrendes An­
denken bewahren. 

Die Kameraden des THW­
OV Wolfs burg 

Hessen 

Hessens 
Innenminister ehrte 
THW·Jugendgruppe 

Homberg. Aus dem THW-lan­
desjugendwettkampf 1987 in Kor­
bach gingen sie als Sieger hervor, 
und beim Bundesteistungswett­
kampf in Hannover belegten sie 
einen ausgezeichneten 6. Ptatz: 
Die THW-Jugendgruppe aus Hom­
berglEfze. 

Grund genug für den hessi­
sehen Innenminister, Gottfried 
Milde, nach Homberg zu reisen, 
um den siegreichen Jugendlichen 
zu gratulieren. Stolz hatte die Ju­
gendgruppe den Trümmersteg, 
mit dessen Aufbau sie in Korbach 
siegten, für ihren Ehrengast er-

neut errichtet. Staatsminister 
Milde ließ es sich dann auch nicht 
nehmen - trotz Gipsfuß - ihn auf 
seine Stabilität zu prüfen. Bei 
einem Rundgang auf dem Gelände 
des Ortsverbandes ~onnte der ln­
nenminister Einblick in die Aus­
stattung des THW nehmen. 

In der anschließenden Anspra­
che erklärte Milde, daß sein heu­
tiger Besuch ein weiterer Beweis 
der Verbundenheit zwischen sei­
nem Ministerium und dem THW 
sei. Der Katastrophenschutz er­
halte durch das THW eine we­
sentliche Unterstützung. Der Ju­
gendgruppe gratulierte er herz­
lichst zu ihren Erfolgen. 

Das Wirken dieser jungen 
Menschen sei ein sinnvoller und 
wesentlicher Beitrag für das Mit­
einander in Staat und Gesell­
schaft. Jugendarbeit in einer Or­
ganisation wie dem THW sei, so 
Milde, neben der Familie, der 
Schule und der Arbeitswelt ein 
wichtiger Erziehungsfaktor. Für 
ihren Dienst und die Leistungsbe­
reitschaft zum Wohl der Bürger 
dankte Milde allen THW-Helferin­
nen und Helfern. Insbesondere 
den Jugendlichen wünschte er 
weiterhin Freude bei ihren ge­
meinsamen Aufgaben im THW. 

Im Namen der Jugendgruppen 
dankte Jugendbetreuer Manfred 
Ripke Milde für sein Kommen. 
THW-landesbeauftragter Hans-Al­
bert Lossen verdeutlichte, daß 
der Besuch des Ministers für die 
Jugendarbeit im THW von großer 
Bedeutung sei. Denn er unter­
streiche deren wichtigen Stellen­
wert und motiviere darüber hin­
aus die Jugendgruppen. H. G. H. 

Oie TIfW.Jugeodgruppe mil Miolsler Gourrieii Milde (Mitte). 
(Foto: Wemer) 
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Mit dem Radlader werden die aeh-,'elenden Papierballen auseloandergezo­
len. (Foto: GnmllJ 

Technische Hilfe bei 
Großbrand 

Darmstadt. Gegen 4.00 Uhr 
morgens wurde der THW-OV 
Darmstadt von der Berufsfeuer­
wehr alarmiert und um Unterstüt­
zung bei der Brandbekämpfung in 
einer lagerhalle gebeten. Schon 
kurz danach trafen THW-Helfer 
mit einem Radlager an der Un­
glücksstelle ein. 

In der Halle brannten 3000 
Tonnen Altpapier. Meterhoch 
schlugen die. Flammen aus dem 
Gebäude und färblen den Nacht­
himmel glutrot. 

Mit Hilfe des Radladers holten 
die THW-Helfer zum Teil noch 
brennende Papierballen aus der 
Halle. Gegen 9.00 Uhr mußten 
weitere Helfer so";e ein zweiter 
Radlader hinzugeholt werden. 

Die Feuerwehr hatte mittler­
weile den Brand unter Kontrolle, 
so daß das THW mit der gezielten 
Räumung der lagerhalle beginnen 
konnte. 

Ein Übergreifen der Flammen 
auf ein angrenzendes lagerhaus 
konnte verhindert werden. 

Die Aufräumungsarbeiten nah­
men noch den folgenden Don­
nerstag in Anspruch. 

Kommentar eines Feuerwehr­
mannes nach dem Brand: "Ohne 
die tatkräftige Unterstützung des 
THW mit den beiden Radladern 
hätten wir die Situation nicht so 
schnell in den Griff bekommen." 

H. G. 

Einsatz am 
Marbacher Stausee 

Fulda. Hervorgerufen durch 
starke Regenfalle hatte sich vor 
dem Dauerdurchlaß des Marba­
eher Stausees Baumstämme, Rei­
sig, Plastik-Kanister und vie les 
mehr angesammelt und drohte, 
den Durchlaß zu verstopfen. Den 
Arbeitern einer Baufirma war es 
während der ganzen voihergehen­
den Nacht nicht gelungen, das 
Material zu entfernen. 

Unter der Einsatzleitung des 
Zugführers Gerhard Heitz gelang 
es Helfern des THW-OV Fulda mit 
Hilfe eines Motorbootes und an­
derer Einsatzgeräte, den Abfall 
vor dem Ablauf zu entfernen. 

Der Einsatz, der Schäden an 
dem Bauwerk verhinderte, wurde 
kurz vor EinbrUCh der Dunkelheit 
erfolgreich beendet. H.-J. S. 

Einsatzbereitschaft 
überprüft 

Neu-Eicheoberg. An einem 
Freitagabend wurde der THW-OV 
Neu-Eichenberg zu einer Über­
prüfung seiner Einsatzbereit­
schaft alarmiert. Das Ziel wurde 
mit Koordinaten angefahren. Die 
Fahrt ging über Feldwege nach 
Unterrieden in die Wolfsgrube zu 
einem Steinbruch. Hier wurde ein 
Felsrutsch mit Beschädigung 
eines Wohnhauses angenommen. 



An der SchadensteIle wurd.e 
versucht, mit fünf Leit~ rteilen an 
das "beschädigte Wohnhaus" her­
anzukommen. Ferner wurde eine 
Seilbahn mit einem 100 m Draht­
seil gebaut, um die "Verletzten " 
zu bergen. 

Gegen 22.00 Uhr besuchte 
Hauptsachgebietsleiter Dieter 
Höhn, Landesverband Hessen, 
die Übung. Er zeigte sich zu frie­
den über den Ablauf der Veran­
staltung. G. W. 

"Hessentag '88" -
Die Vorbereitungen 

laufen 

Wiesbaden. Vom 2. bis 
10. Juli 1988 wird nicht Wiesba­
den, sondern Hofheim am Taunus 
Hessens heimliche Landeshaupt­
stadt sein. 

Die Vorbereitungen für das 
traditionelle Fest aller Hessen, 
den "Hessentag '88" in Hofheim, 
laufen auf vollen Touren. Aber 
nicht nur die Staatskanzlei und 
die Stadtverwaltung Hofheim sind 
gefordert, sondern auch alle hes­
sischen Hilfsorganisationen. So 
auch das THW; und da kommt 
einiges auf die Ortsverbände und 
insbesondere das Hofheimer 
THW zu. Denn es gilt, auch in 
diesem Jahr wieder die vielf<i1tig­
sten Aktivitäten zu unterstützen. 
Von der Parkplatzbeleuchtung an 
der Speedwaybahn, über den Auf­
bau von Bühnenüberdachungen, 
der Ausleuchtung des Sportsta­
dions, der Ordnungsdienste an 
den Tribünen, bis hin zur Aufstel­
lung, Lenkung und Aunösung des 
Festzuges ist das THW Hofheim 
am Hessentag.beteiligt. H. G. H. 

Tagung der 
Kreis- und Orts­

beauftragten 

Johannisberg. Zur jährli­
chen Gesamttagung der hessi­
sehen THW Kreis- und Ortsbeauf­
tragten hatte der Landesbeauf­
tragte für Hessen, Dipl.-Ing. 
Hans-Albert Lossen, seine Füh­
rungskräfte nach Johannisberg an 
die Katastrophenschutzschule 
des Landes Hessen eingeladen. 

Der große Lehrsaal der Schule 
platzte fast aus den Nähten, als 

Lossen die Tagung eröffnete. Wie 
auch in den vergangenen Jahren 
waren als Gäste Ministerialdiri­
gent Heinrich pnock und Ministe­
rialrat Willi Käppel vom Hessi­
sehen Ministerium des Innern, 
Schulleiter Johannes Hinse von 
der KSL als Hausherr, THW-Di­
rektor Gerd-JUrgen Henkel und 
THW-Landes- und Bundesspre­
cher Peter Merck gekom~n. 

Seinen besonderen Dank 
sprach Lossen Schulleiter Hinse 
dafür aus, daß die hessische 
"THW-Familie" wieder bei ihm an 
der KSL gastfreundlich empfan­
gen wurde. Ein herzliches Danke­
schön galt auch THW-Direktor 
Henkel, der trotz eines dicht ge­
drängten Terminplanes Zeit ge­
funden hatte, die Tagung zu besu­
chen. 

Auf der Tagesordnung standen 
eine Reihe interessanter The­
men. So die Resolution des Deut­
schen Feuerwehrverbandes: 
"THW im Aufgabenbereich der 
Feuerwehr?" THW·Direktor Hen­
kel verlas hierzu das Schreiben 
des Bundesminister des Innern, 
Dr. Friedrich Zimmermann, und 
gab Erläuterungen zur Stellung­
nahme der Bundesanstalt THW, 
die ebenfalls von THW-Bundes­
sprecher Peter Merck mitgetra­
gen wird. 

Henkel erklärte, daß zu kei­
nem Zeitpunkt das THW Aufga­
benbereiche der Feuerwehr 
übernehmen wolle, denn wenn 
man bedenke, daß das THW bun­
desweit über nur 615 Ortsverbän­
de verfüge, sei hier wohl an eine 
Konkurrenz zum "großen Bruder" 
Feuerwehr kaum zu denken. Dem 
THW gehe es lediglich darum, bei 
ausbildungsgerechten Einsätzen 
den Leistungsstand der Helferin­
nen und Helfer zu überprüfen. 
Dies jedoch nicht zu Lasten ande­
rer Organisationen. Das Beispiel 
Herborn verdeutliche hierbei, 

-

daß z. B. das THW bei den Ber­
gungsaufgaben Hand in Hand mit 
der Feuerwehr hervorragende Ar­
beit leistet. 

Ministerialdirigent pnock be­
tonte, daß in Hessen keine Fra­
gen der Zuständigkeit offen sei­
en. Er sei sich darüber bewußt, 
daß alle Hilfsorganisationen gute 
Arbeit leisten, jede auf ihrem Ge­
biet. Man solle vielmehr gemein­
sam die vorhandenen Möglichkei­
ten, die Logistik einer jeden Or­
ganisation ausschöpfen, wenn es 
darum gehe, Menschenleben zu 
retten oder Schäden abzu­
wenden. 

Abgerundet wurde die Aus­
sprache durch einen kurzen Dia­
vortrag über das Unglück von Her­
born, der deutlich machte, daß 
die Helferinnen und Helfer vor 
Ort kooperativ zusammenar­
beiten. 

Ein wichtiger Teil der Tagung 
folgte im Anschluß: Die Gesprä­
che, Diskussionen, der Mei­
nungsaustausch, die Kommunika­
tion im kleinen Kreis. Dabei 
konnten alle frei von der Leber 
weg ihre Meinung äußern, ihre 
Probleme diskutieren, Kollegen 
um Rat fragen. 

Ob THW-Direktor, Landesbe­
auftragter, Hauptsachgebietslei­
ter oder Geschäftsführer, alle 
"Hauptamtlichen" standen für 
Fragen zur Verfügung. 

Am Samstagvormittag ging es 
weiter mit den Themen Öffent­
lichkeitsarbeit - Umgang mit der 
Presse, Lehrgänge Öffentlich­
keitsarbeit, Handbuch für Öffent­
lichkeitsarbeit, Grund- und Kraft­
fahrerausbildung, Weiterbildung 
der Unterführer, Dienstvorschrif­
ten, Lehrgänge- und Einsatz-SEE­
BA, Helferreserve, OV-Führung, 
Bevölkerungsschutz, Ausstattung. 

Interessierte Zuhörer fand 
auch der Vortrag von Dr. Wolf 
über die Vorsorgeuntersuchung 

für Atemschutzgeräteträger G 26. 
Anschließend konnten die Teil­
nehmer eine mobile Untersu­
chungsstation besichtigen. 

Am Nachmittag informierten 
der Vorsitzende der THW-Helfer­
vereinigung Hessen, Hans-Her­
mann Reschke, und Landesbeauf­
tragter Lossen über den Stand 
der Helfervereinigung Hessen 
und der Bundeshelfervereini­
gung. 

Bei der anschließenden Mit­
gliederversammlung wurde der 
bisherige Vorstand einstimmig 
entlastet. Lossen dankte allen 
Vorstandsmitgliedern für die bis­
herige, gewiß nicht immer leichte 
Arbeit. 

Die Wahl des neuen Vorstan­
des führte zu folgendem Er­
gebnis: 

I. Vorsitzender: Roland Zufall, 
OB Idstein; 2. Vorsitzender: 
Horst Stiehl, OB Hofheim; 
Schatzmeister: Norbert Wagner, 
OB Neu-Isenburg; Beigeordneter: 
Klaus Engelhard, OV Homberg 

Dem neuen Vorstand gratulier­
te Lossen zur Wahl, wünschte 
ihm für seine Aufgaben viel Erfolg 
und sicherte ihm die Unterstüt­
zung seiner Dienststelle zu. 

H.G. H. 

Großfeuer im 
Gymnasium 

Offenbach. Ob es ein verär­
gerter Schüler war oder wer auch 
immer, mit großer Wahrschein­
lichkeit aber war es Brandstif­
tung, der ein Teil des Dachge­
schosses des Offenbacher Albert- • 
Schweitzer-Gymnasiums zum Op­
fer fiel. 

Gegen 06.00 Uhr morgens gab 
es für die Feuerwehren der Stadt 
Offenbach Großalarm. Das Feuer 
hatte bereits einen Teil des in 
Holzbauweise um 1911 errichte­
ten Dachgeschosses erfaßt. Nach 
zwei Stunden konnte "Feuer un­
ter Kontrolle" gemeldet werden; 
die Nachlöscharbeiten dauerten 
den ganzen Tag. 

Nach Rücksprache mit dem 
Einsatzleiter der Feuerwehr alar­
mierte stellv. THW-Ortsbeauf­
tragter Heiko Rehwagen über 
Funkalarmempfänger Helfer des 
Ortsverband Offenbach. Zunächst 
galt es, einsturzgefährdete Ge­
bäudeteile zu sichern·bzw. einzu­
reißen, den Brandschutt zu räu-
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men lind vor .lIem, z"ei fre,,'e 
hende Giebelwande ~e~en Ein 
slurz millel, Greifzug ahzu,pan 
nen. Nehenbei wurde die m MII 
leiden,rhafl ge",!ene Illhliolhek 
der Schule geräuml 

Rund sechs Slunden waren die 
lIelfer im Ein,alz. Der Sthaden 
wird auf uber I 5 ~1tIIi(lnen IlM 
ge,chatzt. 11 R. 

Wochenend­
Ausbildungslehrgang 

in Pfungstadt 

Pfungstadt. Eillmal im Jahr 
führt der nlw OV rrungstaclt 
einen Wlxhenend Auslllldu"gs 
lehrgang durrh Mit dahel waren 
der I RergungS/ug narmstacll 
DIeburg, die Rellung,h"ndegrup 
pe und natllrl" h aUih der Ver 
pneg"ngstr"PI> 

Als Uhuns,'ellnehnwr fuhren 
in dirst'1Tl Jahr ~il:'hrn rt>lIf>r 

wehnnänner und eint> Feufir 
wehrfrau der rre"'llIigen Feuer 
wehr Pf"ngstadt '" einem LüS( h 
gruppenfahrzeu! mit 

Am Freitagahend setzte SI' h 
die fahrzeugkolonne in RKhiung 
Diedenbergen "'" Talmus in Be 
wegung Uort wurde das Zeltlager 
aufgebaut und die Abendl'erpne 
gung eingenonllllf'1l 

Nath Ein,el,en der Dunkelheit 
galt es dann fur den I R7 die 
Feuerwehrgru""e und die Ret 
tungshundegruppe, die erste 
Ubungsaufgabe gemein'am zu lö 
sen Zwei in einem Wald'tuck 
versteckle Vrrletztendarsteller 
waren zu surhen und ahwtrans 
portieren. MII den Rellungshun 
den und einer SIIl'hkelie ",arhte 
man sirh an die Arbeit Nach der 

Hergung der "Verletlten" glilg es 
,'ann ZU"" k ins Lager 

Am SanIStag ,ta nd den Ubungs 
tellneh",p, n eine Raffinene in 
Raunhe"" zur Verfugung. Die An 
lage, die "Iligelegt 1St und gerade 
demontiert I",d, bot für Ber 
gungsub"ngen gute Möglichkel 
ten Die' Em",tzkrafte der Frw 
lerleillen Slrh auf die Gruppen 
des I HZ uncl nahmen als "Ber 
gllngshelfer a"f Zell " an den elll 
,einen l lhllngsaufgahen teil 

Ihe lIuncieflihrer der Rellungs 
hunMgr"p"e spürten die m den 
weltläuf'Qen AnlagNellen ler 
""k'en ,Verletzlen" auf, die 
UruPPPII dl-' s Rf'r'(lIlI~szllges bar 
~pn <oie 

Den Ah" hlu~ (he ses anstren 
~endpn I.~ps bildete elll gemütli 
ihrs Rf'iloOrlmnwnsein mit f'ach 
simp"lf'if'n: alwr auch die eine 
odrr andf"t' musikalische Einla 
~e P H. 

Steinbruch als 
Übungsgelände 

Pfung.tadt. !la, ehemalige 
Werksgeläncle Pilles Steinbruches 
war das Ziel des I Bergungszu 
ges Ilan·, stadt !lieburg. Die beim 
IIIW OV I'f"ng'tadt beheimatete 
Einhell uhle dort zusammen mit 
der Rell"ngsh"ndegruppe 

Wahrend an den Ausbildungs 
ahenden , die im 14 Tage Rhyth 
mus ,'.IIfinden, die Arbeit im 
Gruppen,ahm.n erfolgt, dient die 
vierteljährlich ,'attfindende Ein 
satZlihung dazu , die Zusammenar 
hell der reilemhe,ten zu üben 

In dem weitlaufigen Gelände 
muRten die lIelfer der Rettungs 
hundegnippe mil Ihren Vierbel 

Transport eine ... Verletzten" aus dem Triimmergt"ländt". (FOIO: Heu) 
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nern versteckte Verletztendar 
steiler suchen. Waren die "Ver­
letzten" von den Hunden aufge­
stöbert und durch Verbellen an­
gezeigt, traten die Bergungshel­
fer in Aktion. 

Um zu den georteten "Verletz­
ten" zu gelangen, mußten Trüm­
mer weggeschafft und mit Leitern 
Hindernisse uberquert werden. 
Dann versorgten die Helfer die 
Verletztendarsteller im Rahmen 
der Ersten Hilfe und transportier­
ten sie auf Tragen aus dem ~cha­
densgebiet. 

Alle arbeiteten mit und lösten 
die ihnen gestellten Aufgaben mit 
Einfallsreichtum und persönli­
chem Emsatz. Zugführer Größ 
mann konnte mit semen Helfern 
zufneden sein. P. H. 

Zwei Jubiläen in 
• Bensheim 

Bensheim, Das THW Bens­
heim feiert seinen 35. Geburts­
tag. Ein weiteres Jubiläum war 
das zehnjährige Bestehen der Ju­
gendgruppe. Der Ortsverband ist 
einer der ältesten Ortsverbände 
in Hessen. Auch die Bensheimer 
Jugendgruppe war eine der er­
sten, die gegründet wurde. 

Heute zählt der Ortsverband 
rund 75 Helfer, die in einen Ber­
gungszug mit Bergungsräumgrup­
pe, einen Materialerhaltungs­
trupp und eme Hilfskrankenhaus 
gruppe eingeteilt sind. In den 
beiden Jugendgruppen sind etwa 
25 Junghelfer 

In emer kleillen Feierstunde 
würdigten zahlreiche Gäste die 
Leistungen des Ortsverbandes. 
So sprachen der Landrat des 
Kreises Bergstraße, Vertreter 
der Stadt und der THW-Landesbe­
auftragte für Hessen, Dipl-Ing. 
Hans Albert Lossen, den Helfern 
Anerkennung und Dank für die in 
den Jahren geleistete Arbeit aus. 
Mit den besten Wünschen für die 
Zukunft wurden auch einige Spen­
den uberreicht. 

Anschließend ehrte Landesbe­
auftragter Lossen die Helfer Wal­
ter Fendel, Hans-Jakob Delchert 
und A10is Gnändinger für ihre 
zehnjährige Tätigkeit im Ortsver­
band und für ihre Mitarbeit beim 
Aufbau der Jugendgruppe. Ralf 
Stuhlmg wurde fur seine Leistung 
bei der Aufstellung der Jugend-

Aus der Hand \'on THW-Landelbe­
auftragten l.ossen nimmt Ralr 8lüh­
IIng die Ehrung enlgegen. 

(Folo: Rupprechl ) 

gruppe und für seme langjähnge 
Tätigkeit als Jugendgruppenbe­
treuer mit der THW Plakette aus­
gezeichnet. 

Am nächsten Morgen waren al­
le Helfer wieder früh auf den 
Beinen, denn die Ausstellung auf 
dem Marktplatz mußte vorberei­
tet und aufgebaut werden. Hier 
wurden alle Fahrzeuge des Orts­
verbandes vorgestellt. Darüber 
hinaus wurde ein Gerüst aufge­
baut, an dem Absei l- und Ber­
gungsübungen mit "Verletzten" 
demonstriert wurden. Eine Ber­
gungsgruppe baute einen Hänge­
steg über den Marktplatz, der 
nicht nur bei den Kindern eille 
große Attraktion war. Daneben 
wurde noch eine Seilbahn für die 
Kinder aufgebaut. 

Für das leibliche Wohl war 
ebenfalls nach THWArt gesorgt. 

T. R. 

THW-Jugend Hessen 
tagte in Bodenrod 

Bodenrod, Zu einem Jugend­
'Ieiter- und Betreuerseminar tra f 
sich die THW-Jugend in Boden­
rod, im Warnamt VI. Landesju­
gendleiter Hans Joachim Kegel 
berichtete über die Tätigkeiten 
der Landesjugendleitung in den 
ersten Monaten seit ihrer Wahl. 
So läuft das Verfahren auf Aner­
kennung der Förderungswurdig­
keit der THW-Jugend im Land 
Hessen. Die Verantwortlichen 
hoffen, daß die THW-Jugend als 
Organisation anerkannt wird, die 
sich dem Wohl der Allgemeinheit 
verschneben hat 

In seinem Bericht hob Kegel 
auch die gute und sehr hilfreiche 
Zusammenarbeit mit der "Mut­
ter" der THW-Jugend, der THW­
Helfervereinigung e. V. hervor. 
Wunsch sei es, so der Landesju-



gendleiter, daß der neue Vor­
stand der Helfervereinigung ge­
nauso offen und frei mit der 
THW-Jugend zusammenarbeite, 
wie das in der Vergangenheit ge­
schehen sei. 

Höhepunkt des Jahres ist das 
Landesjugendzeltlager und der 
Landesjugendwettkampf im Som­
mer. M. R. 

THW-Helferinnen 
geehrt 

Marburg. Alle Helfer des 
THW-OV Marburg waren vor ihren 
Fahneugen angetreten, um einer 
besonderen Veranstaltung einen 
entsptechenden Rahmen zu ge­
ben. THW-Landesbeauftragter 
Dipl.-Ing. Hans-Albert Lossen 
zeichnete die Helferinnen Irm­
traud Linne und Anni Braun mit 
dem Helfeneichen in Gold mit 
Kranz aus. 

Helferinnen sind beim THW 
verhältnismäßig selten. Sie wer­
den vornehmlich im Versorgungs­
und Fernmeldebereich einge­
setzt. So war es schon etwas 
Außergewöhnliches, nicht nur auf 
örtlicher Ebene, daß zwei Helfe­
rinnen des Ortsverbandes Mar­
burg diese hohe Auszeichnung er­
hielten. 

Seit mehr als zehn Jahren 
kümmern sich Irmtraud Linne 
und Anni Braun in unermüdlichem 
Einsatz und Engagement um die 
Versorgung im Ortsverband, sei 
es bei den wöchtlichen Ausbil­
dungsveranstaltungen, bei Übun­
gen, Einsätzen und Hilfeleistun­
gen oder bei offiziellen Veranstal ­
tungen. G.B. 

KatS-Übung des 
Main-Taunus­

Kreises 

Hofheim_ Das Zusammenwir­
ken aller Einheiten und der Auf­
bau der Rettungskette waren das 
Ziel der großen KatS-Übung des 
Main-Taunus-Kreises. Den Hel­
fern bot sich folgendes Bild: Ein 
mit Gefahrgut beladener Güter­
waggon war in einen fahrenden 
Personenzug gerollt. 70 Verletzte, 
verklemmte Türen, ausströmende 
giftige Gase. 

Feuerwehren und der Instand­
setzungszug des THW-OV Hof­
heim schnitten mit Trennschlei­
fern 1Jie Waggons auf und bargen 
die "Verletzten". Das DRK richte­
te eine Verletzten-Sammelstelle 
in einer Lagerhalle ein. Doch die 
Anzahl der "Verletzten" konnte 
von den Krankenhäusern nicht 
aufgenommen werden. So mußte 
in einer Schule ein Hilfskranken­
haus in Betrieb genommen 
werden. 

Mehr als eine Stunde waren 
die Helfer im Einsatz, da erreich­
te sie eine neue Meldung: Auf 
dem Gelände eines Tanklagers 
war es bei Schweißarbeiten an 
einem Tank zu einer Auspuffung 
gekommen. Die Arbeiter wurden 
schwer verletzt und durch die 
Wucht der Detonation in die Auf­
fangbecken geschleudert. Der 
riesige Tank war in Brand ge­
raten. 

Alle verfügbaren Feuerwehren 
wurden zur Unglücksstelle geru­
fen. Das Löschwasser mußte aus 
dem ca. 500 m entfernten Main 
gepumpt werden. Da es an den 
schrägen Uferböschungen 

schwierig war, Tragkraftspritzen 
aufzustellen, baute der Bergungs­
zug einen Schwimmsteg. 

An der Übung nahmen 600 Hel­
fer mit 250 Fahneugen, 80 Ver­
letzten darsteller, 120 Schieds­
richter und viele Gäste teil. 

F. W. S. 

Jährliches Treffen 
von Feuerwehr 

und THW 

Frankfurt_ Eine nicht alltägli­
che Zusammenkunft in den Räu­
men des THW-OV Frankfurt: Das 
jährliche Treffen der Wehrführer 
der Feuerwehren der Stadt 
Frankfurt. 

Die Feuerwehren Frankfurts 
und den THW-Ortsverband ver­
binden seit Jahren freundschaftli­
che Bande. Sogar ein Freund-

schaftsvertrag wurde geschlos­
sen. Und um auch nach außen zu 
zeigen, daß man den Partner 
schätzt, trifft man sich jährlich -
mal bei der Feuerwehr, mal beim 
THW. 

In diesem Jahr waren u. a. 
Stadtradt Heinz Daum als zustän­
diger Dezernent, der Chef der 
Frankfurter Berufsfeuerwehr, 
Prof. Ernst Achilles, THW-Direk­
tor Gerd Jürgen Henkel und der 
THW-Landesbeauftragte für Hes­
sen, Hans-Albert-Lossen, zu 
Gast. 

Auch für Jürgen Maier, THW­
Ortsbeauftrater für Frankfurt, 
war es etwas besonderes, seine 
Gäste in dieser Runde begrüßen 
zu können. 

Eine Vorführung des Gewäs­
serschutzzuges Frankfurt zeigte 
den Besuchern, daß die Feuer­
wehr und das THW gut zusam­
menarbeiten. H.G.H_ 

...-:~,~ 
Gru&worte spricht THW-Olrektor Henkel beim Treffen der Wehrführer. 

(Foto: Hartmann) 

Hoher Besuch beim 
THW-OV Frankfurt 

Frankfurt_ Auf dem THW­
Übungsgelände in Eschborn wim­

, me,lte es in allen Ecken. Da wur­
den "Verletzte" abgeseilt, dort 
eine Mauer durchbrochen, ne­
benan eine Decke abgestützt, es 
wurden "Verschüttete" aus unter­
irdischen Schächten mit dem 
Schleifkorb geborgen, Eisenträ­
ger mit dem Brennschneidgerät 
durchtrennt oder ein Trümmer­

lände_ Beeindruckend war eben­
falls die anschließende Fahneug­
parade, die Maier vor Stadtrat 
Daum auffahren ließ: Alle Fahr­
zeuge des größten hessischen 
Ortsverbandes im Halbkreis auf­
gestellt. 

Sichtlich beeindruckt dankte 
der Stadtrat allen Helferinnen 
und Helfern für die Vorführun­
gen. Nun seien ihm die Aufgaben 
und Möglichkeiten des THW her­
vorragend veranschaulicht wor­
den, meinte Daum. J.G.H. 

, steg gebaut. 
Ehrenzeichen in 
Silber für Karl 

Kappes 

Oie belden Helrerinnen Im Kreis Ihrer Kameraden. (Foto: Hartmann) 

- « 

Nur so, meinte Ortsbeauftrag­
ter Jürgen Maier, könne man sich 
ein Bild vom Aufgabenspektrum 
des THW machen. Und hienu war 
der Frankfurter Stadtrat Heinz 
Daum zum Ortsverband Frankfurt 
gekommen. 

Sehr interessiert besuchte er 
alle Stationen auf dem Obungsge-

Umburg_ In Würdigung sei­
ner besonderen Verdienste um 
das THW in Hessen und insbeson­
dere um den Ortsverband Lim-
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burg wurde Karl Kappes durch 
Landesbeauftragten Dipl.-Ing. 
Hans-Albert Lossen mit dem 
THW-Ehrenzeichen in Silber aus­
gezeichnet. 

Trotz beruflicher Anspannung 
durch Obernahme der elterlichen 
Firma stellte sich Kappes den 
Aufgaben eines Kreis- und Orts­
beauftragten. Schon 1973 wurde 
Kappes zu diesen Ehrenämtern 
bestellt. Ebenfalls seit 1973 un­
terstützt er den Stab HVB des 
Lindkreises Limburg-Weilburg als 
Fachberater Bergung. 

Ganz besondere Verdienste er­
warb sich Kappes, als er mit sei­
nem damaligen Stellvertreter, 
Karl-Heinz Lautz, bei der Planung 
und Durchführung des Unter­
kunfts-Neubaus in der Weilburger 
Straße Engagement weit über das 
normale Maß bewies. 

Das THW hat durch Kappes ein 
hohes Ansehen Im Landkreis er­
halten und stellt heute mit den 
Helfern des Ortsverbandes Lim­
burg einen Eckpfeiler im Hilfelei­
stungssystem des Kreises dar. 
Dieses Ansehen ist das Ergebnis 
der unermüdlichen Arbeit von 
Kappes. 

Die feierliche Verleihung der 
Auszeichnung wurde in Anwesen­
heit zahlreicher Vertreter weite­
rer Hilfsorganisationen sowie 
Vertretern der Stadt und des 
Kreises im Konferenzsaal der 
Stadthalle Limburg vorgenom­
men. H.G.H. 

Öffentlichkeitsarbeit 
für THW-Kreis und 
Ortsbeauftragte 

Beim DurchbläUern des Lehr­
gangsplanes der Katastrophen­
schutzschule des Bundes Bad 
Neuenahr/Ahrweiler sprang mir 
ein Lehrgang sofort ins Auge: 
"Öffentlichkeitsarbeit für THW­
Kreis- und Ortsbeauftragte". Die­
ser Lehrgang war neu. Zwar wer­
den fast in jedem Landesverband 
Lehrgänge für Helfer Öffentlich­
keitsarbeit durchgeführt, aber 
nicht für Kreis- und Ortsbeauf­
tragte. 

Je länger ich darüber nach­
dachte , umso klarer wurde es: 
Natürlich für Orts- und Kreisbe­
auftragte, denn sie haben die 
"Richtlinienkompetenz" . für die 
Ortsverbände. Sie müssen diri-
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Ehrung in Umburg . . 
THW-Landesbeauftragter Lossen, 
Kart Kappes, Ort.beauftragler 
Ste(an Wagner und landrat Würme· 
IIng. (Foto: Hartmann) 

gieren und beurteilen, wie, wo, 
wann und warum Öffentlichkeits­
arbeit im THW gemacht wird. 
Denn Public Relations betreibt je­
der Ortsverband, egal ob bewußt, 
also zielgerichtet, z. B auf Ju­
gendarbeit, Helferwerbung, 
Imagepflege, oder unbewußt. 

Öffentlichkeitsarbeit oder PR, 
nicht zu machen, geht nicht. Kei­
ner der THW-Ortsverbände resi­
diert unter einer Glaskuppel, 
sondern triU vielmehr in Kontakt, 
in Beziehung zur Öffentlichkeit. 
Sei's nur um die Fahrzeuge aufzu­
tanken. Und schon wird - unbe­
wußt - Öffentlichkeitsarbeit ge­
macht: Die Leute auf der Straße 
sehen ein großes blaues Fahr-

zeug. "THW' steht drauf. Aber 
was heißt THW, was ist THW? 

Mir klingt noch die Frage eines 
Ortsbeauftragten im Ohr, der 
wissen wollte, wie man eigentlich 
Öffentlichkeitsarbeit macht. Als 
ich ihm darauf antwortete, daß er 
schon seit seiner Bestellung zum 
OrtSbeauftragten Öffentlichkeits­
arbeit betreibe, schaute er doch 
recht verdutzt. 

Der Lehrgang "Öffentlichkeits­
arbeit für THW-Kreis- und Orts­
beauftragte" ist also wichtig und 
sinnvoll. Nach diesem kurzen 
brain-storming war ich entschlos­
sen, mich in meiner Funktion als 
Sachgebiets leiter für Öffentlich­
keitsarbeit im THW-Landesver­
band Hessen für den neuen'Lehr­
gang anzumelden. Ich erhorrte 
mir neue Impulse und Anregun­
gen für meine Arbeit, der Unter­
stützung der Ortsverbände in Öf­
f entl ich ke itsa rbe i t. 

Am Montag, dem I l.Januar 
1988, war es dann soweit: Der 
Lehrgang begann. Nach der Be­
grüßung durch die lehrgangslei­
ter von Arnim (THW-Leitung) und 
Peter (KSB) wurden die Wün­
sche, Erwartungen und Lehr­
gangsziele diskutiert. "Das Bild 
des THW in der Öffentlichkeit" 
und das Thema "Öffentlichkeits­
arbeit für den THW-Ortsverband" 
wurden im Anschluß erarbeitet. 
Schon jetzt zeigte sich, daß jeder 
Lehrgangsteilnehmer mit Freude 

und Eifer bei der Sache war. 
Höchst interessant war dabei der 
Meinungsaustausch. Jeder der 15 
Kursteilnehmer hatte seine eige­
ne Vorstellung von Örrentlich­
keitsarbeit und setzte daher indi­
viduelle Schwerpunkte. Die Seg­
mente der zielgerichteten Örrent­
lichkeitsarbeit wurden zusam­
mengetragen, die Zielgruppen, 
Anlässe und Möglichkeiten fixiert. 
Alles kreiste um die Fragen: "Was 
wollen wir, wen wollen wir errei­
chen?" Anschließend folgte die 
Planung öffentlichkeitswirksamer 
Maßnahmen. 

Interessant waren die an­
schließenden Fallstudien. Jede 
der gebilde ren Arbeitsgruppen 
sollte eine Diskussionsveranstal­
tung und verschiedene AktiVitäten 
zum 25jährigen Jubiläum eines 
Ortsverbandes konzipieren. Der 
Fantasie waren dabei keine Gren­
zen gesetzt. Die Lehrgangsleiter 
mußten uns Teilnehmer nur 
manchmal auf den Boden der fi­
nanziellen Wirklichkeit und perso­
nellen Möglichkeiten zurückho­
len. Denn bei der Fülle der Vor­
sch läge würde die Umsetzung für 
den Helfer für Öffentlichkeitsar­
beit, der ja im Ortsverband dafür 
zuständig ist, doch sonst zum 
"fulltime-job" werden. 

Ein weiterer Lehrgangspunkt 
waren die Grundlagen der lokalen 
Pressearbeit. Sie ist eine vOr­
dringliche Aufgabe in der Öffent-



lichkeitsarbeit. Und dazu noch 
kostengünstig. Besonders wichtig 
ist es, die Sachaussage, den In­
halt der Presse mitteilung journa­
listengerecht zu verpacken. Hin­
weise zu Form, Inhalt und Spra­
che wurden an hand verschiede­
ner Beispiele veranschaulicht. 
Umfangreiche Skripten dazu wur­
den jedem ausgehändigt. Eine 
Bitte am Rande: Diese Unterlagen 
sollten unbedingt an die Helfer 
für Öffentlichkeitsarbeit weiter­
geleitet werden, denn sie sollen 
ja vor Ort Kontakte zur Presse 
herstellen und pflegen. 

Die abendlichen Gespräche 
waren ein guter Gradmesser für 

. das Interesse aller Kursteilneh­
mer am Thema Öffentlichkeitsar­
beit. Eigentlich hätte man diese 
Zeit mit in den Ausbildungsplan 
aufnehmen müssen: ..I8.30 Uhr 
bis.. . Meinungsaustausch und 
Diskussion." Manchmal ging es 
dabei anregender und turbulenter 
zu als während des Lehrganges. 

Das Tüpfelchen auf dem i kam 
am Mittwoch und Donnerstag: 
WIBK. Frei übersetzt könnte es 
heißen: ,,wirklich interessant, 
bitte kommen." Gemeint ist da­
mit jedoch "Wissenschaftliches 
Institut für Betrieb und Kommu­
nikation". Das hört sich trocken 
an. Aber die dahinter stehenden 
Personen füllten den Begriff 

Nachruf 

Wir trauern um unseren 
Kameraden 

Manfred Wieland 

Helfersprecher des THW-OV 
Pfungstadt. 

Wir haben Manfred Wie­
land stets als hilfsbereiten 
und pflichtbewußten Kame­
raden geschätzt. der sich je­
derzeit mit großem Engage­
ment im Katastrophenschutz 
und für die Belange des THW 
eingesetzt hat. 

Wir werden sein Andenken 
stets in Ehren halten. 

Für die Kameradinnen und 
Kameraden 
Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk 
OV Pfungstadt 
Geißler, Ortsbeauftragter 

Verein der Freunde des 
THW 
OV Pfungstadt 
Wunsch. 1. Vorsitzender 

übersprudelnd vor Energie mit 
Leben: Diplompädagogin Dr. Ger­
da Volmer-König, Diplompsycho­
login Dr. Ruth Rustemeyer und 
Professor Dr. Eckhard König von 
der Universität Paderborn. 

Methodisch und didaktisch 
aurs trefflichste gerüstet, starte­
ten die drei Dozenten einen Ex­
kurs durch's Rede-, Interview­
und Diskussionstraining. Dabei 
galt es für alle Kursteilnehmer, 
selbst aktiv zu werden. Jeder be­
kam ein Thema und muße dar­
über eine Rede halten. Ob Ein­
weihungen, Begrüßungen, Vor­
stellungen, Ehrungen, Verab­
schiedungen oder Trauerfeiern, . 
alles wurde auf Videoband aufge­
zeichnet und später bis ins klein­
ste Detail zerpflückt. Für die mei­
sten der Teilnehmer war es eine 
völlig neue Erfahrung, sich selbst 
auf Video zu erleben. 

Das Training für Diskussionen, 
der Umgang mit provozierenden 
Teilnehmern bildete den Ab­
schluß. Auch hierbei wurde jeder 
einzelne wieder auf Video aufge­
nommen. Und siehe da, man war 
plötzlich viel sicherer, viel ruhi­
ger, viel besonnener. Der Lerner­
folg war verblüffend. 

Am letzten Lehrgangstag, bei 
der Manöverkritik, waren alle 
Teilnehmer voll des Lobes für die 
Dozenten. Ihnen wird an dieser 
Stelle nochmals herzlich für diese 
lehr- und aufschlußreichen Tage 
gedankt. 

Die Erwartungen aller Teilneh­
mer an den Ausbildungslehrgang 
"Öffentlichkeitsarbeit" wurden 
bei weitem übertroffen. Dank ge­
b"hrt auch der Lehrgangsleitung 
für die Organisation und Modera­
tion des Lehrganges. 

Es kann daher nur jedem 
Kreis- und Ortsbeauftragten 
wärmstens empfohlen werden, an 
den Lehrgängen "Öffentlichkeits­
arbeit" und "Rede- und Ge­
sprächstraining" teilzunehmen. 

Kreis- und Ortsbeauftragte 
stehen in der Pflicht, wenn es 
gilt, Imagepflege und/oder Öf­
fentlichkeitsarbeit für das THW zu 
betreiben. Hierbei helfen ihnen 
die Helfer für Öffentlichkeitsar­
beit. So soll auch die Schulung 
erfolgen: Kreis- und Ortsbeauf­
tragte sollen über die Möglichkei­
ten der Öffentlichkeitsarbeit in­
formiert sein und die Helfer für 
Öffentlichkeitsarbeit sollen es 
verstehen, diese umzusetzen. 

H.G.H. 

Erich Panzer jetzt 
"Ehrenortsbeauf­

tragter" 

Dillenburg. Stehende Ovatio­
nen für Erich Panzer. Mit lang 
anhaltendem Beifall verabschie­
deten die Helfer des THW-OV Dil­
lenburg ihren ehemaligen Kreis­
beauftragten. Seit über 30 Jahren 
gehört Panzer dem THW an. In 
Dillenburg hat er das Gesicht die­
ser Hilfsorganistion wesentlich 
mitgeprägt. In Anerkennung sei­
ner Verdienste wurde Panzer zum 
"Ehrenortsbeauftragten" er­
nannt. Er ist in Hessen der erste 
Träger dieses Titels. Eigens für 
ihn hatte THW-Landesbeauftrater 
Lossen diese Auszeichnung ge­
schaffen . . 

Panzer, der kürzlich seinen 
75. Geburtstag feiern konnte, ha­
be das THW über Jahrzehnte be­
stens repräsentiert, sagte Los­
sen, der nach Dillenburg gekom­
men war, um Panzer als Kreisbe­
auftragten zu verabschieden. 

Fast 100 Helfer hatten sich im 
Katastrophenschutz-Zentrum ver­
sammelt. Sie bereiteten Panzer 
ein originelles Abschiedsge­
schenk. In wochenlangen Bastel­
stunden hatten sie die komplette 
Unterkunft in der Alten Rhein­
straße sowie den gesamten Fahr­
zeugpark im Modell nachgebildet. 
Unter einer großen Glashaube 
bleibt so für Panzer das in Erin­
nerung, was er mit aufgebaut hat. 

In ihren Grußworten betonten 
die Gäste das gute Verhältnis zum 
THW Dillenburg. Bürgermeister 
Manfred Fughe: "Wir können uns 
auf die Mannschaft verlassen." 

Ein zum 
(v.I.): 
Ertch Panzer, Lande.beauftragter 
Lossen, Kreisbeauftragter Heep, 
Orts beauftragter Kunz. 

(Foto: Hartmann) 

Kreisbrandinspektor Siegfried 
Hermann strich die kamerad­
schaftliche Verbundenheit zu den 
Feuerwehren heraus. Polizeichef 
Gerhard Heimann: "Der Geist der 
Gemeinschaft im THW beein­
druckt mich. Dies ist heute nicht 
mehr selbstverständlich. Sie hel­
fen ohne Anspruch auf Anerken­
nung." Die Leistungen beim Her­
borner Einsatz würdigte Gerhard 
Gombel im Auftrag des land­
rates. 

Als Nachfolger von Panzer 
führte Lossen Bernd Heep aus 
Solms in sein Amt als Kreisbeauf­
tragter des Lahn-Dill-Kreises ein. 

S. Sch. 

Baden-Württemberg 

Übung im Kraftwerk 

Rheinfelden. Am 01. März 
1988 führte der THW-OV Rheinfel­
den im Flußkraftwerk Rheinfel­
den eine Übung durch. Eingesetzt 
waren die Technische Einsatzlei­
tung und der Instandsetzungszug. 

Die AÖ-Gruppe übernahm die 
Aufgabe, zunächst mit einem 
pneumatischen Preßkissen ein 
Leck an einem Hydrauliktank ab­
zudichten. Parallel hierzu wurde 
in der Turbinenkammer der Ma­
schine 16 eine elektrische, explo­
sionsgeschützte Pumpe zum Ab­
saugen angeschwemmter ,<ikalien 
installiert. 

Über eine 75 m lange 
Schlauchleitung wurden die Fäka­
lien (Wasser) dann in zwei Falt­
gummibehälter gepumpt. Mit Hil­
fe einer zweiten Pumpe erfOlgte 
dann das Abfüllen der Fäkalien in 
auf einem Kipper aulgelegte 
Schlauchlolien. 

Die GW-Gruppe setzte aul eine 
unter Druck stehende Wasserlei­
tung einen Schieber. Der Schie­
ber wurde zunächst montiert. 
Durch 'das geöllnete Schieberven­
til wurde dann die unter vollem 
Wasserdruck stehende Leitung 
angebohrt. Nach dem Entlernen 
des ausgebohrten Materials konn­
te das Schieberventil geschlossen 
werden. Nun wurde eine Wasser­
leitung mit aulgeschweißten Flan­
schen installiert und mit dem 
Schieber verschraubt. Es lolgte 
die Inbetriebnahme der montier­
ten Installation. 
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Die E-Gruppe versorgt die ein­
gesetzten Einheiten mit elektri­
schem Strom _ Zunächst wurden 
die EinsalZstelien ausgeleuchtet. 
Zu der explosionsgeschützten 
elektrischen Pumpe in der Turbi­
nenkammer wurde dann eine 
Drehstromleitung 380 V verlegt. 

Eingesetzt waren drei Not­
stromaggregate, die über einen 
Synchronisierungsschrank paral­
lel arbeiteten_ 

Nach tiber einer Stunde hatten 
die 38 Helfer die gestellten Aufga­
ben gelöst, die gewünschten Ein­
richtungen waren installiert und 
in Betrieb_ K_ Sch_ 

Bayern 

a; 
Geschäftsführer­

bereich Ingolstadt 
schulte 

Verwaltungshelfer 

Ingolstadt. In der Unterkunft 
des THW-OV Eichställ fand das 
erste Seminar des Jahres 1988 für 
Verwaltungshelfer statt. Wie all­
jährlich lWeimal, halle dazu der 
Geschäftsführer alle in den Orts­
verbänden tätigen Verwaltungs­
helfer eingeladen_ Geschäftsfüh­
rer Dieter Sack konnte 13 Helfer 
aus den Ortsverbänden Eichstätt, 
Ingolstadt, Neuburg und Pfarren­
hofen begrüßen_ Außerdem wa­
ren Kraftfahrer und Gerätewart 
Hans Ott sowie Bürosachbearbei­
terin Renate Hurler anwesend. 

Vor der fachlichen Unterwei­
sung erfolgte eine Information 
über den Aufbau und die Gliede­
rung des THW und seiner Orts­
verbände_ Sack hat eine neue ln­
fo-Mappe erstellt, in der alle für 
die Verwaltung wissenswerten 
und erforderlichen Unterlagen 
eingeordnet sind. 

Behandelt wurden nach einem 
Aufgabenkatalog für Verwaltungs­
helfer alle Weisungen und Richt­
linien, insbesondere für die "Ver­
waltung des Helferbestands", ge­
mäß Rundschreiben Nr_ 50182. 
Ebenso wurden die Teilnehmer 
über die Stärken und Gliederun­
gen ihrer Ortsverbände infor­
miert, da diese für die Bearbei­
tung vieler Vorgänge als Grundla­
gen dienen. Weitere Themen wa-
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ren die Lehrgangsbewirtschaf­
tung, Verwaltung der Handvor­
schüsse, Zahlung von Fahrgeldern 
und Öffentlichkeitsarbeit in den 
Ortsverbänden. 

Zum Abschluß der Veranstal­
tung, dankte Sack allen Teilneh­
mern für die gute Zusammenar­
beit. Den Verwaltungshelfern Jo­
sef Schönwetter, Wolfgang Köhler 
aus Eichställ, Roland Gebauer 
aus Neuburg sowie Gerhard 00-
bel, Helmut Stöcklein und Walter 
Steinig überreichte der Ge­
schäftsführer ein Erinnerungsge­
schenk für langjährige Mitarbeit. 

A. Sch. 

Ziegeleikamin 
gesprengt 

Traunreut. Große Freude 
herrschte bei den Sprengberech­
tigten, als dem THW die Spren­
gung eines 30 m hohen Kamins 
angeboten wurde. 

In der Nähe von Kirchweidach 
war ein seit 34 Jahren nicht mehr 
in Betrieb stehender Ziegeleika­
min derart baufallig geworden, 
daß er eine Gefahr für die Umge­
bung darstellte. 

Die Vorbesichtigung ergab, 
daß in einer Entfernung von 17 
Metern ein Gebäude, in 20 Meter 
eine Bahnlinie und in 40 Meter 
Entfernung eine Trafostation wa­
ren, so daß erhöhte Anforderun­
gen an die Fallgenauigkeit sowie 
Absprachen mit der OBAG und 
der Deutschen Bundesbahn not­
wendig waren. 

Nach den notwendigen Vorar­
beiten wurde in neun Bohrlö­
chern Sprengstoff verteilt. Die 
Bausubstanz war so schlecht, daß 
auf die im THW übliche Fall­
schlitzmethode verzichtet werden 
mußte und dafür auf die Maul­
sprengung ausgewichen wurde. 

Exakt um 12.30 Uhr erfolgte 
die Sprengung. Bis auf 5 cm ge­
nau fiel der Kamin in die berech­
nete Richtung. 

THW informierte 
Polizei 

Dachau_ Zu einem Informa­
tionsabend lud der THW-OV Da­
chau Vertreter der Polizei und 
benachbarte THW-Ortsverbände 

ein. August Heitmeier und Georg 
Leitenstorfer, Kreis und- Ortsbe­
auftragte des THW Dachau, zeig­
ten Leitenden Polizeidirektor 
Reinhold Bauer und den gelade­
nen Dienstgruppenleitern die 
technische Ausrüstung und die 
Fahrzeuge des THW. 

Damit wurden notwendige In­
formationen mit Verantwortlichen 
der Polizeidienststellen ausge­
tauscht, die im entscheidenden 
Augenblick (etwa einer Unfallmel­
dung auf der Autobahn) wissen 
müssen, wo welche Mittel zur 
Verfügung stehen und wann diese 
vor Ort sein können. 

Die Gäste zeigten sich beein­
druckt von der technischen Viel­
falt der THW-Ausrüstung. Gleich­
zeitig aber wurde auch in den 
zusätzlichen Ausführungen der 
Vertreter des THW aus Starnberg 
und Fürstenfeldbruck die Ver­
schiedenartigkeit der Einsatzge­
biete der einzelnen THW-Ortsver­
bände klar. Je nach örtlichen Ver­
hältnisse leisten die Ortsverbän­
de ganz individuelle Hilfe auf ver­
schiedenen Gebieten, wie etwa 
Beleuchtung, Verkehrsrettung, 
Stromversorgung usw_ 

Polizeidirektor Bauer befür­
wortete solche Informationsaben­
de, insbesondere deshalb, weil 
dem Bürger in einer Notsituation 
nur dann optimal geholfen wer­
den kann, wenn die Polizei genau 
weiß, wo die nötige Hilfe am be­
sten zu bekommen ist. W.B. 

Die ganze Familie 
war dabei 

Ingolstadt. Drei Helfer des 
THW-OV Ingolstadt erreichten die 
Höchstzahl von hundert Punkten 
bei der Abschlußprüfung der 
Grundausbildung. Dies war für 
den Ortsverband Anlaß zu einer 
kleinen Feier. Ortsbeauftragter 
Albert Sandner lobte die drei 
Prüflinge Dieter Mnich, Ernst 
Münzhuber und Andreas Scheyda 
und bedankte sich auch bei den 
anderen Leistungsträgern des 
Ortsverbandes. 

Für besondere Verdienste 
wurde das Helferzeichen in Gold 
überreicht an: Helmut Stöcklein, 
Hans-Joachim Schweiger, Alois 
Schmidtner, Ollo Hauser und 
Gerd Schymala. Albert Sandner 
lud zu dieser Feier auch die Fami-

lienmitglieder der THW-Helfer 
mit ein und freute sich über de­
ren rege Beteiligung. 

Mit dieser Einladung verband 
er seinen Dank an die Ehefrauen 
und Kinder der THW-Helfer und 
betonte, daß dies ein kleiner Aus­
gleich sein sollte für die oft mal i­
ge Trennung von ihren engagier­
ten Männern und Vätern, die 
einen Großteil ihrer Freizeit für 
das THW-Ingolstadt verwenden. 

Besonders hob er die Verdien­
ste des Verwaltungshelfers Hel­
mut Stöcklein hervor, der seit 
nunmehr 14 Jahren aktiven Dienst 
leiste und manchen Sonntag im 
THW·Büro die Verwaltung auf 
dem laufenden hielt. A.S. 

Landwirt bei 
Holzarbeiten von 

Wurzelballen 
begraben 

Rosenheim_ Bei Holzarbeiten 
in einem Waldstück am Buchen­
hang wurde ein Landwirt von 
einer umgestürzten Baumwurzel 
überrollt und begraben. ·Nach 
zweistündigen Bergungsarbeiten 
konnte er nur noch tot von den 
Helfern geborgen werden. 

Der Landwirt wollte eine um­
gestürzte Fichte abschneKlen, die 
er Tage zuvor bereits schon bear­
beitet halle_ Als er den Baum­
stumpf mit der Motorsäge durch­
trennte, geriet der Wurzelballen 
plötzlich in Bewegung, kippte um 
und begrub den 65jährigen unter 
sich. 

Gegen 11.30 Uhr rückte die 
Freiwillige Feuerwehr Bad Wies­
see mit drei Fahrzeugen und 
zwanzig Helfern zur UnglückssteI­
le aus. Die Feuerwehr Tegernsee 
schloß sich mit zehn Mann und 
ihrem Rüstwagen an, aus Mies­
bach machte sich eine zwölfköpfi­
ge Mannschaft des THW mit zwei 
Fahrzeugen auf den Weg. 

Seilwinden und Greifzüge wur­
den eingesetzt sowie Rettungs­
schere und -spreizer. Ein Feuer­
wehrmann: "Die Bergungsarbei­
ten erwiesen sich als äußerst 
schwierig, weil wir nicht mit un­
seren Fahrzeugen an den Verun­
glÜCkten herankamen_ Der Boden 
war aufgeweicht, und wir mußten 
durch 60 Zentimeter dicken Mo­
rast laufen. loh 



Wameliensc J 
Boher Besuch im Warnamt IX 

Am 9. Februar 1988 besuchte der 
Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des tnnern, 
Carl-Dieter Spranger, das Warn­
amt IX. Antaß war die im vorigen 
Jahr durchgeführte Modernisie­
rung der Warnämter zur Erfas­
sung von Gefahren durch radioak­
tive Stoffe. 

An dem Besuch nahmen wei­
terhin Ministerialdirigent Dr. Ha­
niel vom Bayerischen Staatsmini­
strium des Innern, der Präsident 
des Bundesamtes fiir Zivilschutz, 
Dusch, und Vertreter der Liefer­
firmen für die Hard- und Software 
teil. Vom BZS referierte ORR Os­
senberg. 

Joachim 
Kneppenberg t 

Im 67. Lebensjahr verstarb der 
ehemalige Leiter des Warnamt I, 
DipL-lng. Joachim Kneppenberg. 
Der Verstorbene war seit t952 
dem Zivilschutz verbunden. Da­
mals wurde er mit 31 Jahren Hel­
fer des THW und fungierte dort 
zehn Jahre als Ausbildungsleiter 
des Fachdienstes Rohr-Gas­
Wasser. 

1960 erhielt er das THW-Hel­
ferzeichen in Gold. Zuletzt ats 
THW-Ortsbeauftragter für Det­
mold wurde Kneppenberg 1965 
THW-Landesbeauflragter in Ham­
burg. Dort wirkte er bis 1971 und 
erhielt dann die Leitung des 
Warnamtes I in Hohenwestedt bei 
Neumünster und damit die Ver­
antwortung für den Warndienst 
übertragen. 

Vor drei Jahren wurde Knep­
penberg in festlichem Rahmen im 
Kreis seiner Mitarbeiter und 
Freunde auf eigenen Wunsch in 
den Ruhestand entlassen. 

Der dänische Warndienst, mil 
dem Kneppenberg als Nachbar 
dienstlich zusammenarbeitete, 
hatte ihn bei dieser Gelegenheit 
besonders geehrt. Als erster 
deutscher Staatsbürger wurde er 
wegen seiner großen Verdienste 

Im Verlauf der Besichtigung 
brachte Staalssekrelär Spranger 
zum Ausdruck, wie wichtig ein 
aktiver Zivil- und Katastrophen­
schutz sei. Ereignisse im In- und 
Ausland z. B. Tschernobyl, Seve 
so, Bophai, Herborn, Basel wür 
den deutlich machen, wie nol 
wendig ein Schutz der Bevölke 
rung vor den Auswirkungen sol 
eher Katastrophen und Unglücke 
sei. In diesem Zusammenhang gä 
be es auch Überlegungen, in das 
vorhandene Meßsleliennetz Sen 
soren bzw. Meßfühler zu integrie 
ren, um auch chemische Schad 
storre in der Luft oder Giftgas 
feststellen zu können. GJ 

um die Zusammenarbeit mit dem 
dänischen Warndienst mit einer 
Medaille des dänischen Zivil 
schutzes ausgezeichnet. Zum 
gleichen Zeitpunkt erhielt er aus 
der Hand des Präsidenten des 
Deutschen Feuerwehrverbandes 
die deutsche Feuerwehrmedaille 
als Anerkennung seiner besonde 
ren Verdienste um die deutschen 
Feuerwehren. 

In seinem Ruhestand war 
Kneppenberg LandesbereIt 
schaftsführer des DRK in der 
Freien und Hansestadt Hamburg. 
In dieser Funktion war er um eine 
enge Zusammenarbeit mit dem 
THW, im besonderen mit den 
Landesverbänden Schieswig-Hol 
stein wie deren Orts- und Be· 
zirksverbänden, bemüht. 

Das Bundesamt für Zivilschutz, 
das THW, die ehemaligen Warn 
amts leiter und -kollegen, aber 
auch die aktiv für den Warndienst 
tätigen ehemaligen Kollegen, Mit 
arbeiter und Vorgesetzten trau 
ern um den Veriusl dieses Man 
nes. Sie alle werden Joachim 
Kneppenberg als Vorbild in Erin 
nerung behalten und ihm stets 
ein ehrendes Andenken bewah 
ren. Sein Fleiß, seine Einsatz 
und Hilfsbereitschaft, seine herz­
liche, einfühlsame Art im Umgang 
mit den Mitmenschen, seine Um­
sicht, seine Konlakfreudigkeit, 

Information Im Wanlaml (\ I); 
BZS Präsident Dusch, Wörnamlsmllal'beiler Frank, Ministenaldirigent Dr. 
Haniel, Reporterin der Lokall.eitung, Slaatssekretar Spranger, Oberregle­
nmgsrat Ossenberg (Foto; Jager) 

sein ausglelthendes Wl'M:~ n "ur 
den von seinen Kollegen ulld Vnr 
gesetzten hesonders ge>< halll 
und Immer Wieder he"orge 
hoben 

Langjährige 
Mitarbeit im 
Warndienst 

Drei ,erdienie ~IHdrlieller In 

besonderer Funktlun kunnten nllt 
Ablauf des Jahres 1987 allf Ihre 
20jähnge ununterbro('helle MHar 
beit IIn Warnd,enslwn" kllli,ken: 

Die Helfer Strauß lind lIerlog 
verpflichteten Sich IIn Mdl 1967 
für den Warnd,ensl 19i1l ",urden 
sie zu nebenherun" hen ~IHdfhel 
lern ernannl , enbprecliend den 
heutigen MltMheHern Hl beson 
derer Funkllon Sie slild lielde 111 

der ABC Gruppe als Alls~erlelel 

ter I der Schicht I I"" 11 elOge 
selzt. 

Helfer Fnlsrh ,erplll,hleie 
Sich Im Jum 1967 fur den Warn 
dienst Sein Sindium In Munchen 
führte ihn dann ,on 1969 lus 1974 
zum Warnami X 1971 "urde er 
dort nebenberuflirhe Krafl m der 
ABC-Auswertung und 151 Jel" Wle 
der beim Warnami IX als M,ldr 
beiler in besonderer Fllnkllon 
Auswerteleiler 2 der ABC Grup 
pe lälig. G J 

Egon Wenda 
verstorben 

Anl 27 Dezember 1987 ,ersWb 
du lanruahnge l.eHer der WO 
LeHmeßslelie 13, Egon Wenda, 
IIn Alter von 47 Jahren 

Wendd Indu"lnekdulmann, 
Irdt dm 24 Mal 1963 als lIelfer 111 

die WO I ellmeßslelie 13 elll Er 
wlilde 1970 Aus"'erteleller und 
uhernahm 1974 ,on seIOem ehe 
mallgen Schullehrer, Billma)er, 
die Leitung. Hier gab es also den 
1lI0glicherweise einmaligen Fall, 
daß eine Ausbildung 111 der Srhule 
und 10 der Lellmeßslelie 'on der 
seihen Person durchgefuhrl 
wurde 

Sen 1981 Ist die Lenmeßslelie 
10 elllern geschulzlen Bau unler 
gebrdchl Bei 11mbau, Ellizug und 
ArbeItsaufnahme entfallelen Sich 
Al.II,nal und Stellgken Egon Wen 
dds 10 besonderem Maße. Er ver 
sldnd es. seHle Helfer mn 
Teamgeist zu erfullen und an sich 
Zll binden Dies ISI um so hoher 
elliluschatzen, ",eil diese I.el 
slungen Irotz ellier langeren Er 
krankung biS zulellt vorbildlich 
erbrachl wurden 

Die Mnarbelter des Warndien 
sles "erden Egoll Wenda elO eh 
rendes Andenken hewahren 
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Bernd HoHmann, Abtei lungsleiler im DRK-Generalsekretarlat 

Die internationale Arbeit des 
Deutschen Roten Kreuzes 

Der Begriff ist Programm. Und 
das Programm setzt sich aus vie­
len Komponenten zusammen. 
Eine davon - sicher nicht die 
unwichtigste - ist die Katastr0-
phenhilfe. Doch unter der inter­
nationalen Arbeit des Deutschen 
Roten Kreuzes (DRK) ist mehr zu 
verstehen als z. B.: 
• Hilfsmaßnahmen in Not­
standsgebieten, bei Katastrophen 
und KonOikten 
• Zusammenarbeit bei Entwick­
tungsprojekten mit Schwesterge­
sellschaften 
• Beteiligung an Sitzungen und 
Beratungen der Organe des Inter­
nationalen Roten Kreuzes/Mitwir­
kung an der Weiterentwicklung 
des humanitären Völkerrechts 
• Begegnungen und Programme 
des Jugendrotkreuzes 
• Zusammenarbeit zwischen 
Rotkreuz- und Rothalbmond-Ge­
seilschaften in verschiedenen 
Aufgabengebieten 
• Verhandlungen mit Rotkreuz­
Gesellschaften in Ost- und Süd­
oste uropa in Fragen des Such­
dienstes und der Familienzusam­
menführung von Deutschen. 

Diese Arbeit ist eingebettet in 
die Gemeinschaft der zwischen­
zeitlich 145 anerkannten nationa­
len Rotkreuz-Gesellschaften, in 
die Beziehungen zu den Organen 
des Internationalen Roten Kreu­
zes, zum Internationalen Komitee 
vom Roten Kreuz, zu der LIGA der 
Rotkreuz- und Rothalbmond·Ge­
seilschaften sowie in die Be­
schlüsse von internationalen Rot­
kreuz-Konferenzen. 

In ihrer Gesamtheit bedeutet 
und beinhaltet sie Tatigkeit und 
Wirken des Deutschen Roten 
Kreuzes über die Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland 
hinaus. 
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I. Einflüsse und 
Entwicklungen 

Konflikte und BUrgerlcriege 

Die Zahl der KonOikte, vor al­
lem der der Bürgerkriege und der 
inneren Unruhen, hat auch in den 
letzten Jahren nicht abgenom­
men. Allein nach dem Zweiten 
Weltkrieg haben etwa 170 KonOik­
te verschiedenster Kategorien, 
davon 136 innerstaatliche Kriege, 
stattgefunden. Viele von diesen 
fordern auch heute täglich ihre 
Opfer. Die Appelle des Interna­
tionalen Komitees vom Roten 
Kreuz (I KRK) , in diesen Bürger­
kriegen und KonOikten zuminde­
stens minimale Grundregeln des 
humanitären Völkerrechts ' anzu­
wenden, verhallen vielfach unge­
hört und bleiben scheinbar ohne 
jede Wirkung. 

Es hat beispietsweise fast sie­
ben Jahre gedauert, bis das IKRK 
endlich die Genehmigung erhielt, 
in Afghanistan selbst seine Dien­
ste für die betroffene Zivilbevöl­
kerung und für politische Gefan­
gene aufzunehmen und mit medi­
zinischen Betreuungsmaßnahmen 
beginnen zu dürfen. Damit ist ein 
ebenso wichtiger, wie schwieri­
ger Anfang getan; aber jederleit 
kann es geschehen, daß die Ar­
beit plötzlich unterbrochen oder 
gar beendet werden muß. 

Der Iran und der Irak, die seit 
1980 einen schrecklichen Krieg 
mit unvorstellbaren Menschen­
verlusten untereinander führen, 
sind beide Unterleichnerstaaten 
der Genfer Abkommen von 1949. 
Das IKRK, das auch hier seit Jah­
ren vom DRK unterstützt wird, 
bemüht sich verlWeifelt und bis­
her vergeblich, Zugang zu allen 

Kriegsgefangenen und Opfern zu 
erhalten sowie alle politischen 
Gefangenen besuchen zu dürfen. 

Naturkatastrophen 

Die Zahl der Katastrophen hat 
in den letzten 20 Jahren einen 
starken Anstieg erfahren. Über­
schwemmungen und Dürreperio­
den sind Hauptursachen für Kata­
strophen. 

Bei Katastrophen, die etwa von 
Erdbeben oder Überschwemmun­
gen ausgelöst werden, verschlim­
mert unkluges menschliches Ver­
halten die Auswirkungen. Es ist 
kein Zufall, daß Katastrophen be­
sonders nachteilige Folgen in den 
unterentwickelten Ländern zeigen 
und die Wohngebiete der Armen 
besonders anfällig sind. Verglei­
chende Untersuchungen belegen, 
daß auf 3000 Opfer pro Katastro­
phe in Ländern mit niedrigem 
Einkommen "nur" 500 Opfer in 
Ländern mit einer hohen Einkorn­
mensstruktur CIItfalien. 

Drei Merkmale kennzeichnen 
im wesentlichen die Ursachen, 
die in Entwicklungsländern Kata­
strophenprozesse auslösen : 
• die menschliche Anfälligkeit 
als Folge von Armut, 
• Umweltzerstörung durch man­
gelhafte Bodennutzung, Land­
flucht (Gigantenstädte), Ver­
schmutzung 
• hohes Bevölkerungswachs-
tum, besonders bei den Armen. 

Jüngste Zahlen des Weltkin­
derhilfswerks UNICEF belegen, 
daß etwa 14,5 Millionen Kinder 
jährlich unter fünf Jahren ster­
ben, davon etwa fünf Millionen an 
Dehydration, verursacht durch 

Diarrhbe, also Durchfallerkran­
kung, die bedingt ist durch unhy· 
gienische Lebensbedingungen 
und fehlendes sauberes Trink­
wasser. In Afghanistan hat nur 
eins von drei Kindern die statisti­
sche Chance, das Lebensalter von 
fünf Jahren zu erreichen, in Mo­
sambik ist es eins von vier. Die 
Chancen für ein Kind in den Nie­
derlanden, in Schweden und in 
der Bundesrepublik Deutschland 
liegen 30 bis 40 mal höher. Ein 
Mitarbeiter des Internationalen 
Roten Kreuzes hat in diesem Zu­
sammenhang einmal fonnuliert: 

"In den schrecklichen beiden 
letzten Dürre· und Hungerjahren 
in Afrika starben weit mehr Kin­
der an den ,versteckten Katastro­
phen' als durch die Hungersitua­
tion, die die Schlagzeilen der Me­
dien beherrschte. Es macht we­
nig Sinn, wenn wir bei unserer 
Tatigkeit nach Katastrophen und 
Entwicklungshilfe unterscheiden. 
Im allgemeinen leiden die jeweili­
gen Zielgruppen unter den glei­
chen Krankheiten. Für einen Au­
genblick wird eine ohnehin 
schlimme Situation einfach noch 
schlimmer. Unglücklicherweise 
erweist es sich als wesenUich 
einfacher, für ein einzelnes Kind 
Spenden zu erhalten, das wäh­
rend einer Hungerkatastrophe zu 
sterben droht, als für einige Hun­
dert Kinder, die davon bedroht 
sind, an den Folgen von Diarrhöe 
zu sterben. Es ist wesentlich ein­
facher, auf den Anblick eines Kin­
des zu reagieren, das an Polio 
erkrankt ist, als auf Hunderte von 
bisher gesunden Kindern, die in 
der Gefahr schweben, eine Be­
hinderung zu erleiden, weil sie 
nicht gegen Polio geimpft 
wurden." 



Andere Faktoren 

Aber nicht nur Entwicklungen 
und Herausforderungen, Erschei­
nungsbilder von Not und Notstän­
den, die in politischem, wirt­
schaftlichem oder gesundheitspo­
litischem Bereich liegen, beein­
flussen und prägen die internatio­
nale Arbeit. Es gibt darüber hin­
aus Faktoren, von denen die in­
ternationale Arbeit des Deut­
schen Roten Kreuzes mitbe­
stimmt wird, die sich verändert 
haben und begleiten werden. 

So sind in den letzten Jahren 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land zunehmend Neugründungen 
von Hilfsorganisationen zu ver­
zeichnen, die sich 'in legitimer 
Weise den Anliegen der Katastro­
phen- und Entwicklungshilfe an­
nehmen und natürlich zur Finan­
zierung ihrer Arbeit und Organi­
sation zu Spenden aufrufen_ Hier 
entsteht - verstärkt durch inter­
nationale Hilfsorganisationen, die 
ihren Hauptsitz im Ausland haben 
und den "Spendenmarkt Bundes­
republik Deutschland" als günsti­
gen Markt betrachten - eine stän­
dig wachsende KonkurrenzsItua­
tion. Dies wird sich zwangsläufig 
noch mehr auf die Verteilung des 
Spendenaufkommens für Zwecke 
der Auslandsarbeit auswirken_ 
Darauf muß sich das DRK schon 
heute einstellen. Um so größere 
Bedeutung muß dem Stellenwert 

Der Aufbau eines Gesundheitsdienstes In den Entwicklungsländern zählt zu 
den Aufgaben des Roten Kreuzes. (Folo: Sen) 

der Darstellung der eigenen Ar­
beit im Bereich der Medien, der 
Öffentlichkeit und im eigenen 
Verband eingeräumt werden. 

Die Medien haben sich immer 
wieder und besonders zu be­
stimmten Ereignissen in dankens­
und unterstützenswerter Weise 
der Darstellung der internationa­
len Aufgaben angenommen. Spek­
takuläre Berichterstattungen ge­
rade bei Naturkatastrophen führ­
ten in der Regel zu hohen Spen­
denaufkommen. Dagegen erzeu­
gen Berichterstattungen über so­
genannte "schleichende und ver-

Bundesminister Dr. Zimmermann 
würdigt Arbeit des Roten Kreuzes 

Bundeninnenminister Dr. Friednch Zimmermann sandte dem 
Präsidenten des Deutschen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu Sayn­
Wittgenstein, an läßlich des 125-jährigen Bestehens des Roten 
Kreuzes nachstehendes Glückwunschschreiben: 

"Zum 125-jährigen Bestehen des Roten Kreuzes möchte ich 
Ihnen und dem Deutschen Roten Kreuz ganz herzlich gratulieren 
und Ihnen einen erfolgreichen Verlauf des Weltrotkreuztages am 
8. Mai 1988 wünschen. Diese Wünsche möchte ich Ihnen auch in 
Ihrer Eigenschaft als Mitglied der ständigen Kommission und 
damit als Sachwalter der Internationalen Rot-Kreuz-Konferenz 
sowie für das Internationale Komitee vom Roten Kreuz und die 
Liga der Rotkreuz- und RothalbDlondgeselischaften übermitteln .. 

Dem Roten Kreuz gebührt Dank und Anerkennung dafür, daß es 
früher wie heute Herausragendes für Menschen leistet, die sich 
in Not befinden. • 

Besonders hervorheben möchte ich die vielfiiltigen humanitä­
ren Initiativen im ln- und Ausland, die seitens des Deutschen 
Roten Kreuzes ergriffen werden und die seine Bedeutung in 
unserem Gemeinwesen so deutlich sichtbar werden lassen. Ihnen 
sei ebenso wie dem Deutschen Roten Kreuz insgesamt für die 
Arbeit im Dienste der Humanität besonderen Dank gesagt." 

steckte" Katastrophen und über 
Konfliktsituationen - sofern über­
haupt darüber berichtet und ein 
Spendenaufruf damit verbunden 
wird - eine erfahrungsgemäß ge­
ringe Resonanz. 

Dennoch müssen Hilfspro-
gramme weiter finanziert werden, 
muß auch den Opfern von Kata­
strophen und Konflikten geholfen 
werden, ohne daß Spenden aus 
der Bevölkerung erwartet werden 
dürfen. Trotz erhöhter Inan­
spruchnahme von Zuwendungen, 
teils der . Bundesregierung und 
der Europäischen Gemeinschaft, 
müssen die nötigen Komplemen­
tärmittel aufgebracht werden. 
"Dauer"katastrophen erfordern 
eine solide und dauerhafte Finan­
zierungsgrundlage, die häufig 
nicht oder nur mit unzureichen­
den finanziellen Mitteln vorhan­
den ist. 

Dies erfordert eine noch sorg­
faltigere, über den Tag hinausge­
hende Finanzplanung mit den vor­
handenen verfügbaren Mitteln 
einschließlich der Ausschöpfung 
von Möglichkeiten der Fremdfi­
nanzierung. 

11. Problemkreise 

Das bisher Gesagte weist auf 
drei Problemkreise - bessere 
zentrale Aufgaben und Herausfor­
derungen - hin, die zukünftig die 
internationale Arbeit des Deut­
schen Roten Kreuzes wesentlich 
bestimmen werden, und die hier 
in Umrissen dargestellt werden 
sollen. 

Anwendung des hurnanitllretl 
Völkerredtts 

Es bleibt eine Frage von her­
ausragender Bedeutung, ob es 
dem gemeinsamen Bemühen im 
Internationalen Roten Kreuz un­
ter der führenden Rolle des In­
ternationalen Komitees vom Ro­
ten Kreuz (IKRK) gelingen wird, 
der Anwendung des geltenden hu­
manitären Völkerrechts sowie der 
Zusatzprotokolle zu den Genfer 
Abkommen in Konflikten und Bür­
gerkriegen endlich praktische und 
umfassende Geltung im Sinne der 
Bitte für die Opfer zu verschaf­
fen. Dies setzt voraus, daß in den 
Staaten, in denen die genannten 
Zusatzprotokolle zu den Genfer 
Abkommen noch nicht ratifiziert 
sind, dies unverzüglich gesche­
hen muß. So ist beispielsweise 
die zweifelnde Frage zu stellen, 
ob das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz mit Unterstüt­
zung von nationalen Rotkreuz-Ge­
seilschaften, auch des DRK, sei­
ne Tatigkeit in Afghanistan fort­
setzen und ausbauen kann. 

Wird das IKRK in Südafrika, 
das dort seit einem Jahr, durch 
das DRK mit Personal und Mate­
rial unterstützt, seine Tätigkeit 
zum Aufbau von "Erste-Hilfe-Sta­
tionen" in Gebieten, in denen die 
schwarze Mehrheitsbevölkerung 
wohnt, ungehindert fortsetzen 
können? Wird es ebenso in vielen 
Staaten freien Zugang auch zu 
den politischen Gefangenen er­
halten, die noch nicht rechtskräf­
tig verurteilt sind? 

Die Zukunft und Wirksamkeit 
des humanitären Völkerrechts, 
dessen Entwicklung und Verbrei­
tung wird entscheidend davon ab­
hängen, ob es eine Wunschvor­
stellung bleibt, bei sogenannten 
nicht-internationalen Konflikten 
einen Mindestschutz für die Op­
fer zu gewährleisten. Es bleibt 
auch weiterhin Aufgabe und Ver­
pflichtung des DRK, darauf uner­
müdlich, behutsam, mahnend und 
fordernd hinzu\\irken und dem 
IKRK jedwede geeignete Form 
(rot-kreuz)-politischer und mora­
lisch-psychologischer Unterstüt­
zung zu gewähren. 

Einheit des Roten Kreuzes 

Von ebensolcher Bedeutung ist 
der Gesichtspunkt der Erhaltung 
der Einheit des Roten Kreuzes im 

1 ZS-MAGAZIN 4'881 49 



Hinblick auf die Anwendung und 
Interpretation seiner sieben 
Grundsätze, seiner Statuten und 
der Beschlüsse von internationa­
len Rotkreuz·Konferenzen und 
damit der Aufrechterhaltung sei· 
ner Gestaltungs und Wirkungs· 
möglichkeiten. 145 nationale Rot· 
kreuz·Geselischaften sind gegen· 
wärtig anerkannt. Sie besitzen 
einen unterschiedlichen Entwick· 
lungsstand, sie gehören unter 
schiedlichen politischen Syste· 
men, Sprach und Religions· und 
anderer Kreise an. 

Troll aller Unterschiede ist es 
bisher gelungen, die Bewegung 
vom Roten Kreuz und Roten Halb· 
mond unter dem Dach der Grund· 
sälle und der gemeinsamen Ziele 
und Aufgaben zusammenzuhalten. 
Vorrangiges Ziel aller Rotkreuz· 
Politik im internationalen Roten 
Kreuz und damit auch des DRK 
muS es sein, die Politisierung der 
Rotkreuz Bewegung zu verhin 
dern, Abspaltungen, Diskriminie· 
rungen bis hin zum möglichen 
AusschluS von einzelnen Gesell· 
schaften vermeiden zu helfen. 

Eine Politisierung würde dazu 
führen, daS Hilfe nicht mehr nach 
dem Grundsall der Neutralität, 
unabhängig von Rasse, Religion 
und Geschlecht und den Ursa· 
ehen der Not geleistet werden 
kann, sondern von politischen 
Zielen und politischer Willkür be· 
stimmt wird. Opfer derartiger 
Auseinande,,;etzungen wären 
dann Wie Immer die Schutz· und 
Wehrlosen. Bei der letzten, der 
't:IN. Internationalen Rotkreuz· 
Konferenz 1986 in Genf sind in 
dieser Hinsicht düstere Zeichen 
gesetzt worden. 

Für die nächste Internationale 
Rotkreuz Konferenz, die voraus· 
sichtlich 1991 in Cartagena in Ko· 
lumbien stattfinden soll, werden 
alle Anstrengungen, auch die des 
Deutschen Roten Kreuzes, darauf 
ausgerichtet sein müssen, daß 
sich derartige, die Bewegung er· 
schütternde Vorgänge, nicht wie· 
derholen und die Einheit der Be· 
wegung, der Grundsätze und des 
Handeins im Internationalen Ro· 
ten Kreuz erhalten bleibt. 

btwidd""" VOll jungen 
lotIuevz-Gesellschaften 

Der dritte Problemkreis be· 
trifft die Frage, ob es in solida· 
rischer gegenseitiger Hilfever· 
pnichtung möglich sein wird, jun· 
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ge wenig entWlckrltr Rotkreuz 
Gesellschaftil so zu Ilntrrstutzen 
und zu fördern, daß sie mit Ihren 
fatlgkeiten zugunstrn der eige 
nen Bevölkerung in dir Lage ver· 
setzt werden, selbst wirksam et· 
was zur Verbesserung drr eie · 
mentaren Lebensbedingungen 
der Menschen in ihrem Lande 
beizutragen. 

Schon der "Tansley Bericht" 
des Internationalen Roten Kreu 
zes von 1975 über dlP Neubewer 
tung der Rolle des Rotrn Kreuzes 
stellt hinsirhllich der Entwicklung 
nationaler RotkreuzGeselischaf 
ten fest, daß häufig klare Zielvor 
stellungen für die ganze Gesell 
schaft fehlen, daS sie durch die 
Regierung kontrolliert und be 
herrscht werden und daS das 
Verständnis für Rotkrruz·Prinzi· 
pien, · funktionen und ·strukturen 
fehlt. 

Es muS jedoch In Erinnerung 
gerufen werden, daß die Entwick 
lungshilfe als Aufgabenfeld des 
Roten Kreuzes bereits 1963 auf 
der Ebenr des Intrrnationalen 
Roten Kreuzes verabschledrt 
worden ist. Das Ziel derartiger 
Entwicklungsprogramme zur För 
derung unterentwickelter Rot 
kreuz·Geselischaften ist auch 
heute unverandert. Es lautet: "Es 
ist die Grundung neurr nationaler 
Gesellschaften in den I.ändern, in 
denen sir noch nicht bestehen, 
anzuregen und zu unterstützen 
und die ,ahigkelt drr nationalen 
Gesellschaften, humamtäre Ar· 
beit durchzuführen, zu stärken ." 

Wird es grlingen, auch mit der 
Hilfe des Deutschen Roten Kreu· 
zes jungen Rotkreuz·Geselischaf 
ten zu einem klaren Tätigkeits· 
und Aufgabenprofil zu verhelfen? 
Kann dies insbesondere in den 
Gebieten getan werden, die ats 
krisen· und konfliktgefährdet gel· 
ten? Wird es möglich sein, Rot 
Kreuz·Geselischaften In einigen 
Landern In partnerschaftlichem 
Dialog davon zu überzeugen, daß 
das Wesen der Tätigkeit einer 
Rotkreuz·Geselischaft für ihr 
Land und dir Menschen nicht dar· 
in besteht, daß diese über eine 
Satzung, einen Präsidenten, 
einen Generalsekretär, ein Buro 
und ein Telefon sowie den 
Wunsch verfügt, ein baldmög 
liehst großes Verwaltungsgebäu· 
de zu erhalten? Gibt es Chancen , 
solchen Rotkreuz Gesellschaften 
auf Dauer solide Finanzierungs 

grundlagen entWickeln zu helfen, 
so daS sie selbst In der Lage 
Sind, unabhanglg von fremdrr Hil 
fe Tätigkeiten für die Revolkerung 
ihres eigenen Landes durchzu 
fuhren? 

Daher wird und muß auch der 
EntwIcklungszusammenarbeit des 
Deutschen Roten Kreuzes mit 
Jungen nallonalen Rotkreuz·Ge 
seilschaften in den nächsten Jah 
rrn noch mehr verstarkte Bedeu 
tung zukommen mussen • 

111. Thesen und 
Empfehlungen 

Die heschnebenen Prohlem 
krrlse und Zielvorstellungen ste 
hen Im engen Zusammenhang mit 
dem Inhalt von Programmen und 
Maßnahmrn, dir für das DRK ge 
genwärtlg eXIStieren und deren 
Ziele fur die nachsten Jahre the 
senartIg und mit rimgen Empfeh 
lungen zu formuhrren sind 

Zusammenorlleit mit dem 
IKIK 

Oie enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit und Untrrstüt 
zung des IKRK, sowohl materiell 
wie personell aber auch politisch 
moralisch. Wird auch l'iellerhin 
unverzlchtbarer Bestandteil der 
internationalen Rotkrruz Politik 
des DRK hlelhen Nur wenn es 
gelingt. die IInverbruchlichkeit 
der eutralitat des IKRK und sei· 
ner Glaubwilrdlgkeit in Krisen 
und Konfliktgehieten zu erhalten, 
sOWie das MIßtrauen der krieg 
fuhrenden Parteien gegenuber 
dem Roten Kreuz zu uberwlnden, 
hestehl uberhaupt eine Chance, 
Zugang zu den Opfern dieser Aus· 
elnandersetzungen zu erhalten. 
Keine ander~ OrRanisatlon auf 
der Welt 1St von Ihrem Ursprung, 
Wesen und Auftrag hierzu mehr 
legitimiert als das Rote Kreuz. 

ZurKataskophe~vorbeugung 

Die B~kampfung von lIunger 
und Armut darf sich mcht auf das 
Mittel ein~r relilen Nahrungsmll 
te'versorgung Im Katastrophenfall 
b~schrank~n . Wahrend der gro 
Sen Hungerkatastrophe 1985 in 
Athloplen sagte ein Mitarbeiter 
d~s AthioplSchen Roten Kreuzes 
auf die Frage, welche Maßnah 
men er fur geeignet halte, den 
Hunger auf lange Sicht zu be 

kampfen "Wir mussen die notlei· 
denden Menschen langfnsllg in 
die Lage versetzen. sich selbst 
helfen zu ~onnen Es genugt mcht 
allem. den Mensrhen Sacke voll 
Reis, Mehl oder Milchpulver zu 
geben, danllt 1St das Problem 
nicht behoben .. 

Daher hat da.\ DRK schon 1985 
mll emem Katastrophenverh"· 
tungsprogramm 111 enger Zusam· 
menarbeit mll dem ÄthIOpischen 
Roten Kreuz. dem SchwedISchen 
und Japamschen Roten Kreuz so 
Wie der I.iga der RotkreuzGesell· 
schaften begonll~n . das Aurror 
stungsprogramm der land lichen 
Entwicklung, Rewasserungspro· 
gramme und B.lsisgesundheits· 
dienstes umfaSt. 

Auch an diesem Beispiel zeigt 
Sich, daß die strenge Trennung 
der Beg"ffe Katastrophenhilfe 
und Entwicklungshilfe nicht län· 
ger aufrecht zu erhalt~n ist. Die 
"Grenzen ZWIschen beiden sind 
langst fließend geworden. Bel der 
Planung und Durchführung von 
HIlfsmaßnahmen m Entwicklungs· 
ländern, die von (Dauer )Kata 
strophen betroffen sind, muß 
hinsichtlich der Inhaltlichen Ziele 
starker als bisher die Prohlematik 
des Zusammenhangs ZWischen 
kurlfnstig notwendigen lIilfelei· 
stungen und solchen, die langfri 
sllg Wirkende Ursachen beseiti 
gen, heruckSlchtlgt werden . 

Langst 1St dieser Gedanke in 
ORK Hilfen emgeflossen, so in 
Bangladesh narh der Uber· 
schwemmungskatastrophe von 
Pfingsten 1985, lIach den ersten 
Hilfsmaßnahmen wurde ein Kata 
strophenschutz Programm durch 
den Bau von SChutzeinrichtungen 
in gefährdeten Küstenregionen 
erfolgrelrh hegonnen. 

Oies gilt ebenso für emen m 
den letzten Jahren in Pakistan im 
Grenzgebiet durchgeführten Auf· 
hau emes BaSJsgesundheitspro· 
gramms. Dieses hat zum Ziel, den 
dörflichen G~sundheitsdlenst so 
wohl zugunsten der Fillchtlinge 
aus Afghamstan Wie auch der ein· 
heimISchen Bevölkerung verbes· 
sern zu helfen 

Zur SafarthiHe 

Die Soforthilfe ist seil vielen 
Jahren Marken und Gütezeichen 
der DRK Auslandshilfe. Wesen 
und Inhalt haben Sich jedoch m 
Teilbereichen verändert. Dies 
hangt nicht nur mll der notwendi· 



gen Überbrückung von Raum und 
Zeit bei Katastrophen über Konti­
nente zusammen. So kann bei­
spie lsw~ise ein Sanitätseinsatz 
aus der Bundesrepublik Deutsch­
land in der Regel schon wegen 
des Zeitraums vom Erhalt der 
Meldung der Katastrophe bis zur 
Entsendung von Personal und 
Hilfsgütern nicht wirksam statt­
finden. 

Soforthilfen im Ausland sind 
nur dann effizient, wenn es ge­
lingt, unter möglichst rascher 
Überbrückung von Raum und Zeit 
den Opfern einer Katastrophe 
Überlebenshilfe zu gewähren und 
ihre Leiden zu lindern; ihrem We­
sen als Soforthilfe nach ist sie 
daher in der Regel auf kurze Dau­
er und befristet angelegt. Häufig 
ist wirksame Hilfe aus dem weit 
entfernten Ausland während der 
ersten 48 Stunden nach dem Aus­
bruch einer Katastrophe prak­
tisch nicht möglich und wenig 
sinnvoll. Daher gewinnt Hilfe aus 
dem Ausland für die Zeit nach der 
ersten Hilfsphase immer größere 
Bedeutung; beispielsweise dann, 
wenn es gi lt, obdachlos seworde­
nen Menschen ein dauerhaftes 
sicheres Überleben, ein Dach 
über dem Kopf zu geben und ihre 
beruniche Existenz aufzubauen. 
Selbstverständlich muß dies zur 
Folge haben, daß in der Regel nur 
ein geringer Teil der Spendengel­
der, die bei derartig spektakulä­
ren Katastrophen nießen, sach­
gerecht für die Soforthilfe und 
Maßnahmen der ersten Stunden 
ausgegeben werden kann. Auch 
aus diesem Grunde haben alle 
Maßnahmen der Soforthilfe stets 
die Aspekte einer längerfristig zu 
planenden und wirkenden Hilfe zu 
berücksichtigen. 

Ebenso hat sich das Anforde­
rungsprofil für den Helfer im Ein­
satz geändert. Das Bild des Aus­
landshelfers, des Arztes, der 
Krankenschwester, des Rettungs­
sanitäters, des Helfers mit der 
Sanitätstasche, die nach einer Ka­
tastrophe aus Europa in das Kata­
strophengebiet eingeflogen wer­
den, wird mehr und mehr der 
Vergangenheit angehören. Schon 
heute sind bei reinen Katastro­
pheneinsätzen die Einsatzanfor­
derungen darauf ausgerichtet, 
qualifizierte Fachleute einzuset­
zen. Techniker, Logistiker, Fern­
meldeexperten, Ernährungsspe­
zialisten, Suchdienstexperten, 
Experten des Gesundheitswe-

sens, Bergungsfachleute - also 
hochqualifiziertes Personal mit 
Spezialwissen - wird benötigt, 
wenn die nötigen personellen 
Ressourcen in dem betreffenden 
Land oder in der Region ebenso­
wenig vorhanden sind wie die 
gleichfalls erforderlichen hoch­
wertigen technischen Hilfsmittel, 
Transport- und Logistikdienste. 

Zur EntwicIdungszusammen­
arlleit 

Der 'Entwicklungszusammenar­
beit mit jungen nationalen Rot­
kreuz-Gesellschaften in der soge­
nannten Dritten Welt wird in den 
nächsten Jahren verstärkte Be­
deutung zukommen. Die Ziele der 
Entwicklungshilfe und -zusam­
menarbeit des Deutschen Roten 
Kreuzes sind auf der Grundlage 
von Beschlüssen im Internationa­
len Roten Kreuz eindeutig defi­
niert. 

Diese Definition lautet: Die 
Entwicklungshilfe des Deutschen 
Roten Kreuzes hat zum Ziel, den 
Aufbau und die Tätigkeit von Rot­
kreuz-Gesellschaften in Entwick­
lungsländern zu fördern. Sie 
strebt die Schaffung von lei­
stungsfahigen, unabhängigen und 
selbständig arbeitenden nationa­
len Rotkreuz-Organisationen an, 
die durch Ausübung viel faltiger 
Rotkreuz-Dienste zur Verbesse­
rung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung ihres Landes beitra­
gen sollen. 

Damit sind auch gleichzeitig 
die Inhalte der Entwicklungshilfe 
des Roten Kreuzes bestimmt. Sie 
beziehen sich beispielsweise auf 
die Erste-Hilfe-Ausbildung, auf 
die Entwicklung von Blutspende­
diensten, des Katastrophenschut­
zes und der Katastrophenvorbeu­
gung, auf die Verbreitung der 
Genfer Abkommen, auf die För­
derung von Basisgesundheits­
diensten, den Aufbau der Jugend­
organisation im Roten Kreuz und 
vieler Aufgaben und Tätigkeiten 
mehr, die bedürfnis- und zielo­
rientiert in dem betrerrenden 
Land und bei der jeweiligen Rot-. 
kreuz-Gesellschaft verwirklicht 
werden sollen. 

Das DRK hat viele dieser Pro­
gramme mit Schwestergesell­
schaften begonnen und gestaltet 
sie weiter. Dazu wird ein langfri­
stiger Atem benötigt, auch hin­
sichtlich der Finanzierung. In 
kurzfristigen Zeiträumen Entwick-

-

lungen zu erwarten, wäre falsch 
und wenig wirklichkeitsnah . Dies 
betrifft insbesondere die Frage 
der finanziellen Unabhängigkeit 
und selbständigen Entwicklung 
der Partnergesellschaften des 
DRK. Dies haben die - im ganzen 
guten - Erfahrungen zur Förde­
rung von jungen Rotkreuz-Gesell­
schaften, sei es in Westafrika, in 
Togo, Benin, Sen'egal, in Nord­
afrika oder in Asien, in Sri Lanka, 
Pakistan aber auch in Lateiname­
rika gezeigt. 

Der Übernahme von Kleinpro­
jekten und Patenschaften durch 
DRK-Landes- und Kreisverbände 
kommt dabei eine wichtige unter­
stützende Funktion zu. Dabei ist 
auch, aber nicht vorrangig, der 
finanzielle Aspekt dieser Beiträge 
wichtig, er ist jedoch keinesfalls 
Ziel der Herstellung solcher Ver­
bindungen. Das DRK will mit oie­
ser Hilfe Kontinuität, Verläßlich­
keit und dauerhafte Bindungen 
zwischen gleichberechtigten Part-

nern erreichen. Innerhalb der 
eigenen Organisation soll da­
durch ein größeres Verständnis 
für die Probleme und Fragen der 
sogenannten Dritten Welt wach­
sen. Junge Menschen und Ziel­
gruppen, die sonst nicht erreicht 
würden, werden in die Rotkreuz­
Arbeit eingebunden, deren Wir­
ken auch für nationale Aufgaben 
von Bedeutung ist. 

Besonde(es Augenmerk wird 
das DRK wie bisher schwerpunkt­
mäßig auf die Verbesserung der 
Gesundheitsvorsorge und des Ge­
sundheitswesens in den Entwick­
lungsländern legen müssen. So 
ist beispielsweise im Internatio­
nalen Roten Kreuz gemeinsam 
mit dem Weltkinderhilfswerk 
(UNICEF) ein Programm gegen 
Kindersterblichkeit "Cbild-Alive" 
entwickelt worden, zu dem auch 
oas DRK bereits beiträgt und zu­
künftig im Rahmen internationa­
ler Gesundheitsprogramme wei­
ter beitragen sollte. 

Stellenausschreibung 
Der ORK-Ortsverein Jülich sucht einen flexiblen, be­
lastbaren 

RmuNGSSANITÄRR 

der befähigt ist, folgende Zusatzaufgaben zu über­
nehmen: 
in der Rettungsdienstleitung: 
- Ausbildung von RSIRH im RW-Pi-aktikum; 
- Fortbildung von RS; 
- Verwaltungsarbeiten im Rahmen der Aus- und Fort-
bildung; 
- Mitwirkung im Einsatzführungsdienst 

in der Geschäftsstelle: 
- Bearbeitung aller Zivildienstangelegenheiten; 
- allg. Verwaltungsaufgaben 

Voraussetzungen: 
- abgeschl. Berufsausbildung; 
- abgeschl. RS-Ausbildung (520 Std.) mit Fortbildungs-
nachweis; 
- gültige Lehrscheine "Erste Hilfe", "Sanitätsdienst", 
"Rettungsdienst"; 
- Führungsausbildung; 
- Führerschein zur FahrgastbefOrderung 

Probezeit 6 Monate. Oie Vergütung erfolgt nach 
Verg.Gr. VII mit Aufstiegsmöglichkeit nach Vlb. 

Aussagefähige Bewerbungen ricbten Sie bitte an: 

Deutsches Rotes Kreuz 
Ortsverein Jülich e. V. 
An der Promenade I 
5170 Jülich -
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 
100 Jahre ASB: 

Eine Hilfs- und WohHahrtsorganisation 
mit Tradition und Zukunft 

Martln Ehmer 

He" Ehmer, der ArlJeiler-Saman'­
ler-Bund blickl in diesem Jahr auf 
100 Jahre akliue Samarilerarbeil 
zurock. Wo lagen einst die 
Schwerpunkte des Verbandes, wo 
liegen sie heule? 
Martin Ebmer: Der Schwer­
punkt heißt Hilfe geben und zur 
Hilfe berahigen das war vor 
hundert Jahren so und hat sich 
auch heute nicht verändert. Dazu 
zählt unter anderem die Ausbil­
dung zur Hilfe und die direkte 
Hilfe in den verschiedensten For­
men: Die Versorgung und der 
Transport von Kranken und ver­
letzten Menschen. Hilfe bei 
GroßschadensereIgnissen und 
andere soziale Dienste. Neueren 
Datums sind beI uns Betreuungs­
und Beförderungsdienst von be­
hinderten Menschen, verstärkte 
Auslands- und Katastrophenhilfe 
sowie Übergangshilfe (als 
Schwelle zur Entwicklungshilfe, 
offene, teil- und stationäre A1ten­
und Behindertenhilfe, Beratungs­
angebote und verstärkt soziale 
Dienste. Außerdem versuchen 
wir, auf politische und gesetzge­
berische Maßnahmen rechtzeitig 
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Interview mit dem Bundesvorsitzenden des ASB, 
Martin Ehmer 

Einnuß zu nehmen, früher wie 
heute. 

Gesel/schafl, Lebensfonnen und 
WertlJOrslel/ungen haben sich in 
den leWen 100 Jahren slark uer­
ändert. Inwiefem ueränderl sich 
damil auch eine Organisalion wie 
derASB? 
Martin Ehmer: Sie paßt sich 
dort, wo es notwendig ist, den 
Gegebenheiten an. Aus einer 
Selbsthilfeidee ist der ASB ent­
standen und bis in unsere Tage 
jung geblieben. Wir haben keine 
Anpassungsprobleme an die ver­
änderte Umwelt. Seit 100 Jahren 
helfen wir den Bedürftigen, Un­
terprivilegierten. Abgesehen von 
Verbesserungen, die der Fort­
schritt allgemein mit sich bringt, 
hat sich an der Grundhaltung in 
unserer Arbeit nicht viel v~rän­
dert. Unsere Möglichkeiten sind 
aber besser geworden. Basis da­
für ist einerseits unsere große 
Mitgliedschaft, andererseits die 
vielen aktiven Helfer und die 
Kreativität der "Macher" in unse­
rer Organisation. Wir haben auch 
große inhaltliche Fortschritte auf 
allen Gebieten enielt und an vie· 
len Orten eine feste Basis, in 
Form von Einrichtungen und eige­
nen Verbandshäusern geschaffen. 

Der ArlJeiler-Saman'ler-Bund iSI 
ein Verband, der eng mil der Ar­
beilerbewegung verknupfl ist. Isl 
dies heule noch spürbar oder hOL 
sich hier etwos verändert? 
Martin Ehmer: Wenn Sie die 
Geschichte lesen, spüren Sie die 
traditionelle Verbundenheit. Na­
türlich sind wir keine reine Arbei­
terorganisation mehr. Unsere 
große Mitgliederschaft ist so viel­
fältig, wie es auch unsere Gesell­
schaft ist. Wir stehen stolz zu 

unserer Geschichte und Tradi­
tion. Parteipolitisch waren und 
bleiben wir neutral. Heute wie 
vor hundert Jahren bieten wir un­
sere Hilfe allen Hilfsbedürftigen 
an. 

In welchen Bereichen isl der ASB 
besonders sla"'? 
Marttn Ehmer: In allen traditio­
nellen und neuen Diensten. Kon­
kret: Im Krankentransport und 
Rettungsdienst, in der Behinder­
tenhilfe, im Katastrophenschutz 
sowohl im Inland als auch im 
Ausland und in den Mobilen S0-
zialen Diensten mit ihrer großen 
Vielfaltigkeit. Ein weiterer, ganz 
wesentlicher Bereich ist die offe­
ne Altenarbeit. Wir bieten Senio­
renprogramme an, unterhalten 
Tagesstätten sowie stationäre 
und teilstationäre Heime für alte 
Menschen und für behinderte 
Menschen. Bei überwiegender 
Berufstätigkeit der Angehörigen 
ist eine umfassende Pnege von 
dieser Seite zunehmend weniger 
gewährleistet. Eine besondere 
Bedeutung kommt daher den 
Hauspnegediensten und den an­
deren Mobilen Sozialen Diensten 
zu. Die Mobilen Sozialen Dienste, 
die von Zivildienstleistenden, eh­
renamtlichen und hauptamtlichen 
Helfern durchgeführt werden, 
sorgen für Hilfeleistungen, die 
der alte und behinderte Mensch 
nicht mehr selbst verrichten 
"ann. 

In den leWen Ausgaben der ASB­
MiigliederzeitschnII hoben Sie 
verslärkl zu polilischen Themen 
Slel/ung bezogen. Wie polilisch 
kann/dorf/muB eine Wohlfahrtsor­
ganisalion sein? 
Martin Ehmer: Parteipolitisch 
muß eine WOhlfahrtsorganisation 

neutral sein. Politisch darf sie 
das nicht, wenn sie sich als An­
walt hilfsbedürftiger Menschen 
einsetzen will. Eine solche Orga­
nisation muß gute Vorarbeit im 
politischen und Gesetzesbereich 
leisten. Hilfsreich ist es dabei, 
wenn man in der politischen Ar­
beit auf eine große Mitgliedschaft 
verweisen kann; das öffnet Türen 
und Ohren und die Arbeit erhält 
dadurch eine größere Gewich­
tung. Jede Unterstützung, auch in 
Grundsatzfragen, ist natürlich 
politisch. Wir haben Stellung be­
zogen und Forderungen gestellt 
wie z. B. bei der Haushaltssperre 
der Bundesregierung, die die 
Ausbildung von Zivildienstleisten­
den einschränkt. Ein anderes Bei­
spiel ist die Strukturreform im 
Gesundheitswesen - auch hier 
halten wir einige Maßnahmen für 
bedenklich und scheuen uns 
nicht, dies offen auszusprechen. 

Welches werden die lJO"angigen 
Aufgaben des ASB in der Zukunft 
sein? Worauf werden Sie ganz be­
sonders hinarbeilen? 
Marttn Ehmer: Das Erreichte 
zu sichern und zu verbessern. 
Den vorhersehbaren Entwicklun­
gen werden wir Rechnung tragen, 
z. B. die demographische Ent­
wicklung der Bevölkerung (Alters­
strukturen) beachten. Ziel ist 
auch, die ehrenamtliche Tätigkeit 
zu erhalten und möglichst auszu­
bauen, weil die Gesellschaft und 
wir als Organisation auf diese 
wertvolle Hilfe nicht verzichten 
können und wollen. 

Was wünschen Sie dem ArlJeiler­
Samariler-Bund für die nächslen 
100 Jahre? 
Martin Ehmer: Eine engagierte 
Mitgliedschaft, Glück und Erfolg. 



Neue Lehrinhahe der 
Hen-Lungen­
Wiederbelebung 

Eine verstärkte Verschiebung 
der Ursachen für einen plötzli­
chen Kreislaufstillstand von den 
unfallbedingten Ursachen (mit 
häufig vielen "Zuschauern") hin 
zu den medizinischen Notfallen 
(mit meist nur einzelnen unmit­
telbaren Notfallzeugen) führte zu 
einem zwingenden notwendigen 
Überdenken der Inhalte der 
Erste-Hil fe-Ausbildung. 

Allen voran die ,,American­
Heart-Association" erarbeitete in 
den letzten Jahren Grundlagen, 
die die Einbindung der Herz-Lun­
gen-Wiederbelebung in die Brei­
tenausbildung .durch methodisch 
einheitliche Vorgehensweisen er­
leichtern sollen. Seitdem sind 
auch die Hilfsorganisationen ASB, 
DRK, JUH und MHD bestrebt, die 
Ausbildung in der Technik der 
Herz-Lungen-Wiederbelebung an 
weite Kreise der Bevölkerung 
heranzutragen, Modellversuche in 
einigen Städten haben dabei zum 
Teil sehr positives Echo ge­
funden. 

Diese neuen Aspekte erfor­
dern nun sowohl eine Änderung 
des bisherigen Lehrplans für die 
Erste-Hilfe-Ausbildung als auch 
eine Vermittlung der neuen Er­
kenntnisse an die jeweiligen Aus­
bilder. , 

Zu letzterem machten nun die 
Ausbilder des ASB-Landesverban­
des Hessen einen ersten Anfang. 
Anläßlich einer Fortbildungsver­
anstaltung in Wiesbaden wurden 
ihnen durch die für diese Fortbil­
dungen geschulten Lehrbeauf­
tragten der Bundesschule, Jürgen 
Mauer und Volkmar Schroeter, 

das neue Konzept der Erste-Hil­
fe-Ausbildung und die Herz-Lun­
gen-Wiederbelebung mit ihren 
neuen Aussagen und Handlungs­
ablauf vorgestellt. 

Nach intensivem Üben haben 
sich alle l7Teilnehmer der er­
sten Gruppe (weitere Fortbildun­
gen finden in den kommenden 
Monaten und auch an der Bun­
desschule statt) der Prüfung ge­
steilt, diese bestanden und damit 
ihre Lehrberechtigung erweitert 
und verlängert. Damit hofft die 
Landesschule Hessen, noch in 
diesem Jahr das Ausbi ldungsan­
gebot auf die neu konzipierte Er­
ste-Hilfe-Ausbildung mit der 
Herz-Lungen-Wiederbelebung 
umstellen zu können. JÜM 

nAmbulanz-Con­
tainer" bewährt sich 

Seit gut einem Jahr ist sie nun 
im Einsatz: die mobile Hilfssta­
tion, ,,Ambulanz-Container" ge­
nannt, des OV Eschborn. Diese 
Idee - in der BundesrepubJik bis­
her einzigartig - hatten die Sama­
riter vor etwa zwei Jahren, als 
man Ersatz für die ausgedienten 
Zelte brauchte. Etwas umstritten 
war zunächst der Preis, doch er­
wies sich die Summe von 60000 
DM aufgrund der vie lseitigen Ein­
setzbarkeit als gerechtfertigt. 

Bei einer Sanitätsbetreuung im 
Sommer letzten Jahres feierte 
die mobile Hilfsstation ihren Ein­
stand. Nur ein paar Wochen spä­
ter bewährte sie sich auf einer 
Katastrophenschutzübung des 
Main-Taunus-Kreises und auch 
bei mehreren Feuerwehreinsät­
zen konnte man von ihr Gebrauch 

Die AusbUdung in der Herz-Lungen-Wlederbelebung soll an weite Kreise 
. der Bevölkerung herangetragen werden. 

Der ..Ambulanz-Container" hat zwei separate Räume. (foto: Schellhaus ) 

machen. Darüber hinaus ist sie 
auch für Werbezwecke geeignet, 
da man einen zweckmäßigen Rah­
men hat, um der Bevölkerung 
Hilfsmaßnahmen zu erklären. 

Der Container hat zwei separa­
te Räume auf insgesamt 16 m' . 
Der Verpnegungsraum ist mit 
einem Kühlschrank und mehreren 
Kücheneinbauschränken ausge­
stattet. Durch den Wasser- und 
Stromanschluß ist das Zubereiten 
von warmer Verpnegung kein Pro­
blem. 

Der Behandlungsraum ist un­
ter anderem durch eine zweinüg-

lige Tür begehbar, die einen mü­
helosen Durchgang mit der Pa­
tiententrage ermöglicht. Im Be­
handlungsraum verfügt man über 
Hilfsmaterial, das einer Rettungs­
wagenausstattung nahe kommt. 

Vom Blutdruckmeßgerät ange­
fangen über Intubationsbesteck 
bis hin zu einem Baby-Notfall­
Koffer ist nur ein Teil der Ausrü­
stung aufgezählt, die für den 'Not­
fall vorhanden ist. Die Station 
läßt sich sowohl ebenerdig wie 
auf dem Fahrgestell in Betrieb 
nehmen. Michael Schellhaas 

ASB­
Bundesvorsitzender 
feierte Geburtstag 

Der Bundesvorsitzende des ASB, Martin Ehmer, feierte am 9. Mai 
1988 seinen 50_ Geburtstag. Ehmer absolvierte nach Schulabschluß 
eine kaufmännische Ausbildung. Als einer der ersten Kriegsdienst­
verweigerer leistete er im Jahre 1961 bereits beim ASB in Kassel 
seinen Zivildienst. Bald darauf nahm er verschiedene Funktionen 
im ASB wahr, u. a. als Schatzmeister in Kassel, in der Landeskon­
trollkommission Hessen und von 1975 bis 1986 als 2. Vorsitzender 
des Landesverbandes Hessen. Auf der ASB-Bundeskonrerenz im 
November 1979 wurde Ehmer zum Bundesvorsitzenden gewählt. 
Seit 1984 ist Martin Ehmer Heimleiter und Geschäftsführer im 
Altenzentrum Söhre, seit November 1987 Beisitzer im DPWV­
Gesamtvorstand. 
Ehmer hat sich besonders um den Ausbau der sozialen Dienste 
bemüht, auch im Zusammenhang mit der ambulanten und stationä­
ren Fürsorge. Seine Arbeit hat mit dazu beigetragen, daß der Zivil ­
und Katastrophenschutz wieder neue örrentliche Beachtung findet. 
Für diese Aufgaben müssen aber noch mehr Bürgerinnen und 
Bürger für den Sanitätsdienst geworben werden. Ehmer setzt sich 
seit langem dafür ein, daß dafür auch öffentliche Mittel bereitge­
stellt werden. 
Für seine Verdienste um die Samariter-Arbeit erhielt Martin Ehmer 
an seinem 50. Geburtstag das "Samariter-Ehrenkreuz in Gold" . 
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I JohannI1er-Unfall-HIIIe 

Leistungsbericht 1987: 
Ein gutes Jahr für die Johanniter 

Diese jährliche Berichter­
staUung soll einen Überblick 
über die personelle Entwick­
tung, die Ausbildungs- und 
Einsatzleistungen sowie die 
Sozialen Dienste der Johan­
niter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) 
geben, die von den ehren­
amtlichen Helferinnen und 
Helfern mit Unterstützung 
der hauptamtlichen Mitar­
beiter und Zivildienstleisten­
den erbracht wurden. Die 
Gesamtergebnisse der letz­
ten fünf Jahre sind gra­
phisch dargestellt und geben 
Aufschluß über die Entwick­
lungstendenzen in den ein­
zelnen Bereichen. 

Mitglieder _'I 
Die Entwicklung der Mitglieds· 

stärke weist für 1987 erneut 
einen Zuwachs auf. Die Gesamt· 
zahl ist gegenüber 1986 um 
24 Prozent auf annähernd 360000 
gestiegen mit weiter positiver 
Tendenz in nahezu allen Landes­
verbänden. Dies betrifft die För­
dernden Mitglieder, deren Un­
terstützung die JUH benötigt. um 
damit ihre vielfaltigen gemeinnüt­
zigen Aufgaben zu finanzieren, 
insbesondere diejenigen Sozialen 
Dienste, für die Erstattung oder 

. Zuschüsse von Krankenkassen 
oder Staat noch nicht erhältlich 
sind. 

Die Zahl der aktiven ehren­
amtlichen Helfer ist leicht zu­
rückgegangen und wird sich ange­
sichts des Bevölkerung .. ückgangs 
in der Altersgruppe, die bislang 
hauptsächlich die Ilelferschaft 
stellte, auch kaum steigern las­
sen. Zu den ca. 15500 aktiven 
ehrenamtlichen Helfern kommen 
noch einige hundert hinzu, wenn 
diejenigen hauptamtlichen Mitar­
beiter und Zivildienstleistenden 
eingerechnet werden, die zu­
sätzlich ehrenamtlich für die 
JUH aktiv sind. Ein solches Enga-

Diagramm 1 
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gement ist in der JUH in hohem 
Maße üblich und stützt die Hel­
fersehaft beträchtlich. 

Die Zahl der Jugendlichen 
Uohanniter-Jugend") stagniert, 
in einigen Landesverbänden ist 
sie sogar rückläufig und nur in 
NiedersachsenlBremen deutlich 
angewachsen. Der Intensivierung 
der Jugendgruppenleiterausbil­
dung kommt daher besondere Be­
deutung zu, um trotz der gebur­
tenschwachen Jahrgänge neue Ju­
gendgruppen zu bi lden und zu­
gleich den Zuwachs für die Hel­
fersehaft zu sichern. 

Die Zahl der hauptamtli­
chen Mitarbeiter hat sich um 
über 100, die der Teilzeitmitar­
beiter ebenfalls um knapp 100 
erhöht. 

Über 400 Zivildienstleisten­
de sind 1987 - wie schon im 
Vorjahr - hinzugekommen (insge­
samt 1999). Hier schlägt sich der 
verstärkte Einsatz in den Mobilen 
Sozialen Hilfsdiensten nieder. 

Ausbildung (1Mop._2) 

In der Erste-Hilfe-Ausbil­
dung für Laien und Betriebshel­
fer ist erneut ein Rückgang der 
Ausbildungszahlen zu verzeich­
nen, der die Landesverbände 
gleichmäßig trirrt und ebenfalls 
auf Veränderungen der Bevölke­
rungsstruktur zurückgeführt wird. 

Dagegen konnte die Ausbildung 
in Sofortmaßnahmen am Un­
fallort in fünf Landesverbänden 
gegenüber dem Vorjahr wieder 
gesteigert werden, was auch zu 
einem Zuwachs in der Gesamtzahl 
führte. 

Die Lehrgänge Erste Hilfe 
am Kind , ein vom Landesver­
band Bayern entwickeltes Spezial­
angebot .der JUH, erfuhren eine 
besondere Resonanz in der Be­
völkerung. Es konnten bundes­
weit über 8000 Personen ausge­
bildet werden. 

Weitere positive Erfahrungen 
in den Landesverbänden zeigen, 
daß "zielgruppenorientierte" 
Ausbildungsangebote gute 
Chancen haben, von den Adressa­
ten angenommen zu werden. 

Einige Landesverbände konn­
ten sehr positive Ergebnisse bei 
der Ausbi ldung in Häuslicher 
Krankenpflege und Herz­
Lungen-Wiederbelebung ver­
zeichnen. 

Die Ausbildung der Ausbil­
der, die 1986 rückläufig war, 

konnte in einigen Landesverbän­
den und insbesondere in der 
Bundesschule gegenüber dem 
Vorjahr erheblich gesteigert wer­
den. Eine leichte Steigerung ist 
auch bei der Fortbildung der 
Ausbilder zu verzeichnen. Dieses 

Diagramm 2 

ist von besonderer Bedeutung, da 
die interne Aus- und Fortbildung 
mit der Gesamtenlwicklung der 
JUH Schritt halten muß. 

Die Landesverbände verfügten 
1987 über Ausbilder mit gültiger 

Entwicklung der laien-Ausbildung 
W &Sle-Kil1e-Ausbildung 

Diagramm J 

II1II AusbilduAg in Sotortmallnahmen am Unlallort 

Entwicklung der Schwesternhellerin-Ausbildung 

o Ausbildlllll 

l1li ForIlMldullI 

Lehrberechtigung wie folgt (in 
Klammern 1986): 
Baden-Würltemberg In (227) 
Ba}trn 3<9 (327) 
Berlm " ( 44) 

Hamburg 81 ( 54) 

Hessen 189 (276)' 
Niedersachserv'Bremen 230 (257) 

Nordrhem Westfalen 552 (591) 
Kheinland-Pfalz . Saarland 94 ( - )' 

Schieswig-Hoistein 107 ( 67) 
Insgesamt 1815 (1843) 

* 1986 wurden die Zahlen für 
Hessen und Rheinland-Pfalz -
Saarland noch gemeinsam erfaßt. 

Die Bundesschule war 1987 
mit 63 Lehrgängen und 1 354 Tei l­
nehmern überlastet, so daß zu­
nehmend Ausbildungsmaßnah­
men an Landesschulen ausgela­
gert werden mußten. Schwer­
punkte waren die Ausbildungen 
für Rettungssanitäter mit 
I 037 Teilnehmern gegenüber 868 
im Vorjahr. Insgesamt stehen 
2136 Rettungssanitäter zu r Verfü­
gung. Nach wie vor ist die Zahl 
der weiblichen Rettungssanitäter 
gering und stieg lediglich 1987 au f 
153 gegenüber 128 im Vorjahr. 

SchestemheHerinnen­
Programm _'I 

In der Schwesternhelferinnen­
Ausbildung konnten die Lei­
stungen vom Vorjahr nicht ganz 
erreicht werden. Insgesamt wur­
den 2455 Personen ausgebildet. 

Bei dem großen Bestand an 
ausgebildeten Schwesternhelfe­
rinnen ist der Schwerpunkt in der 
Fortbildung zu sehen. Auch hier 
gibt es einen spürbaren Rückgang 
von knapp 20 Prozent aufgrund 
eines gewissen "Sättigungsgra­
des" und struktureller Verände­
rungen in der Revölkerung. Insge­
samt besuchten 5937 Teilnehmer 
(im Vorjahr 6867) die Kurse. 

Rettungsdienst ~4) 

Der Notfall- und Kranken­
transport konnte trotz des zu­
nehmenden gewerblichen Wett­
bewerbs noch einmal ausgeweitet 
werden, da auch im letzten Jahr 
einzelne Träger den Rettungs­
dienst tei lweise an die JUH abga­
ben. Es wurden rund 366000 Ein­
sätze gefahren (1986: 330000). 
Hier dürften zukünftig keine er­
heblichen Steigerungsraten mehr 
zu erwarten sein. 
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Die Blut- und Organtrans­
porte haben nach rückläufiger 
Tendenz wieder erheblich zuge­
nommen. Dieses Aufgabengebiet 
wird wei ter ausgebaut. 

Im Luftrettungsdienst hat 
sich die Zahl der Einsätze um 400 
verringert. Im Bereich der Sekun­
därtransporte gibt es ein neues 
Pilotprojekt aller vier Hilfsorgani­
sationen in Köln: den Ambulanz­
nugdienst. 

Die Zahl der Wachen und 
Fahrhereitschaften im Ret­

.tungsdienst sank von 304 auf 249. 

SoDale Dienste _51 

Im Behindertenfahrdienst 
hat sich die Zahl der zu beför­
dernden Personen auf 1.16 Millio­
nen erhöht, obwohl bei den Fahr­
bereitschaften ein Rückgang um 
14 auf 180 zu verzeichnen ist. 

Im Mahlzeitendienst (Es­
sen auf Rädern) wurden rund 
540000 Portionen ausgegeben. 

Der gemeinsam mit dem Mal-
teser-Hilfsdienst ehrenamtlich 
durchgeführte UnfaUfolge-
dienst wurde in 152 rallen in An­
spruch genommen. Oie Haus­
notrufsysteme sind weiter aus­
gebaut worden. 17 Zentralen sind 
jetzt eingerichtet. Auch bei der 
Zahl der Anschlüsse ergibt sich 
ein günstigeres Bild, was zu einer 
besseren Auslastung führt. Die 
Zahl stieg von 465 auf I 049. 

In 14 z. T. gemeinsam mit dem 
Diakonischen Werk betriebenen 
Sozialstationen und in 50 Ein­
richtungen des Mobilen Sozia­
len Hilfsdienstes konnten die 
Grund- und Behandlungspnege 
sowie Besuche und Haushaltshil­
fen um 100 Prozent auf knapp 
300000 Leistungen gesteigert 
werden. Die Stundenzahl stieg 
um 70 Prozent auf über 300000, 
die der betreuten Personen um 
57 Prozent auf II 572. 
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Katastrophenschutz 

Im Inland-Katastrophen-
schutz wurden 216 Einheiten mit 
5580 Helfern vorgehalten. Davon 
waren 3473 nach § 8.2 des Kata­
strophenschutz-Gesetzes zehn 
Jahre verpnichtet. Die Zahl der 
Kfz für den Katastrophenschutz 
stieg gleichfalls um drei Prozent 
auf 709. Das Helferpotential und 
das verfügbare Material sind je­
doch weit größer als die limitier­
ten anerkannten Katastrophen­
schutz-Einheiten und können bei 

Diagramm 4 

Bedarf zur Verfügung gestellt 
werden. 

Auch 1987 wurden unter Feder­
führung der KELA eine Reihe von 
Projekten im Ausland mit wech­
selnden Partnern durchgeführt. 
Im Auftrag des Diakonischen Wer­
kes entsandte die JUH zwei Ärzte 
für einen längeren Zeitraum nach 
EI Salvador. Bei diesem Projekt 
geht es um die medizinische Ver­
sorgung der aus Honduras zu­
rückgekehrten Flüchtlinge und 
den Aufbau von medizinischen 
Einrichtungen. 

Die unzureichende Versorgung 
im medizinischen Sektor in Po­
len veranlaßte die JUH zu einer 
bundesweiten Spendenaktion. 
Hierbei konnten Medikamente 
und medizinische Geräte im Wert 
von rund einer Million DM evan­
gelischen Gemeinden in Polen 
übergeben werden. 

Projekte in Tansania und im 
Sudan wurden auch 1987 fortge­
führt. Darüber hinaus hat die JUH 
Verletzte aus Afghanistan und 
dem Libanon transportiert. 

Entwicklung des Rettungsdienstes 
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Diagramm 5 

Entwicklung der Sozialen Dienste 

(::;:;:;;::;:1 lIthin6er1f1'1llhrdierm (!Jefiinlerte Personenl 
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leistungserlilse 

Die Gesamterträge sind gegen­
über dem Vorjahr um 22,3 Pro­
zent auf 122,4 Mio. DM gestiegen. 

Die Erlöse aus den Eigenlei­
slungen konnten ebenfalls ver­
bessert werden, wobei der Ret­
tungsdienst nach wie vor den 
Hauptanteil an den Einnahmen 
aus den satzungsgemäßen Haupt­
aufgaben erzielte. 

Die Zuschüsse haben sich 
1987 durch den großen Anstieg 
der Zahl der Zivildienstleistenden 
besonders erhöht. Die vom Bund, 
den Ländern und Kommunen so­
wie vom Diakonischen Werk und 
der Evangelischen Kirche zur Ver­
fügung gestellten Mittel sind 
zweckgebunden für das Sanitäts­
und Gesundheitswesen, insbe­
sondere für die Ausbildung in Er­
ster Hilfe und von Schwesternhel­
ferinnen sowie für den Katastro­
phenschutz im In- und die Kata­
strophenhilfe im Ausland. Das 
Spendenaufkommen hat nach 
dem Rückgang 1986 wieder zuge­
nommen (+ 25 Prozent). Auch ist 
ein um 27 Prozent höherer Ein­
gang von Mitgliedsbeiträgen 
zu verzeichnen, die von den För-

dernden Mitgliedern für unsere ' 
gemeinnützigen Au fgaben er­
bracht werden. 

Zusammenfassung 

Die personelle Zusammen­
setzung der JUH macht nach wie 
vor den vorwiegend ehrenamtli­
chen Charakter deutlich, wenn 
auch nicht zu verkennen ist, daß 
immer mehr Zivildienstleistende 
Aufgaben übernehmen. Auf acht 
Helfer kommt bereits ein Zivil­
dienstleistender. Besondere An­
strengungen sind nötig, damit der 
Anteil der ehrenamtlichen Helfer­
schaft nicht mehr zurückgeht. 

In der Breitenausbildung, 
wie sie bisher durchgeführt wur­
de, ist nicht mehr mit einem Zu­
wachs zu rechnen. Nur in Ausbil­
dungsgebieten mit zielgruppen­
orientierter Ausrichtung können 
sich auch zukünftig Steigerungen 
ergeben. Ein besonderes Augen­
merk muß dringend auf die Moti­
vation und Neugewinnung von 
Ausbildungskräften gelegt wer­
den. Der Rettungs- und Be­
hindertenfabrdienst bietet 
aufgrund der Professionalisierung 
und der immer stärker werden-

-

Diagramm 6 

120 .... DM Leistungserlöse 

D Milgliederbeilfloe und SpeQden 

Dz_ 201'. --

131'. 

11 % 

den gewerblichen Konkurrenz 
kaum zusätzliche Betätigungsfel­
der für die aktive Helferschaft. 
Auch der Katastrophenschutz 
ist in seinem Umfang derzeit fest­
geschrieben. 

Der erhebliche Anstieg bei den 
Leistungen der Mobilen Sozia­
len Hilfsdienste beweist, daß 
in diesem Bereich große Möglich­
keiten für die JUH liegen. Hier 

20 '10 

17% 

gilt es, auch ältere Mitbürgerin­
nen und Mitbürger für diese 
Dienste zu gewinnen. Da die So­
zialen Dienste nicht kostendek­
kend arbeiten können, sind hier 
die Beiträge der Fördernden Mit­
glieder und das Spendenaufkom­
men die wesentliche und unver­
zichtbare Finanzierungsquelle. 
Andteas von Block-Schle­
sier, Bundesgeschäftsführer. 
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ltalCese ... Hillsdiensc 11 
"Florian Köln für Florian Köln 7/8411" 

Ambulanzhubschrauber schließt Lücke im Krankenlransporlsystem 

nFiorian Köln für 
Florian Köln 7/84/1" 

So lautet der neue Funkrufna­
me des seit mehreren Jahren in 
Köln eingesetzten Ambulanzhub­
schraubers, nachdem der Ambu­
lanzflugdienst Köln Anfang des 
Jahres 1988 gegründet wurde. 

Um den steigenden Anforde­
rungen für Krankentransporte, 
die nicht mit bodengebundenen 
Transportmitteln durchzuführen 
sind, gerecht zu werden, richte­
ten die vier Hilfsorganisationen 
ASB, DRK, JUH und MHD mit dem 
Träger des Krankentransportes 
und Rettungsdienstes, der Be­
rufsfeuerwehr Köln, erstmalig in 
der Bundesrepublik die ,,Arbeits­
gemeinschaft Ambulanzflugdienst 
Köln" ein. 

Schwerpunktmäßig führt der 
Ambulanzflugdienst Spezialtrans­
porte durch, wie Intensivinkuba 
toren, Inlensivverlegungen, 
Transporte mit der Marburger 

Der Ambulanzhubschrauber sieht jedt'r7l.'it fiir Spezlalvt'rlt"gunge n bereit. 

Beatmungspinhpit, ()rR"ntr ans 
porte sowie die Befiirdf'lllilg ,on 
Ärzteteam,. Bei die,en Einsätzen 
handelt es ,irh au"rhließlirh um 
Transportp, die wpgrll ihrer Alt, 
Größe und Einsatzdau!'r HIn den 
slationiertpn und im Rptluns, 
dienst ein~phundenen Rettungs 
hubschraubprn nicht durchgp 
führt werden können. lIierdurch 

lIird da, bpreits be,tehende 
Krankentrall'p",lwesen für Spe 
zial\"ede~uugen erheblich ,erbes 
SN!. 

lIer eilJ~e,elzte lIuhschrau 
ber, ~brkr Dauphin AS 360, ent 
spricht in (;röfle und Ausrüstung 
drr llIN 13230. Für den lransport 
lIerden die Varianten ein Patient 
mil drei ße~h,itern uMr ",ei Pa 

Aktionsprogramm: 

tienten mIt zwei Begleitern oder 
Intensi,;nkubator mit vier Beglei­
tern angeboten. 

Die Anforderung des Ambu­
lanzhubschraubers für Spezial­
transporte ist über die Telefon­
nummer der Einsatzzentrale der 
Berufsfeuerwehr Köln (0221/ 
745454) möglich Die Einsalzbe· 
reitschaft besieht Ion morgens 
7.00 Uhr bis l.IIm Sonnenunter­
gang. 

Die sanitätsdienst liehe Beset­
zung mit erfahrenen Rettungssa­
nitätern der vier lIilfsorganisatio­
nen erfolgt im wöchentlichen 
Wechsel. Die Flugleitslelle wird 
im monatlichen Wechsel von der 
JUli Köln und von der Einsatzzen­
trale Riickholdiensl des MIlD be­
trieben. 

Durch diese hisher einmalige 
Einrichlung ,,Arnbulanzflugdienst 
Köln" ist es möglich geworden, 
für den Palienten stets das opti 
male Transportmittel einzuset­
zen. Rolf Albers 

,,Herz-Lungen-Wiederbelebung durch 
Ersthelfer" 

Eine Tagung im Dezember 1986 
in Köln, im Rückblick: 

Unter Vorsitz des Bundesarz­
tes, Dr. med. Sautter, beraten 
die Lid_ Landes- und Diözesanärz­
te u. a. das Thema "Herz-Lungen­
Wiederbelebung (HLW) durch 
Ersthelfer"_ 

MHD-interne und externe Do­
zenten referieren über erste Er­
gebnisse von Pilotprojekten (Ber­
lin, Göttingen, Münster) und in­
ternationalen Studien (American 
Heart Association) zur HLW_ Aber 
auch auf die Erfahrungen der 
letzten zehn Jahre kann zurückge­
griffen werden, in denen der 
MHD die HLW als Sonderausbil-
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dung für bestimmte ZielRrupprn 
(Arzthelferinnen, Belriehshelfer, 
Helfer der Sanitätseinhrilen und 
des Rettun~sdienste" Schwe 
sternhelferinnen u. a m.), mit 
etwa 12000 Ausbildungen pro Jahr 
durchführte. Das Für und Wider 
der IILW durch Erslhelfer wird 
kontrovers und engagiert di, ku 
tier!. Die Auseinandelsetl.llnR mit 
den Fragen "IILW als Breitenaus 
bildung?", "HLW nur eine notfall 
medizinische Fachau,bilduUR für 
bestimmte Zielgruppen?" oder 
"HLW als isolierte Ausbilduugs 
maßnahme bzw. Bestandteil einer 
künftig neuen Erste lIilfe Ausbil 
dung der Bevölkerung?" nimml 

einen breiten Raum ein und führt 
'n einem klaren und richlungs 
lIeisenden Frgehnis. 

Die Ärzte befürworten die Ein 
führung der III.W durch Ersthel 
fN als Ergänzung bzw. Bestand 
teil der Erste lIilfe Aushildung 
und legen die inhalilich fachli­
chen Staodards fest, narh denen 
kÜllfilg die Ansbildung durchzu 
führen ist. 

Das Generalsekretariat wird 
beauftragi, eine für die Breiten 
ausbIldung geeignete Ausbil 
dun~svorsrhrift sowie ein Sirate 
giell3pier lUr bundesweiten Um 
setzunR der IILW auszuarbeiten. 
I"ernrr sind die inhaltlirllen Slan 

dards so";e organisatorischen 
Rahmenbedingungen mit den an­
deren ausbildenden lIilfsorgani­
sationen (ASB, DRK, JUli) abzu­
stimmen sowie die Empfehlungen 
des Fachkongresses "Erste lIilfe" 
im Oktober 1987 bei der Gesamt 
konzeption zu berücksichtigen. 

Die Muhen haben sich gelohnt. 
Im Dezember 1987 konnten die 
neue HLWAusbildungsvorschrift 
(AV 4) und das Richtlinienpapier 
vorgelegt werden. Die AV 4 wurde 
abschließend von den Landes­
und Diözesanärzten beraten und 
dem Siralegiekonzept des Gene 
ralsekretariats zur Umsetzung 
des Aktionsprogramms '88 der 



bundesweiten "HLW durch Erst­
helfer" zugestimmt. 

Zum Jahresbeginn 1988 lief das 
eigentliche Aktionsprogramm an. 
Folgende Maßnahmen sind be­
sonders hervorzuheben: 

Schulung der 
Ausbildungskrilfte 

Von Januar bis Anfang März 
1988 wurden in sieben zentralen 
M u I tip likatore n-Ve ranstal tunge n 
zunächst 136 ehren- und haupt­
amtliche Ausbilder(innen) in die 
AV 4 und das Aktionsprogramm 
1988 eingewiesen. Aufgabe der 
Multiplikatgren wird es sein, die 
Ausbilder(innen) auf Diözesan­
ebene in Fortbildungslehrgängen 
mit der HLW-Ausbildung vertraut 
zu machen. In den Regionalglie­
derungen werden es nach Ab­
schluß der Schulungen insgesamt 
2000 ehrenamtliche Ausbilder(in­
nen) sein, die künftig zur HLW­
Ausbildung berechtigt sind. 

Werbekoueption 

Um dem Aktionsprogramm den 
richtigen "Pep" zu geben, wurden 
vom Generalsekretariat in Zusam­
menarbeit mit Fachpublica Weh­
ner GmbH (München) eine HLW­
Informationsbroschüre für Teil­
nehmer sowie eine HLW-Kurzin­
formation in "Herzform" entwik­
kelt. Beide Informationsschriften 
sind durchgängig mit dem Slogan 
"I love life" (Ich liebe das Leben) 
versehen. Ein Programm für Men­
schen mit "Herz", für die soforti­
ges Handeln in lebensbedrohli­
chen Situationen eine Selbstver­
ständlichkeit ist. 

Presseinformation 

Im Rahmen eines Pressege­
sprächs auf Bundesebene wurde 
die Örrentlichkeit am 17. März 
über Hintergründe, Zielsetzung 
und Organisation des HLW-Ak­
tionsprogramms informiert. Etwa 
eine Woche vor diesem Presse­
termin erhielten alle Diözesan­
gliederungen eine umfangreiche 
Informations- und Pressemappe 
über das Aktionsprogramm. Somit 
war es möglich, daß zeitgleich 
zum Jlressegespräch auf Bun­
desebene in vielen Orten des 
Bundesgebietes eine Vielzahl von 
Pressegesprächen und -informa­
tionen erfolgten. Die Resonanz in 
den Medien, wie sich in den Ta-

Herz-Lungen­
Wiederbelebung 

U Malteser Hilfsdienst 

gen nach dem Start zeigte, war 
überaus groß. 

Obenchoubares Angebot 

Zur Philosophie der Aktion ab­
schließend noch einige Anmer­
kungen: Die HLW-Ausbildung wird 
nur im Rahmen des Aktionspro­
gramms 1988 als isolierte Ausbil­
dungseinheit (drei Doppelstun­
den) angeboten. Der Grund hier­
für ist, daß die HLW-Ausbildung 
später sowohl in die Erste-Hilfe­
Ausbildung als auch in die Schu­
lung der Bevölkerung in lebens­
rettenden Sofortmaßnahmen 

(derzeitiger Terminus: Sofort­
maßnahmen am Unfallort) inte­
griert werden soll. Somit ist die 
HLW in diesem Jahr als ein Fort­
bildungsangebot für diejenigen 
Personen anzusehen, die bereits 
an einem der vorgenannten lehr­
gänge teilgenommen haben. 

Die Ersthelfer-Ausbildung der 
an einem HLW-Lehrgang teilneh­
menden Person sollte jedoch 
nicht länger als ein bis maximal 
zwei Jahre zurückliegen. Das 
HLW-Aktionsprogramm bietet den 
MHD-Gliederungen somit eine 
ideale Möglichkeit, der Bevölke­
rung ein zeitlich und thematisch 

Dieses Foto wurde mit einer umfangreichen Pressemappe bundesweit an 
Zeitungen, Zeltschrinen sowie Rundfunk- und Fernsehanstalten verschickt. 

-

überschaubares Fortbildungsan­
gebot, aufbauend auf die EH- und 
SMU-Ausbildung, zu unterbreiten. 

Hoffnungsvoller Star1 

Eine erste, vorsichtige Bilanz 
zeigt, daß bundesweit die HLW­
Ausbildung in der Bevölkerung auf 
ein überaus großes Interesse 
stößt. Kennzeichnend ist folgen­
de Meldung, die die Situation vor 
Ort verdeutlicht: 

Auf die Pressenotiz einer Orts­
gliederung und Ausschreibung 
eines HLW-Lehrgangs (zulässige 
Teilnehmerzahl: 15 bis 20) melde­
ten sich über 50 Interessenten. 
Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig 
und wirksam Presseveröffentli­
chungen sein können. 

Insbesondere im Sinne von 
"Nach faß-Aktionen" wird es in 
den nächsten Monaten erforder­
lich sein, die Notwendigkeit zu r 
HLW Ufld Teilnahme an den lehr­
gängen des MHD der Bevölkerung 
über die Lokalsender von Rund­
funk/Fernsehen und Printmedien 
nahezubringen. 

Der richtungsweisende Impuls 
zur Ausbildung "HLW durch Erst­
helfer" erfolgte durch die Ltd. 
Landes- und Diözesanärzte. Dem 
MHD tiietet sich mit dem Aktions­
programm die Chance, der Bevöl­
kerung eine in präventiv-medizini­
scher Hinsicht wichtige und den 
aktuellen notfallmedizinischen 
Forderungen entsprechende Aus­
bildung zu vermitteln. Deshalb 
sind alle Malteser zur Unterstüt­
zung und Förderung der HLW­
Ausbildung ausgerufen. 

Denn: HLW bedeutet für den 
Ersthelfer nur ein paar Handgrif­
fe - für den Betroffenen hingegen 
Leben! Günter Hupperich 

Voraussetzung für die HLW: Atem-
wege freimachen. .. 
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Deu1scher Feuerwehnerbancl al 
Einsatz ,,Ammoniakausströmung" 

I. Einleitung 
1.1 Meldullg 
Datum: 14. 9. 1987 
Uhrzeit: 9.44 Uhr 
Ort: Kunsteisbahn Waldau, Keß· 
lerweg 8, 7000 Stuttgart 70 (Oe· 
gedoch) Meldeweg: Betriebslei· 
terlBürotrelefon 112 an Feuer­
wehrleitsteIle 
Die Lage der Austrittsstelle, 
Nord· und Windrichtung: 
Lageplan. 
1.2 1m Laufe des Eill.atzes 
ermittelte Ursaclte: 
Bei Wiederinbetriebnahme der 
Kunsteisbahn zur Vorbereitung 
auf die Saison und die Bundesli­
gaspiele platzt nach Aufdrehen 
des Ventils gegen 9.40 Uhr das 
Gehäuse der ältesten von 3 Am­
moniakpumpen. 
2. Erstelnsatz (Erster Tag) 
ab 9.46 Ubr 
2.1 Feuerweltrkräfte: 
ELW I Amtsleiter (StDir Hertel) 
ELW I Höherer DienstlEinsatzlei­
ter (StBOR Brundelius) 
2 ELW I Gehobener Dienst 
(BAR Löchner/BA Meindl) 
Löschzug, TroLF, NAWIRTW, I AB­
Atemschutz, I AB-Gefahrgut, 
I GW-Meß, verschiedene Trans­
portfahrzeuge, verschiedene Aus­
stattung (teils in Bereitstellung) 
Insgesamt: 1/1/l/49 = 53 
2.2 Feuerweltrmaßnaltmen 
o Erstversorgung von 20 Per­
sonen 
f) 7 Personen an Rettungs­
dienst zum Transport fns Kran­
kenhaus weiterleiten 
e ErkundenNolischutztrupps/ 
Reservetrupps 
o Bilden von Abschnitt ,,Aus­
trittssteIle" im Bereich Eishalle, 
Zufahrt, Keßlerweg und Abschnitt 
"Umgebung" 
0 9.58 Uhr 
Evakuieren mit Hilfe starker Poli­
zeikrärte, Absperren 
Hallenbad 7 Personen 
Schule 440 SchülerlLehrer 
o Konzentrationsmessungen an 
der AUstrittssteIle und im Hallen-
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Von SIBOR Brundelius und OBM Renlschler 

bad. Aufenthalt nur mit Vollschutz 
möglich. Aufenthalt in der Eishal­
le, im Hallenbad und am Becken­
rand unerträglich. 
e Hauptschalter der Anlage un­
ter Vollschutz ausschalten. 
o FwLtS: Benachrichtigung nach 
Alarmprogramm, Erkunden/Abfra­
ge nach Hilfsmöglichkeiten, Ent­
sorgung, Gespräche/Suche nach 
EXperten. 
TUIS-Auskunft: Mannschart und 
Pumpe von BASF möglich - stra­
ßentauglicher Transportbehälter 
nicht verfügbar, allenfalls Kessel ­
wagen auf Tieflader. o Einrichten einer festen Tele­
fonverbindung im Schwimmei­
ster-Büro (etwa MAK-Wert dort). 
E> 10.24-11.04 Ultr 
Nach weiterer Erkundung Schlie­
ßen der Ventile unter der Ober­
fläche des Ammoniaksees, der 
sich oberhalb des Sumpfes im 
Pumpenraum gebildet hat. Erken­
nen der Nutzlosigkeit. 
4D Ausschalten der Raumabsau­
gung, die bei abgeschaltetem An­
lagen-Hauptschalter automatisch 
anläurt und drastisch die NH,­
Dampf-Konzentration in der Um­
gebung erhöht. 
Cf) Einsatzleitungsgespräch mit 
dem Chemischen Untersuchungs­
amt, Tiefbauamt, Sportamt sowie 
Informationen für Presse und 
Rundfunk. 
ID Vorgaben Tiefbauamt: 
- kein Verdünnen an Ort und 
Stelle mit Einlaß in die Kanalisa­
tion zulässig 
- zuständiges Klärwerk (Stutt­
gart-Plieningen) würde Schaden 
an der Bio-Stufe nehmen 
- Abnahme im Hauptklärwerk 
(Stuttgart-Mühlhausen am Nek­
kar) möglich 
- Mengenbegrenzung auf zusätz­
lich ca. 1000 I in 24 Stunden ent­
sprechend einem normalen 
Durchsatz von ca. WOO I in 24 
Stunden. 
I» 1l.30 Uhr 
Experiment Nr.l (auf Verantwor-

tung des Einsatzleiters, C­
Dienst) : Absaugen aus dem Am­
moniaksee mit Zumischer Z8 -
ph-Papier zeigt über 10 an - so­
fort gestoppt, Förderung prinzi­
piell gut möglich. 
49 Entsorgungsversuch: 
Aufgrund Experiment I werden 
Saugwagen des Tiefbauamts mit 
Ammoniak-Wasser-Gemisch von 
Z8 gefüllt. Die Saugwagen fahren 
ins Klärwerk (Stuttgart-Mühlhau­
sen). Konzentrationsmessungen 
ergeben dort ca. I%ige Konzen­
tration. 
~ Die Tiefe des Ammoniaksees 
wird mit ca. 60 cm festgestellt, 
der Inhalt des Sees mit ca. 8 m3. 

Die Temperatur des Sees liegt 
bei -34° C. Ein Waten im See ist 
kurzzeitig möglich, wegen Erfrie­
rungsgefahr aber nicht ange­
strebt. 
4D 11.31 Ultr 
Einsatzverpflegung: kalte und 
warme Getränke für ca. 50 Per­
sonen. 
o Das Abpumpen in die Saugwa­
gen müßte zum - wenn auch nur 
geringfügigen - Absinken des Am­
moniak-Pegels führen. Dies ist 
aber nicht der Fall. 
Ci') ErkundunglErgebnis: Flach­
dachberieselung der Eishalle wird 
nach vielen Rücksprachen festge­
stellt und abgeschaltet. 
Erkenntnis: Tiefbauamt kann Ent­
wässerungsverhältnisse nicht 
schnell klären, obwohl zu jedem 
Bau Entwässerungsgesuche gehö­
ren. Nach Abschalten der Flach­
dachberieselung: Abnahme beim 
Absaugen. 
fl!) Tiefbauamt: Klärwerke wei­
sen darauf hin, daß es mit dieser 
1 %igen Konzentration nicht wei­
tergehen kann (8 m' NH3 1 %, 
BOO m' Lagervolumen, einige m3 je 
Tankwagen) . 
fD Tapezierfolie wird besorgt -
kann aber wegen der Verhältnisse 
nicht gut zum Abdecken des Am­
moniaksees verwendet werden. m 14.52 Uhr 

Nach dem stundenlangen Telefo­
nieren ohne Erfolg, auf der Suche 
nach fahrbarem Auffangraum: 
Entschluß, eigenen Abrollbehäl­
ter Gefahrgut (AB-G, 10 m3) für 
reines Ammoniak zu verwenden. 
tD Experiment Nr. 2: 
Elektrotauchpumpe fördert auf­
grund zu geringen Ausgangs­
drucks nicht über die erste 
Schlauchknickstelle hinaus. 
EIl Entschluß: Turbinentauch­
pumpe (Aquamat) zu versuchen. 
(Hinweis: das WLF mit AB-G wäre 
kaum in die Hofeinfahrt hineinge­
kommen - große Enge - und wäre 
dann durch die scharfen Dämpfe 
gefahrdet gewesen) 
Ergebnis: Es wird gefördert - alle 
drei Kammern füllen sich parallel 
- jedoch mit unterschiedlicher 
Geschwindigkeit. 
Füllstandsanzeige = Reifbildung. 
Q'I Rostgitter im Sumpf wird zum 
Absaugen des Restes mühsam 
entfernt; Absaugen glückt. 
0 18.55 Ultr 
Fahrt im Geleitzug zum K1ärwerk 
Stuttgart-Mühlhausen; ELW 
(PoL), ELW (Fw.), RTW, WLF, 
TroTLF. 
Hinweis: Mannschart im WLF 
1/1 unter Atemschutz, Rückfen­
sterschott geschlossen. 
t» Stationieren des Abrollbehäl­
ters im K1ärwerk mit Wassernebel 
(zum Schutz für die Umgebung). 
Hinweis: In Windrichtung, 
100 m entfernt, etwa MAK-Wert, 
Dokumentationsmessungen. 
tD ca. 22.30 Uhr 
Einsatzleiter C-Dienst rückt (nach 
Klärwerksbesichtigung) auf Feu­
erwache 3 Bad Cannstatt ein und 
findet das nicht eingenommene 
Mittagessen mikrowellengerecht 
von der Sekretärin reserviert vor 
- tausend Dank, liebe Sekretärin! 
fD Um Mitternacht bis in 4ie frü­
hen Morgenstunden: 
Wiederaufnahme der Entsor­
gungsbemühungen mit äußerster 
Kraft und Entschlossenheit. 
Hinweis. "Klärwerk" sieht Pro-



teste des Personals und der Be­
völkerung gleich am Morgen des 
15.9. 1987 voraus. 
Schiene TUIS läuft erneut und 
recht gut an. 
Ergebnis: 
- Abnahmezusage für das Ammo­
niak seitens BASF-WF 
- Hilfezusage BASF-WF 
- Expertenzusage BASF 
- Kesselwaggon-Zusage BASF 
(sog. Bau W 45). 
Was hier so leicht als Ergebnis 
angeführt wird, erforderte doch 
einige Telefonate ul\d Überlegun­
gen, z. B, auch über die 
Kostenseite. Vorgabe in dieser 
Hinsicht: das Ammoniak muß so 
schnell es geht raus aus StuUgart 
und 'optimal entsorgt werden. 
Hierfür muß die Feuerwehr Sorge 
tragen. Dienststellen wie Wasser­
wirtschaftsamt, Landesgewerbe­
amt, Umweltschutz-Referat usw. 
können nichts beitragen. Kälte­
mittel, Ammoniak-Firmen und 
auch ein Chemiker sind überfor­
dert, haben falsche Vorstellungen 
und geben z. B. den Ratschlag, 
das Ammoniak verdunsten zu las­
sen. Die Freundschaft mit der 
BASF-WF und ihren Führungskräf­
ten erleichtert die Verständigung 
ernorm. 
G> Nachtüberlegung: Wo in StuU­
gart kann vom AB-G optimal in 
einen Kesselwagen umgepumpt 

werden? 
Ergebnis: Ortskunde führt zum 
Bundesbahn-Ausbesserungs­
werks-Gelände. 
3. Folgeeinsatz 
Hier beginnt der .. Entsor-
gungstag": 
7.00 Uhr 
Übergabe C-Dienst an StBOR 
Jarausch. 
Abfahrt der WF BASF LU 1/6, ELW 
(BI Stähle, Dr. Huberisch), 2 
LKW, I RW 3 
7.45 Uhr 
Eintreffen des Kesselwagens 25 t 
in Kornwestheim (Waggon-Nr. 23-
80-731 5800-4, an Zug-Nr. 53643 
nach München). 
8.00 Uhr 
Lotsen-Position BAB Feuerbach 
besetzt 
8.33 Uhr 
Abhängen des Waggons in StuU­
gart-Untertürkheim, Weitertrans­
port in das Bundesbahn-Ausbes­
serungswerk Bad Cannstatt, wo 
alles - ind. Bahn-WF - vorberei­
tet ist. 
Eintreffen der WF BASF Ludwigs­
hafen auf der FW 3 Bad CannstaU 
- Lagebesprechung. 

Fahrt zum Ausbesserungswerk -
Vorbereiten des Umpumpeinsat­
zes - Aufstellungsplan). Dr. Hu­
berisch besichtigt Standort Klär­
werk. Geleitzug in Bereitstellung, 

auf Stichwort in Marsch. 
Umpumpen von AB-G in Kessel­
wagen. 
Hinweis: 
Stickstoff zum Inertisieren 
Wasservorlage in Faß für Ab­
dampf aus Kesselwagen 
Edelstahlschläuche mit Außenge­
flecht und Flaschverschraubung 
..Sihi"-Flüssiggaspumpe Typ 
CEHD 5102-AO 146424 Vmin, 5 
bar, V4A 
Versorgung in Bahnkantine 
Abbau mit Unfall: Beim Abbau ge­
langte ein Spritzer mit ammoniak­
haItigern Wasser in das rechte 
Auge eines WF BASF-Mannes. 
Stationärer Krankenhaus-Au fent­
halt mit Hornhautoperation wurde 
nötig. Zum Glück btieb kein Scha­
den zurück. 
15.58 Uhr Schluß des Ein­
satzes. 
4. Folgerungen für die Eis­
laufbahn 
Der Einsatzleiter forderte für die 
Zukunft: 
a) Ein Entsorgungsnachweis mit 
geschlossener TransportkeUe für 
die im System vorhandene Ammo­
niakmenge ist vorzulegen (s. auch 
U mwel Ive rträglich keitsp rü f u ngs­
DA Re!. PIU/SO). 
b) Austretendes Ammoniak im 
flüssigen Zustand muß an tiefster 
Stelle ohne Vermischung mit Ab­
wasser gesammelt und miUels 

stationärer Pumpe in einen sta­
tionären Sicherheitsbehälter um­
gepumpt werden können, so daß 
die Entsorgung in Ruhe eingelei­
tet werden kann. 
c) Der .. Not-Aus"-Knopf muß 
Lüftungsanlagen mit abschalten, 
damit dampfförmiges Ammoniak 
so wenig wie möglich in die Um­
gebung gelangt. 
d) Alle Bedienungselemente, 
auch der "Not-Aus"-Knopf, be­
sonders aber Absperrschieber 
müssen in extra Räumen (oder 
einem Raum) sein, die gegen das 
Eindringen flüssigen oder dampf­
förmigen Ammoniaks geschützt 
sind. 
Beispiel: Handrad, Welle durch 
Trennwand. 
Der (die) Räume sind zu kenn­
zeichnen (z. B. "SOS-Raum"). 
e) Feuerwehrpläne (DIN 14095) 
sind zu erstellen und der Brand­
direktion zur Genehmigung einzu­
reichen. Sie müssen die Wirk­
samkeit der Forderungen abis d 
nachweisen und darstellen. 

5. Verrechnete Kosten des 
Einsatzes 

feuerwehr Stuttgart 
Bundesbahn (Transport usw.) 
BASf 
Sonstige (Chem. Unters.amt) 

37146,50 DM 
8694,76 DM 
6569,82 DM 

530,00 DM 
52941,08 DM 
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6. Einiges über Ammoniak 

6.1 Summenformel (wasserfrei) 
NH3 
UN Nr: 1005 
KemmJer-Zahl" 268 
Molekulargewicht 17.04 
Gas<hchle: 0.6 (Lult - I) 
Siedepunkt • 33,4°C 
Dampfdruck bei 20" C: 8,5 bar 
Krit. Temperatur In Grad C 132 
Zundfahlges Gemisch 
Vol !i: 153l1.2 
Zündtemperatur" 641"C 
1 kg nussIges Ammomak: 1317 t 
Ammoniakgas 
MAI( Wert: 50 ppm 
Giftklasse: Reiz und Ätz 
Gefähtdungsgrenre: 5011 Pl'm 
ph Wert einer l'6igen 
lösung von Ammoniak in 
Wasser: 12 
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Siedediagramm Ammoniak - Wasser 

l~ 

f},rl -

Taschenbuch f. Chemiker u. Physiker D :Ans LAX, 
3. Aufl. , Sprmger-Verlag 1967 

R- LInd S-Särze 
R 10 entzündlich 
R 23 giftig beim Einatmen 
S 7 Behälter dicht geschlossen 
halten 
S 9 Behälter an einem gut belüf­
teten Ort aufbewahren 
S 16 von Zündquellen fernhalten, 
nicht rauchen 
S 38 bei unzureichender Belüf­
tung Atemschutzgerät anlegen 
2500 ppm Dampfkonzentration in 
Luft -30 Min. eingeatmet: gefahr­
lich. 
6.2 Die BASP stellte bei der Ent­
sorgung fest, daß das angeliefer­
te Gemisch - entgegen unseren 
Annahmen - relativ vie l Wasser 
enthielt. 
Das Siedediagramm gestattet 
einen Einblick in die thermodyna­
mischen Zustände. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Bilanz der Rettungsschwimmer im vergangenen Jahr 

321 Menschen 
vor dem Ertrinkungstod gerettet 

DI.RG-Aklive bergen ein Segelboot. 

Mehr als 2,2 Millionen Stunden 
Ireiwilligen Rettungsdienst leiste­
ten die Mitglieder der Deutschen 
Lebens-Rettungs Gesellschaft 
(DLRG) 1987 an den Küsten der 
deutschen Nord- und Ost see, an 
Binnengewässern und in Bädern. 
Mit diesem ehrenamtlichen Enga 
gement machten die Lebensret­
ter auch im vergangenen Jahr 
Wasserfreizeit für Millionen Bun 
desbürger sicherer. Daß die Zahl 
der Wachstunden gegent.ber 1986 
um knapp 16 % sank, sei in erster 
Linie auf einen Sommer zurückzu­
führen, der keiner war. Allein an 
den schleswig-holsteinischen Kü­
sten registrierte die Einsatzlei­
tung 70000 Wachstunden we­
niger. 

Retter seiden leben ein 

321 Menschen konnte die 
DLRG vor dem sicheren Tod 

durch Ertrinken retten Bei 32 Al 
tionen erfolgte der Einsatz unter 
Lebensgefahr. Bundesweit mllß 
ten uber 8200 Surfer und Boote 
aus Wassernot geborgen werden. 

Das zweite große Arbe.tsgebiet 
der DLRG, die in diesem Jahr 
75 Jahre alt wird, ist die 
Srhwimmausb.ldung. 1987 erlern 
ten wieder mehr als 300000 Men 

slhen das Schwimmen, darunter 
95000 Frühschwimmer und über 
40000 Kinder im Vorschulalter, 
62210 nelle Rettllngsschwimmer 
verzeichnete die DLRG Bundes­
geschäftsstelle, davon sind 
27 Prozent Frauen. 

Seit der Gründung 1913 in 
I.eipzig haben insgesamt 29 Mil­
lionen Menschen bei der DLRG 
das Schwimmen gelernt 

(fo.o: Lahn) 

Attraktives 
Breitensportprogramm 

Seit Jahren bietet die Deut­
sche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft in 221 Bezirken und I 843 
Ortsgruppen Freizeit- und Brei­
tensportprogramm für jedermann 
an. Über 150000 Menschen nah­
men an den Gesundheits- und 
Fitneßangeboten teil ; die auch 
dazu beitragen, die Schwimmbä­
der attraktiver zu machen. 

Mit 473713 Mitgliedern konnte 
die Rettungsgesellschaft ihr Vor­
jahrsergebnis geringfügig verbes­
sern. Die DLRG ist immer eine 
junge Organisation gewesen, das 
belegt auch die neueste Statistik: 
64 Prozent sind unter 25 Jahre alt 
und 41,2 Prozent der Mitglieder 
sind Frauen. 

Über Rettungs-Leltstellen wurden 
viele Rettungseinsätze gesteuert . 
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Zehn Monate harte Arbeit 
für DlRG-ReUungsschwimmer aus Bremerhaven 

Einneues 
Rettungsboot wurde 

ausgebaut 

Daß Langbewährtes irgend­
wann doch von der fortschreiten­
den Technik überholt wird, weiß 
man auch im Bezirk Bremerha­
ven. So machte man sich schon 
lange Gedanken darüber, wie das 
Motorrettungsboot "Oskar Rei· 
mer" (Baujahr 1958), das zusam­
men mit der "Kompaßrose" den 
Wachdienst auf der Unter- und 
Außenweser versieht, ersetzt 
werden könnte. 

Nach jahrelanger Suche wurde 
ein ausgemustertes Vermes­
sungsboot des Wasser- und 
Schirrahrtsamtes "aufgestöbert". 
Eine Probefahrt jedoch ernüch­
terte alle. Die Maschinenanlage 

war für Rettungszwecke zu 
schwach. Doch als DLRG-Mitglied 
ist man es gewohnt, hartnäckig zu 
sein. Einige Mitglieder beschaff­
ten unter günstigen Bedingungen 
einen 180-PS-Turbodiesel·Motor. 

Schnell war der Kaufentschluß 
gefaßt und das Boot für 4 000 DM 
angeschafft. So konnte auch die 
Spende der Städtischen Sparkas­
se Bremerhaven in Höhe von 
10000 DM, die bei einer Tombola 
während der Sail 86 eingenom­
men wurden, zweckmäßig ver­
wendet werden. Die restlichen 
6000 DM waren für den Umbau 
bereitgestellt. 

lehn ~ voller Arbeit 

Für die neue Besatzung, Jür­
gen Müller, Marco Uhring und 
Wolf Hillmer, sowie für einige 
neißige Helfer begannen zehn 
Monate voller Arbeit, Ärger und 
vor allem Staub. Erst einmal wur­
den der gesamte Rumpf und die 
Kajute bis auf die Außenhaut 
"ausgeschlachtet". Endlos schien 
dabei das Abbrennen und Schlei· 
fen der alten Farbschichten zu 
dauern, bis dann die Kajüte den 
Erfordernissen entsprechend 
verkürzt werden konnte. Erheb­
liche Materialschäden wurden 
fachmännisch beseitigt, und für 
den Innenausbau erhielt die Be­
satzung fachkundige Unterstüt­
zung. 

Komplett neue Einrichtung 

Nach den Lackierungsarbeiten 
begann man schließlich dem zu­
künftigen Motorrettungsboot Ge­
stalt zu geben, indem eine kom­
plett neue Einrichtung und Ausrü­
stung installiert wurde. 

Dazu gehörten neben der übli­
. ehen nautischen Ausrüstung auf 

ReUungswachdienst der DlRG 

Seeschirrahrtsstraßen DLRG-Be­
triebsfunk, Seefunk und eB-Funk, 
eine Rettungsplattform, um Per­
sonenbergungen zu erleichtern, 
ein Mehrbereichsecholot, starke 
Schleppeinrichtungen sowie die 
üblichen Wiederbelebungs- und 
Erste-Hilfe-Ausrüstungen. 

Um die Einsatzmöglichkeiten 
im küsten nahen Bereich zu erwei­
tern, sollen auch zusätzlich Preß­
lufttauchgeräte an Bord genom­
men werden, um z. B. Rellungs­
chancen von Personen zu vergrö­
ßern, die bei Kenterungen einge­
schlossen wurden. 

Nach der Bootstaufe bewies 
das neue Boot dann sehr schnell 
seine Diensttauglichkeit. Die Mü­
he hatte sich gelohnt. Bei zahlrei­
chen Einsätzen konnte schnell ge­
holfen werden. D. Harms 

Die Kajüte Ist aurgetrennt. Seit 
Wochen wird Farbe abgebrannt und 
geschliffen. 

Nicht nur Aufgabe für "gestandene Männer" 

Saerbeck, ein kleines und ty­
pisch weslfiilisches Dorf ist etwa 
25 km nördlich von Münster gele· 
gen. Sein Badesee, ein Naturbad, 
welches bei der Sandgewinnung 
entstanden ist, ist schon unter 
Badelustigen seit einigen Jahren 
kein Geheimtip mehr. 

Für den Besucher, der zum 
Teil bereit ist, Anreisewege von 
bis zu 30 km und mehr in Kauf zu 
nehmen, verbindet das Bad einer­
seits die Vorteile eines Freibades 
mit Bewachung und sanitären In­
stallationen, mit andererseits den 
Reizen eines Sees mit chlorfrei­
em Wasser und Sandstrand. So 
ist es nicht verwunderlich, daß an 
warmen Tagen mehr als 3000 Be­
sucher die riesige Liegewiese 
(etwa zwei Hektar) bevölkern. 

Die Aufsicht über den 4000 m2 

großen Schwimmerbereich und 
über den halb so großen Nicht­
schwimmerbereich verlangen an­
gesichts solcher Verhältnisse, 

64 t ZS-MI'&AZIN 4IBB t 

selbst bei Mithilfe eines Wach­
gängers, für den Wach leiter ganze 
Arbeit. 

Als vor zwölf Jahren die DLRG 
Angelmodde-Gremmendorf hier 
den Rellungswachdienst über­
nahm, war man sich darüber im 
klaren, nur "gestandene Männer" 
hier einsetzen zu können - weit 
gefehlt! Im August 1987 hat nun 
mit Anja Janning erstmals eine 
junge Frau diese schwierige und 
auch verantwortungsvolle Aufgabe 
übernommen. Trotz ihrer 19 Jah· 
re brachte sie für den in Saer­
beck zuständigen Einsatzleiter 
Helmut Wilken hervorragende Re­
ferenzen mit. 

Nach bestandener PrüfunR des 
Goldenen Rettungsschwimmab· 
zeichens im April letzten Jahres, 
hatte sie bald darauf die Gelegen­
heit, ihre gerade erst erworbe­
nen Kenntnisse anzuwenden. Als 
eine Mitschülerin während des 
gemeinsamen Schulschwimmens 

im Wasser plötzlich bewußtlos 
wurde, bewies sie Nervenstärke. 
Sie holte das Mädchen aus dem 
Wasser und beatmete es. Durch 
die anschließende Herz·Lungen­
Wiederbelebung wurde der Klas­
senkameradin das Leben ge­
rettet. 

Zurück nach Saerbeck; das 
schlechte Wetter in ihrer Wach­
woche brachte ihr am Badesee 
nur überschaubare Besucherzah­
len. So brauchte ihre Schwester 
Birgit, die als Wachgängerin vor­
gesehen war, nicht ständig einge­
setzt zu werden. Anja Janning 
freut sich jetzt schon auf dieses 
Jahr, in dem sie zusammen mit 
ihrer Schwester bei echtem Som­
merwetter Wachleiterin sein 
möchte. 

Nach diesem zaghaften Anfang 
besteht nun die Horrnung, daß 
noch weitere weibliche DLRG­
Mitglieder entsprechende Ambi· 
tionen zeigen. Dank des starken 

Nachwuchses aus der Jugend, 
braucht man sich in Angelmodde­
Gremmendorf hierüber keine 
Sorgen zu machen. 

Das hierzulande teilweise belä­
chelte Novum, eine Rettungs­
wachstation rein weiblich zu be­
setzen, brandmarkte alle Spötter 
zu Neidern. 

Als Resümee bleibt zu hoffen, 
daß andere Ortsgruppen diesem 
Vorbild folgen, es zumindest ein­
mal zu versuchen. Wir machen 
auf jeden Fall so weiter. 

Helmut Wilken 

Das stindige Training dei ReUen, 
Ist VorauSJelzung für effektiven 
Rettung.· und Wachdienst. 



Presseschau des Inlands 
Ein Unfall ist selten 

nur Zufall 

Im Straßenverkehr und in den 
eigenen Vier Wänden ereignen sich 
die meISten Unfälle. Rund 9000 Tote 
und ein Vielfaches an Schwerverletz­
ten als Folge von Verkehrsunfalien, 
rund drei Millionen Unfälle im hausli­
che Bereich (mit etwa 6000 Toten) 
sind die jährliche SchreckensbIlanz. 
Die weitaus größte Zahl der Unfalle ist 
aber vermeidbar. 

So entstehen Im Straßenverkehr 
die häufigsten Unfalle durch zu 
schnelles Fahren, Nichtbeachtung 
der Vorfahrt, falsches Überholen oder 
Vorbeifahren, zu germgen Sicher­
heitsabstand, Alkoholgenuß. 

An den tödlichen Unfällen m den 
eigenen Vier Wänden haben Stürze 
mit 82 Prozent den Hauptanteil. Auch 
für diese Unfälle gilt: Die meisten wä­
ren vermeidbar oder blieben folgen­
los, wenn die folgenden SIcherheits­
vorkehrungen beachtet würden: 

Schuhe sollen rutschfest sein. 
Fester Tritt auf . Treppen und Stu­

fen: Tückische Stolperfallen bilden im 
Treppenhaus ausgelegte und 
schlecht befestigte Läufer. Genauso 
gefährlich sind blankgebohnerte Stu­
fen. Wer Emkaufstaschen, Mülleuner, 
Haus!)altsgeräte und sonstige Utensi­
lien auf Treppen und Bewegungsflä­
chen abstellt, fordert einen Sturz 
heraus. 

Sorgen Sie für gute Beleuchtung 
und trittsicheren Fußbodenbelag. 

Platz und Übersicht in der Woh­
nung zahlen sich aus: Eine vollge­
stopfte Wohnung kostet nicht nur viel 
Kraft und Zeit beim Saubermachen -
raumliche Enge erhöht auch das Un­
fallrisiko. 

Mobiliar mit abgerundeten Ec;:ken 
und bequem erreichbaren Schub­
und Schrankfächern soll standSicher 
sein. 

Sichere Haltegriffe im Sanitarbe­
reich helfen Stürze vermeiden. 

Eine ausreichende Zahl von Steck­
dosen gewährleistet kurze Anschlüs­
se für Elektrogeräte. 

(.Kölnische Rundschau", Nr. 88) 

Ministerien einig über 
Strahlenschutz-Amt 

Die beteilIgten BundesminlSterien 
haben sich m Bonn (. .. ) prInZIpiell 
geeinigt, entsprechend dem WurISch 
von Umweltminister Klaus Töpfer ein 
Bundesamt für Strahlenschutz zu 
schaffen. Die neue Behörde soll eme 
bessere Kontrolle bei Atommüll­
TrarISporten gewährleisten. 

Das Bundeskabinett wird ( .. . ) 
emen Grundsatzbeschluß üloer die 
Elmichtung dieses Amtes fassen. Bis 
dahin sollen Zuständigkeit und Struk­
tur der NeugründUllg ZWISChen meh­
reren Bundesressorts noch näher 
festgelegt werden. Erste heftIge WI­
dersprüche gegen das Vorhaben 
Töpfers konnten aber dem Verneh­
men nach ausgeräumt werden. 

Mehrere Mmistenen hatten Beden­
ken wegen emes drohenden Kompe­
tenzverlustes erhoben, da die neue 
Behörde zurnmdest zum Teil Abtei­
lungen bereits bestehender Institute 
zusammenfassen soll. Kompetenzen 
abgeben soll, wie zu erfahren war, 
unter anderem das Institut für Strah­
lenhygiene des BundesgesundheIts­
amtes, die Physikalisch-TechnISche 
Bundesanstalt, die BundesarIStalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe so­
wie die Kölner Gesellschaft für Reak­
torsicherheit. 

(.Kölnische Rundschau", Nr. 28) 

Fast 34000 
Rettungseinsätze mit 

Hubschraubern 

Rettungshubschrauber m der Bun­
desrepublik und' Berlin sind Im ver­
gangenen Jahr zu knapp 34000 Ret­
tungseinsätzen gestartet. Dabei ha­
ben ihre Besatzungen nach der neue­
sten Einsatz-Statistik des AIJAC mehr 
als 29 000 Patienten versorgt. Diese 
wurden entweder noch am Notfallort. 
vom Hubschrauberarzl' behandelt 
oder in eme Klinik geflogen. Durch­
schnittlich !liegen die Rettungshub­
schrauber der 36 deutschen Luftret­
tungszentren pro Tag knapp hundert 
Einsätze. Untersuchungen hätten er-

geben, daß bei rund 10 Prozent der 
Flüge Menschenleben gerettet wur­
den, berichtete der AIJAG. Auf die 
17 Katastrophenschutz-Hubschrauber 
des Bundesinnenrninisteriwns entfie­
len 16233 Einsätze, auf die acht Ma­
schinen der AIJAC-Luftrettung 6743, 
auf die sechs Bundeswehrhubschrau­
ber 6 180 und auf die fünf Helikopter 
der Deutschen Rettungstlugwacht 
4814. Außer den Rettungs!lügen, so­
genannten Primäreinsätzen, bei de­
nen es auf Minuten ankommt, absol­
Vieren die Hubschrauber nach Anga­
ben des ADAC auch noch Sekundär­
eInSatze. Bel diesen Flügen werden 
Patienten von emem Krankenhaus in 
eme für ihre Verletzung oder Erkran­
kung besser geeignete SpeziaJklmik 
verlegt. 

(Frankfurter Allgememe Zeitung, 
Nr. 23188) 

Ein neuer 
Rettungssanitäter 

Das Bundeskabinett hat den Ent­
wurf eines "Rettungsassistenten-Ge­
setzes" verabschiedet, das für eine 
bessere QualifIZierung der Rettungs­
sanitäter sorgen soll. Wie das Ge­
sundheitsmmistenum mitteilte, ' WIrd 
damit der Entwicklung auf dem Ge­
biet der Notfallrnedizm und der Wie­
derbelebung Rechnung getragen. 
Durch den neuen Beruf der Rettungs­
assistentin oder des Rettungsassisten­
ten und eme bessere QualifikatIon 
des Personals würden gürIStigere 
Voraussetzungen für Hilfeleistungen 
am Unfallort und beim TrarISport in 
das Krankenhaus geschaffen. Das Ge­
setz Sieht unter anderem eme insge­
samt zweijährige Ausbildung zum 
RettungsassIStenten vor. 

Übereinstimmende Auffassung al­
ler beteiligten, insbesondere der 
Hilfsorganisahonen, ist nach Angaben 
des Ministeriwns, daß das ehrenamt­
liche Element im Rettungswesen un­
geschmalert erhalten bleibt. 

(Frankfurter Rundschau, Nr. 23/88) 
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Presseschau des Auslands 
Weichenstellung 

für den Katastrophen­
schutz'BB 

Zu emem regen Erfahrungsaus~ 

tausch trafen emander kurzlIch dIe 
beamteten Katastrophenschutzrefe~ 

renten aller LandesregIerungen. In 
Innsbruck wurden dIe Welchen fur 
die TätigkeIt 10 dIesem Jahr gestellt. 

TagungsleIter Hofrat Dr. Otto 
Schlmpp (Trrol) ,DIes war beretts dIe 
drItte Expertenkonferenz nach Leb 
rmg 10 der SteIermark Im Jahr 1985 
und Wlener Neustadt 1986. DIe Auf­
gabe der Konferenz lIegt darm, daß 
m emer Art Klausurtagung alle aktuel 
len österreIchwelten Probleme des 
Katastrophenschutzes dISkutiert wer 
den können. Es werden dabeI Erfah 
rungen der Länder unteremander 
ausgetauscht, dIe ArbeIten und Maß 
nahmen aufemander abgestimmt und 
eventuell auch gememsarne Stand 
punkte gegenuber BundesdIenststel 
len erarbeItet, da vorwtegend 10 FI­
nanzlerungsfragen mcht unmer Elmg 
kelt ZWISChen Bund und Landern be~ 
steht.' 

Darüber hmaus bIetet das Zusam~ 
mentreffen auch dIe MöglIchkeIt, ge~ 
memsarne ZIele Im Katastrophen- und 
ZIvilschutz zu erarbeIten und damIt 
besseren Erfolg zu erztelen. 

An der dlesjahngen Konferenz 
nahm auch Dr. Peter WIdermann vom 
InnenmmlStenum tetl 

Elmge Detatls der Tagesordnung 
• KommumkahOn ZWISChen Landes~ 
warnzentralen und mIt dem Bundes~ 
dienststellen Warn- und Alarm 
dienst. 
• Katastrophenfunkfrequenz; 
• EInsatzleItungen Schulen, Struktu· 
ren, Förderung, 
• uberreglonale KatastrophenhIlfe 
und Katastrophenhtlfe un Ausland; 
• Gememde-Selbstschutzmformatl­
onszentren; 
• RlchtlImen für generelle Schutz­
raumplanung der GemelOden; 
• LandeSverteIdIgungsplan, Urnset 
zung Im BereIch des ZIvilschutzes. 

Daruber hmaus wurde unter ande~ 
rem besprochen, mWlewelt dIe EDV 
beI der BearbeItung und Ntrtzung der 
Katastrophenpläne emgesetzt wer­
den kann. Auch wurde dIe rechtltche 
Frage der Kompetenzschwlengkel ~ 
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ten (Länder agIeren oft Im gesetzes­
freten Raum) dISkutiert. DIes fuhrte zu 
emem Antrag an dIe Landesamtsdl­
rektorenkonferenz, eme ArbeItsgrup­
pe zur Klärung dIeser Fragen emzu­
setzen 

Das nächste Treffen der Katastro­
phenschutzreferenten WIrd voraus­
slchthch Im Herbst Im Burgenland 
stattfmden 

(.Zlvtlschutz aktuell", OsterreIch, 
Nr I) 

"Ameise" zeigte 
Probleme auf 

Auch 10 der SchweIZ fur VIele das 
Zlvilschutz-Musterland Nummer eIre 
- funktlomert mcht Immer alles reI­
bungslos. Jungstes BeISpIel Unter 
dem Kennwort .Amelse" wurde un 
Luzerner Sonnenbergtunnel dIe größ­
te ZIvIlschutzanlage der SchweIZ 
(20800 Schutzpläne') emem umfas­
senden BereItstellungstest unter­
zogen 

DIe funftäglge Ubung, beI der rund 
1200 Personen, darunter MedIenver­
treter aus dem In~ und Ausland, mIt­
machten, dIente vor allem dazu, daS 
Schheßen der Panzertore zu uben, 
dIe Luftung zu testen und 10 den Tun­
nelröhren LIegen, TOIletten sowIe 
Kommando- und Samtatsposten aufzu­
stellen 

Auch wenn SIch dIe Großtechnolo­
gIe der Strom~, Luftungs und SchlIeß­
aggregate Im Sonnenberg als elnsatz­
fahlg erwtesen haben, wurden fol­
gende Mängel aufgezeIgt: 
• DIe Schheßung der Tunnelpanzer­
tore dauerte erhebhch langer als dIe 
geplanten acht Stunden. 
• Es konnten mcht, wIe geplant, alle 
10.000 LIegen aufgestellt werden 
• Auch dIe OrganISation selbst wur­
de kntlSlert. 
Tunneldaten 

Der Sonnenbergtunnel um faßt zweI 
zwelSpunge Straßenröhren von je 1,6 
Ktlometern Länge und kann auf je 
rund 1200 Metern lOsgesamt 20.800 
LIegestellen beherbergen DIe zum 
Abschluß der Anlage un Ernstfall vor­
gesehenen VIer Stahlbeton Panzerto­
re von Je rund ISO Zentunetern BreIte 
und 3SO Tonnen GeWIcht ruhen m 
NISChen mnerhalb der Tunnelportale. 
In das Innere der TunnelkonstruktIon 
1St eme sIebenstoclage Kaverne em-

gebaut, 10 dIe Emnchtungstelle des 
Zlvtlschutzes mll emem Gesamtge­
WIcht von 465 Tonnen elOgelagert 
smd DIe Kaverne umfaßt zudem etn 
NotspItal mIt zweI OperahOnsräumen 
und 328 Samtätsstellen. 

Interessant fur den österreIch 1-

schen ,neuen" ZIVIlschutz, der das 
Uberstehen von SItuationen Jeder Art 
ermöglIchen soll. 1St folgende elnhel­
hge Memung der SchweIZer Tages­
presse: 

Der Sonnenbergtunnel 1St fllr zlvtle 
Katastrophen mIt kurzer Vorwarnzelt 
(etwa ChemIeunfälle) mcht katastro­
phentaughch 

Da auch 10 unserem Nachbarland 
Immer mehr der Emdruck entsteht, 
daß dIe Wahrschemhchkelt mchtnl1h­
tarlScher BedrohungsbIlder zummmt, 
wrrd dIe NotwendIgkeIt emes be­
schleunIgten Schutzraumbezuges 10 

Zukunft Im MIttelpunkt der ZlvU­
sChutzbemuh'ungen stehen mussen 
AngepeIlt wrrd auch eme mtenslvere 
Tetlbeubung der Sonnenberganlage. 

(,ZIVIlschutz aktuell", OsterreIch. 
Nr. I) 

Zivilschutz in der 
Schweiz 

DIe folgenden statIStISchen Anga­
ben vermItteln em Btld der SchweIZer 
Zlvtlschutz~ Anstrengungen Im Laufe 
der letzten Jahre: 

Im BereIch der OrgamsatlOTlSbau 
ten bestehen augenblIckhch I 110 
Kommandoposten der Orts~, Ab­
schmtts und SektorleItungen, ferner 
stehen I 020 BereItstellungsanlagen 
zur Verfugung DIe samtätsdlenhchen 
Anlagen vertetlen SIch wIe folgt. 117 
geschutzte OperatIonsstellen; 310 Sa 
mtätshllfsstellen; 820 Samtätsposten 
und 91 300 LIegestellen 

Im ZeItraum von 1963 bIS 1984 er­
hIelt der SchweIZer ZIvilschutz Mate­
nailleferungen Im Werte von 960 MIl­
honen SchweIZerfranken. 1986 wur 
den 400 500 TeIlnehmer mIt I 017800 
DIensttagen beI 58 Anlassen regl­
stnert. 

Pro Jahr verausgaben dIe schweI­
zerISChen Kantone und Gemetnden 
gegenwärtIg 300 Mlo. SF für ZIVtl­
schutzzwecke, HauseIgenturner wen­
den 95 Mlo. SF auf, der Bund steuert 
ISO Mlo. SF beI 
(.Bulletm d'mformatlon', Luxemburg, 

Nr. 26) 



Neue 1S 8/8 startet per 
Knopfdruck 

Eine neue Tragkraftspritze TS 8/8 hat in 
der Versuchsabteilung eines Fahrzeugher­
stellers in Ulm ihre Erprobungsphase er­
folgreich absolviert. Die Pumpe wird von 
einem aus Automobilen bekannten Motor 
angetrieben, der inzwischen mehr als eine 
Million mal gebaut wurde . 

Der 4-Zylinder-4-Takt-Ottomotor leistet 
aus knapp einem Liter Hubraum 32 kW (44 
PS) bei 5000/min . Ein Minimum an Bautei­
len - mit nur 273 Teilen rund 30 Prozent 
weniger als bei vergleichbaren Maschinen -
sorgt für hohe Betriebssicherheit. In puncto 
Geräuschentwicklung entspriCht die Ma­
schine dem neu esten Stand der Technik . 
Auch ohne Katalysator erfüllt sie die Euro­
norm: Sie arbeitet umweltschonend . 

Der Motor wird per Knopfdruck mit Hilfe 
eines Anlassers und einer Starterbatterie 
schnell und ohne Kraftaufwand gestartet. 
Im Leerlauf ist der Motor kaum zu hören, 
und auch bei niedrigsten Drehzahlen arbei­
tet er vibrationsfrei. Zur Bereitstellung der 
maximalen Pumpenleistung nach DIN wer-

Wirkungsvolle 
Sofortmaßnahme bei 

Leckagen 

Unfälle und Pannen mit umweltgefähr­
denden Flüssigkeiten lassen sich nicht aus­
schließen . Einen ersten Angriff auf Lecka­
gen erlaubt eine neuentwickelte Abdicht­
Paste. Sie kann zum Verschließen von Lek­
kagen in Tanks , Fässern, Rohrleitungen , 
Ventilstutzen etc. eingesetz1 werden. Auch 
ist sie resistent gegen 01, Benzin , andere 
Kohlenwasserstoffe , Laugen , Säuren, Lö­
sungs- oder Reinigungsmittel. Bei beson­
ders aggressiven Chemikalien wie Säuren, 
ist die Paste nur zum kurzfristigen Abdich­
ten geeignet, kann aber, wenn es notwendig 
sein sollte , durch wiederholtes Auftragen in 
der Wirkung verstärkt werden . Grundsätz­
lich ist die Paste jedoch nicht zur dauerhaf­
ten Reparatur geeignet. 

Die Verarbeitung der Paste ist denkbar 
einfach. Die Leckage wird mit einem Klum­
pen der Paste abgedichtet, die weitflächig 
auf die Leckstelle aufgebracht wird . Sie haf­
tet sogar auf rostigem, fettigem und ver­
schmutz1em Untergrund. 

Die Paste eignet sich nach Aussagen des 
Herstellers auch zum Abdichten von Oruck-

den mit 24 kW (33 PS) nur rund 75 Prozent 
der verfügbaren Motorleistung benötigt . Die 
dafür erforderliche Drehzahl liegt bei nur 
2900/min . Daraus resultieren lange Le­
bensdauer und hohe Betriebssicherheit. Die 
Geräuschentwicklung wird weiter abge­
senkt . Die thermostatisch geregelte Was­
serkühlung sorgt für eine kurze Warmlauf­
phase und für die sichere Kühlung des Mo­
tors . 

leckagen . Leicht unter Druck stehende Lek­
kagen können mit der Paste ohne zusätzli­
che Hilfsmittel problemlos behoben wer­
den . Für Leckagen, die einem stärkeren 
Druck ausgesetz1 sind , wird die Paste als 
Dichtung in Kombination mit Manschetten , 
Bandagen, Dichtkissen oder anderen Hilfs­
mitteln dieser Art angewandt. (Biotec) 

Schnelle Hilfe für 
Gehunfähige 

Ein neuartiges Rettungsgerät, Rettungs­
Lifter genannt, hat aus den USA kommend 
den Weg auf den deutschen Markt gefun­
den. Das Gerät soll einem Helfer ermögli­
chen, im Gefahrenfall eine sitzende Person 
ohne größere Kraftanstrengung über Trep­
penstufen und Podeste hinweg in Sicherheit 
zu bringen. 

Der Rettungs-Lifter ist ein klappstuhlähn­
liches Gerät, das sowohl mit Rädern als 
auch mit Gleitkufen ausgerüstet ist. Diese 
Kufen enthalten Keilriemen , die über Trag­
elemente laufen. Beim Befahren von Stufen 
setz1 ein Bremssystem ein , das die Ab­
wärtsbewegung im Verhältnis zum Gewicht 
der befördernden Person verlangsamt. 
Beim Befahren ebener Flächen wird das 

-

Die zweistufige Kreiselpumpe hat Spalt­
wasserringe aus Aluminium, ein mit Edel­
stahl gepanzertes Laufrad sowie eine hoch­
wertige , selbstnachstellende und wartungs­
Ireie Gleitring-Dichtung auf der Pumpen­
weIle . 

Bezüglich des Gewichtes liegt die neue 
Tragkraftspritze - einschließlich Anlasser 
und Starterbatterie - innerhalb der Norm 
von 190 kg . (Foto : Iveco) 

Gerät auf den Rädern rollend fortbewegt. 
Ein Sicherheitsgurt fixiert die zu rettende 
Person im Sitz. 

Eine hochfeste Aluminiumlegierung gibt 
dem Rahmengestell die nötige Festigkeit, 
der Sitz besteht aus schwer entflammbarem 
Nylon-Vinyl-Material und die Räder sind aus 
Polyurethan. Bei einer Tragfähigkeit von 
136 kg wiegt das einsatzbereite Gerät 6,5 
kg . (Foto: REHA) 

j4 
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Feuenvehrtechnik -
damals 
Das große Werk von Koebe-Luckenwalde 
bis 1945 
Wenzel Verlag , 
3350 Marburg 

Seit 1878 bis zum Ende 1945 war der 
Name Koebe-Luckenwalde weit über 
Deutschlands Grenzen hinaus ein Begriff für 
Feuerwehrgerätetechnik. Ein Bild von den 
Erzeugnissen des Feuerwehrtechnik-Pio­
niers Hermann Koebe vermittelt em reich be­
bildertes Buch, das nun nach 20jähriger 
Materialsammlung erschienen ist. 

Anhand zumeist ganzseitiger Abbildun­
gen und ergänzt durch eine Vielzahl von 
Konstruktionszeichnungen wird eine Ent­
wicklung nachgezeichnet, die von der Hand­
druckspntze über die Tragkraftspritze bis zu 
den Löschfahrzeugen verschiedenster Grö­
ßen reicht. Das letzte Projekt vor dem Un­
tergang des Werkes war der Prototyp eines 
Halbkettenfahrzeugs mit feuerwehrtechni­
schem Aufbau , das zur Bekämpfung von 
Flächenbränden 10 den von Luftangriffen 
zerstörten Städten eingesetzt werden sollte. 

Das Buch macht deutlich, daß in Lucken­
walde ein bedeutendes Kapitel deutscher 
Feu erweh rge räte-Entwickl u n g en tsche iden d 
mitgestallet wurde . Der technisch Interes­
sierte wird an Koebe-Luckenwalde und so­
mit am Studium dieses aufschlußreichen 
Werkes mcht vorbeikommen. 

Ergänzungs- . 
lieferungen 
zu Sammelwerken 

Müller 
Druckgase 
47. und 48. Ergänzungslieferung 
Deutscher Fachschriften-Verlag, 
6200 Wiesbaden 1 

Gerdelmann/Korbmann/Kutter 
Krankentransport und Rettungswesen 
36. und 37. ErgänzungslIeferung 
Erich Schmidt Verlag , 4800 Bieleleld 1 
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Geschichten, die die 
Forschung schreibt 
Band 6: Von Lebenswundern und 
Wunderwelten 
Von Karl -Heinz Preu8 und 
Rolf H. Simen (Hrsg.) 
Verlag Deutscher Forschungsdienst, 
5300 Bonn 2 

Von Lebenswundern in der Tiefsee bis zu 
Wunderwelten in Technik , Mikro- und Ma­
krokosmos spannt sich der Bogen der rund 
70 Geschichten in diesem neuen Band der 
Lesebuchreihe aus der Wissenschaft. 

"Lichtzeichen aus der Vergangenhei t", 
"Erkundetes von der Erde", "Wunder des 
Lebendigen", "Welten des Universums" , 
"Bedrohungen des Blauen Planeten", "Aus­
wege aus Energieproblemen" sowie 
"Grundlagenforschung und Hochtechnolo­
gie" lauten die Kapitel dieses Bandes, in 
dem man sich wie in einem "Gläsernen 
Labor" durch die Welt der Wissenschaft 
führen lassen kann . Ein Blick auf Zukunfts­
technologien wie Informationstechnik, Su­
praleiter und Künstliche Intelligenz runden 
den lehrreichen Band ab. 

Aromatherapie 
Heilung durch Duftstoffe 
Von Robert B. Tisserand 
Verlag Hermann Bauer, 
7800 Freiburg 

Unter Aromatherapie ist ein Zweig der 
Pflanzenheilkunde zu verstehen , in dem Es­
senzen, stark duftende Konzentrate der ein­
zelnen Pflanzenwirkstoffe eingesetzt wer­
den. Die Essenz ist der in höchstem Maße 
flüchtigste Tei l der Pflanze. Die therapeuti­
sche Wirkung soll auf einer subtileren Ebe­
ne als die der ganzen Pflanze oder ihres 
Extraktes erfolgen. 

Der Autor, praktizierender Heilpraktiker, 
hat sich in den letzten zehn Jahren auf die 
Behandlung mit Essenzen spezialisiert und 
sich intensiv mit allen Aspekten der Aroma­
therapie befaßt. In seinem Buch behandelt 
er 29 Essenzen mit ihren Eigenschaften und 
Anwendungsgebieten . Ergänzt wird diese 
Aufstellung durch eine genaue Beschrei­
bung der Wirkungsweise sowie Angaben 
über Verdunstungsgeschwindigkeit und die 
Intensität des Duftes. 

Feuenvehr­
Oldtimer 
Fahrzeuggeschichte in Bildern 
Von Udo Paulitz 
EFB-Verlagsgesellschaft mbH, 
6450 Hanau 

Die Bild- und Textdokumentation gibt 
einen Überblick über die wichtigsten Bau­
formen der Feuerwehrfahrzeuge seit dem 
Zeitpunkt der Motorisierung bis zu Beginn 
der 60er Jahre und schließt damit eine Lük­
ke ' in der Reihe der bisherigen Pu­
blikationen. 

Die Bildauswahl beschränkt sich nicht 
nur auf die Standardfahrzeuge, sondern es 
werden auch viele Sonder- und EinzeIanfer­
tigungen sowie nicht zuletzt Eigenumbauten 
vorgestellt . 

Auch Einheiten aus dem grenznahen Aus­
land - üllerwiegend auf deutschen Fahrge­
stellen - und auch ausländische Fabrikate, 
die bei deutschen Feuerwehren in Dienst 
standen, werden im Bild vorgestellt. 

Die Roten Hefte 
Lehrschriften für den Feuerwehrmann 
Verlag W. Kohlhamme{ 
7000 Stuttgart 80 

Die Fachzeitschriften der bewährten Rei­
he "Die Roten Hefte" haben bereits ihren 
festen Platz in der Ausbildung und als Nach­
schlagewerk im alltäglichen Dienst bei der 
Feuerwehr gefunden . Mit den vorl iegenden 
Neuauflagen werden die jeweiligen Themen­
kreise auf den aktuellen Stand gebracht! 

Heinrich Kern! 
Friedrich Kaulhold 
der Gruppenführer im Lösch­
einsatz 
Band 10, 11 . Aufl. 

Ludwig Timmer 
Löschwasserversorgung 11 
Band 27 b, 3. Aufl. 
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Allgemeines 
Kool ~uchte gt'h6n [ur r ho,cnslauSS'!dllung <1Cf KatS 

Font ,Ien on ('~ploSI(Jnsqdahldt'ten Bcre,chen ,lrhe,ten 
5,(> Ihl~nt zum Lcuchtpn <lut Vordrmg ..... egen. m bcqr('nztem 
Umtang zum Ausleuchten von Arbelts- und Eonsal/sl('lIcn 

Die leuchte kann sowOhl ,Im Schulzhelm .lls .Iuch an deI 
ßru"'t.aschc des E,nsallanzuges gdragen werlien DIt~ Bete­
!;hq,,1'lQ der Tragct.t$chc erfolgt ,Im lc,broemcn oder am 51-

crhC,I';gurl Unter der Prutnu'1'1mcr PTß-NI 111 Sr 29989 
" dlC Koptlcochte von 0'" PhysikalISCh-TechfllSChe 1 Bundes-
'·;!.tl' ~plos mS<l' -hulltt lcuctne zugelassc 

0,(> STANRegntle d'~f Kopllt'UChl<' lauten WI(' tolgl 

Planungsbegriff: 
lelletl,e, KopfieuchtC' cil l)xql'!SChutlt 

Ptanungsnumml!f": 
I 0 00160 

Versorgungsnummer : 
h 30-12-194-585-1 

Technische Daten; 
Brenndauer 
Gluhlampe 
lwe,wellCk <lmpt 

IdenmaUl 
Batterie 
I :;dIChter N,Cd-sammlcr 

Ladegerät 
AnscllluBspannung 
Nenntrequenz 
Anschlußli ~Iung 
l, rtCI!"t 
Gewicht 
11. .pt! uch1r ,M Kabc 
li lQi't,lsch BauCH 

I d I Idcq.'rdt 

Sie besteht aus; 

Gehäuseleil 

ca 6.5h 

3,75VI1 A,1 A 

3,6yf7 Ah 

220V:!: 10' 
50-60 ", 
4 VA 
ca 18h 

2.1 kg 

IU· ·h~rgzahem KunslstoU IPOlyamld1 m,l S,I'l1mlcr und 
'dcq,'r.,! zwe, Stc<ckkont,,~len und gruller lcucll!LI'O<!r\ la-

,I. ;1Cf'kdo';, Krallengf'lenk und K'ppbuqel m,t D.t',kanl-
I hr,l"be sowie zwei Lc,bllemf'noscn, 

Gehäusedeckel 
JUS IranSpdren1em Kunsl:;I,,!! (polyamid) mit zwei SchI ~be 

konlakh~n. e,ner SICherung. d('m VerblOdul1qsk.!bel e,nem 
V('lschluß fur Dre'kant. r.hl.lUoc und elOem Ulwr(lrUi:kventtl. 

Leuchtenkopf 
m,t leuch1engehauSC aus schlaglahem Kunhht"tt (POiy 

amid) Kabelanschlussen. S1ecktassung fur Gluhl,lmpc, Dreh· 
ochill1er, Kabelelntuhrung. Dre'kantSChraubc. schw!'n~\};:lIel 

Erns1eülasche. Gluhlam!){' ml1 Feder und AusweriflOg Rellek 
tor m,t Glassch('lbc. GummrdlChlriOg und Vors,ltzrlOQ sow~ 
e,nem Ubcrwurtflng mit Sdlf;lubgewrnde und Ausnchmungen 
tur Dreikantschraube. 

Zubehör 
1 Sill' Ledf'l' Tragela<;t:hc 
1 SIUi' Netzkabel mit NNr-'Xkcl und l.adcstt .. (:~cr 
1 ~Iuc~ Bedll'nungsanl ·,Iung 
2 Stuck Drel .... mt-Spez lischlus,el 

Schallerstellungen 3m Leuchlenkopl 
DurCh dw Zweiwende, unpc Im Leuchlenkopt k,lOn durch 

cnlsprechende Schallcrlstl'flunq ern Slreuhchl oder e,n Punkt 
~hl Cl/Wl1 werden 

Schallt'ISk ungen E", SIreul :1'11 (1 WendIlI) 

A, 

bn PunktlICht (2 Wendt~) 

Aulladen des Sammlers 
Ocr Sammler dart nldll III cxplOSlonsgelahrlichen ß('relchcn 

autgeladen werden 
1 Druckknopfe del T.lqN.l crn btfllen und Gchaust'lerl enl­

nehmen. 
2 zuerSI ladesleckcr dü5 N,~lzkdbcls ,n d,t'! lad(. k" kdose 

~m GehauSC'te,1 51(;'(k,'n. 
3 d, nn Net;:~,Icckel m'l N"IlSI(ckdo;e YClbrndf'n 

Beachte : 
• ßelrll Aufladen des S,l ll1mlers muß die Leuchle ,Hlsl')esch,ll 
lei sern' 
• Das Fließen des Ladcslromes Wild durCh d,e qrunr Leucht 
d xte .1ngcze'gt die durch <iCn Iranspalenlen G('h,'luSf~deckel 

.htbar ISot 

• Zum Aufladen des enlladenen Sammlers Sind ca 18 SIun­
d> n nolWL'fldog 
• Ocf samm!cf kann auch ubr:'r ('Iflen iangt'fen Zeitraum am 
Ndl anqe~ :hlossen ble,ben. ohne dabei Schad!'n 70 nf'hmen 

Glühillmpenwechsel : 
Das Otfnen des Leuchlenkopfes ist erforderlich, wenn Gluh­

lampc, Stccktassung, Drchsclkliter. Refleklor. Dlcillfinge. 
GI.lssche,bc oder Ubcfwurfung ausgewed1SCit oder ,nstand­
gcs,clzl werden mU! >Cf! 

Dre,lo;anlschlussei am Leuchtcngetlause m,th~'S Ofe,!gnt 
Opcll8lSChlussel durch ca 8 lInksdrehungen lOs!'n. 

Anlagen und Geräte des Katastrophenschutzes 
Kopfleuchte, ex-geschützt 

UbclwurtUng abschrauben JOd Yl)r!lC 'log ..... l lJCh' "' 
hau'>O ,Ihheben Ibcl Bcd,lft kOl"en l.1 he,b 111 P 
Jr('klm und DlCh1"ng alS GaMes JS dem lJlrer .... u't' '9 
herauSlwnommen werden). 

3 Glutll;)IlIPC Wild durch dIe r,'r!pr ausgf'worten. 
4 1 ('(I('r und Auswcrtrillg von de! (tt'lt'k1en Gluhlampc atm >h­

men und ;11.11 d,e neue monl!eren 
5 leuLllh'f)kopt nun $0 h<dTcn. d,,1 dIe Ottnung d.· lf'u,;h 

ll'nkopll"'l nach oben zCtgt 
6 Gtulll,lnlpe so emspllel'l. daß de! a:>ymrT'l(:lrrSCh 'J1r Jr \0.1 

3m Soolelboden zum [)fchschaIIL'f Weist 
GI.!<; 'R('fI"\o.tw-E'llhe'\ ,n d('n Uberwurl"nq legen und aut 
dJ', Leu(;htengehause schraubr.>n (nU! hand(e$t nZlehf'n') 

8 D!\"k,mt!>Chraube te'lw"l",n 

BeaChte : 
Uberwurtrlnl') so w. I1 lu!schr,IUb('n bis a,e Dfel~"n1'f1lr, u 

be III e,m der AUSll':'hmungen In Uberwurlr'ng e 19U' ','n 
kan, 

Wartung und Pflege 
Koplh'!jl:ht( nach G,'b.auch fe'"'gen Enll.l(lcne ..;tm'1Ier 

ilulldd •. n Kontakte sauh(~rn und m,t Polten \Vasellne) clllteltcn 
R(>P,lQIlHcn am Drehsct'dlll~r uml an der Slecktassung ,jt 

Leuc.htt'nkoptes ~()W"J ,1m Gchauscleil durten nur yon ~h· 
kund,qpm Pel!onal durchql'fuhrt wt'rden 

Leuchten m,l N,Cd-Samllll,'r n :hl lanqer 6 Monat{· un· 
luh)!'llrlt'n iCl"rn' 

Sicherheilslechnische Hinweise 
C"hilusoo.:ke nur auf' 'rh,ll\) C e.ptOSlQnsget hr('!(!1cn 

Bcr,,;olChes oflnen 
D,C Koplleuchlc n,chl lhnc L('del·TrageUsch(> 10 (>,,,la 

Slonsget;rh.d.'lcn BereIChen c,nsdLf!n 
Die Kopll ~chlen e)(-geSChutl! Sind mrnl1f'$!ens e,nmal Ihr 

I ~h ~on c 'r 'hkur doqf'n Farhkrat\ aut ~h<'ren lusl 111 'u 
ubcrprufim 

----.. 
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Leislunlsliihiler dur,h fe,hnik 

Das Technische Hilfswerk kann seinen 
Auftrag nur dann erfüllen , wenn es für die 
vielfältigen Aufgaben technisch gut ausge­
rüstet ist. Zur Ausstattung des THW gehö­
ren vor allem Einsatzfahrzeuge wie Geräte­
kraftwagen und Mannschaftsfahrzeuge . 
Hinzu kommen Lastwagen sowie Führungs­
und Spezialfahrzeuge und vieles mehr. 

Seit 1986 verfügt die Hilfsorganisation 
auch über Bergungsräumgeräte mit Anbau­
geräten. Überall dort, wo einem Bergungs­
zug eine Bergungsräumgruppe zugeteilt 
ist , steht dieser Einheit ein Radlader mit 
den Zusatzgeräten Tieflöffel, Zwei schalen­
und Polypgreifer , Seitenkippschaufel sowie 
Hydraulikhammer zur Verfügung . 

An der Katastrophenschutzschule des 
Bundes, AußensteIle Hoya, wurden für die Fahrer der Räumgeräte einwöchige Sonder­
lehrgänge "Bergungsräumgerätefahrer I und 11 " eingerichtet, in denen die bergungsspe­
zifischen und einsatztechnischen Kenntnisse für den Umgang mit dem Fahrzeug gelehrt 
werden . 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite geben einen Einblick in die verschiede­
nen Arbeitsbereiche des Bergungsräumgeräts (siehe auch Beitrag im Innern dieses 
Heftes) . 


